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Vorwort 



Durch die gewaltige Vermehrung des Materiales in den 
letzten zwei Jahrzehnten ist die romanistische Forschung 
von der Stadtrechtsgeschichte zur Reichsrechtsgeschichte 
vorgeschritten und die seit Mitteis' grundlegendem Werke 
diesem höheren Ziele geschichtlicher Rechtswissenschaft zu- 
strebenden Einzeluntersuchungen mehren sich in erfreulicher 
Weise. Unter den im Augenblicke der Lösung harrenden 
und m. M. auch fähigen Fragen haben mich in der letzten 
Zeit zwei besonders angezogen: die nach Bedeutung und Ur- 
sprung der ägyptischen Gestellungsbürgschaft und die Frage 
nach dem Ursprünge des Dualismus von schriftloser Ehe 
und Schriftehe im syrisch - römischen Recht. Beide sind in 
der neueren Litteratur im Sinne einer Einwirkung des 
römischen Rechtes entschieden worden, die erste von Wenger 
in seinen anerkanntermafsen ausgezeichneten und ungemein 
anregenden „Rechtshist. Papyrusstudien", die zweite von 
Bruns in seinem bekannten Commentar. Wiederholte Be- 
schäftigung mit den Executivurkunden hat mich zu einer 
anderen als der von Wenger vorgeschlagenen Bestimmung 
der ägyptischen Gestellungsurkunden geführt und die An- 
wendung der vergleichenden Methode auf dem Gebiete des 
Eherechts zu einem der Bruns'schen Lehre diametral ent- 
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gegenstehenden Resultat. Die Ergebnisse dieser Studien 
habe ich in den vorliegenden drei Capiteln darzulegen ver- 
sucht. Mögen sie von den berufenen Beurtheilern und ins- 
besondere von dem hochverehrten Meister, dessen Rath und 
Lehre mir zuerst den Weg zur rechtshistorischen Erkennt- 
niss gewiesen hat, als der Ausdruck ernsten Bestrebens er- 
kannt werden, an der Lösimg der neuen Aufgaben der 
romanistischen Wissenschaft werkthätig mitzuarbeiten ! 

Wien im December 1902. 

Der Verfasser. 



I. C a p i t e 1. 

Executivclausel und beneficium excussionis< 



Der neueren romanistischen Forschung ist es gelungen, 
für so manchen in den Gesetzbüchern Justinians begegnen- 
den ßechtssatz den Ursprung in den Provinzialrechten der 
östlichen Reichshälfte nachzuweisen; für das durch die vierte 
Novelle eingeführte Beneficium excussionis, bei welchem der 
Gedanke an ein provinzialrechtliches Vorbild gewiss sehr 
nahe liegt, ist die Frage nach der Quelle bisher noch nicht 
untersucht worden. 

Im Nachstehenden soll der Versuch unternommen werden, 
die Geltung des beneficium excussionis im ägyptischen Bürg- 
schaftsrecht der römischen Kaiserzeit zimächst aus dem 
die Executivurkunde beherrschenden Princip der Liquidität 
zu erschliessen. Bereits früher habe ich auf den Zusammen- 
hang zwischen Executivclausel einerseits und Gefahrtragung 
sowie Compensation andererseits hinweisen und constatiren 
können, dass die Executivclausel den Ausschluss der Com- 
pensation und Ueberwälzung der Gefahr auf den Schuldner 
bedingt.^) Für die damals als sichere Executivurkunden be- 
zeichneten Verträge über Darlehen, Pacht (Miethe), Deposi- 
tum, Dos ergab sich auch als weiteres Liquiditätserfordemis, 
dass die Garantieclausel einer obligatio auf certa pecunia 
resp. eine Quantität sonstiger vertretbarer Sachen hinzuge- 
fügt sein müsse ^); hierbei waren aber die Kaufverträge, 
in welchen die Worte xad'&TisQ ex dlxrjg wiederholt, aber 
nicht in Verbindung mit „Ttgä^ig^ (nQdneiv) begegnen, von 

») Ztschr. der Sav.-St. Rom. Abth. XXI. Bd. pag. 375 ff. — *) a. a. 
0. p. 376 Anm. 1. 

Brassloff, Volksrecht. 1 
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der Einbeziehung unter die echten Executivurkunden ausge- 
nommen worden, da der Umstand, dass gerade diese im 
sprachlichen Ausdrucke abweichenden Executivurkunden dem 
in den sonstigen Urkunden zu Tage tretenden Liquiditäts- 
princip nicht immer entsprechen, einen Aufschub der defini- 
tiven Entscheidung über die rechtliche Bedeutung des xa&djiEQ 
bc dlxrjg in den Kaufverträgen für geboten erscheinen liess. 

Auch bei den auf die Constatirung der Wirksamkeit des 
beneficium ordinis abzielenden Darlegungen ist Ghrundvoraus- 
setzung, dass die Executivclausel bei Bürgschaftsverpflichtung 
sich vermöge des Liquiditätsprincips mit Zulässigkeit des 
beneficium excussionis nicht vertrage und bei thatsäehlicher 
Geltung des letzteren diese Incompatibilität in dem urkund- 
lichen Materiale irgendwie zum Ausdruck kommen müsse; 
diQ consequente Durchführung des Princips der Wechsel- 
strenge hat in Litteratur und Gesetzgebung über Wechsel- 
recht dazu geführt, dem Avalisten, „der wie der Haupt- 
schuldner nach Wechselrecht (und mit seiner Person) haftet'' 
die Rechtswohlthaten des Bürgen abzusprechen ^) und es ist 
daher a priori die Vermuthung nahegelegt, dass es in 
Aegypten auf dem analogen Gebiete der Executivclausel 
ebenso gehalten wurde, wenn daselbst das nachmals im Justin. 
Recht anerkannte beneficium excussionis wirklich in Geltung 
gestanden ist. Eine diesbezügliche Untersuchung setzt aber 
voraus, das« das Liquiditätserfordemiss, soweit GompensatioD, 
Gefahrtragung und Object der Obligation in Betracht kommen, 
vollkommen sichergestellt und ausser jedem Zweifel sei; be- 
züglich der Compensation waren in den Urkunden selbst deut- 
liche Angaben enthalten, welche eine Erklärung der schein- 
baren Ausnahmen ermöglichten; für die Gefahrtragung sollen 
im Folgenden einige Ergänzungen über die griechische Exe- 
cutivclausel gegeben werden. Eine eingehende Prüfung der 
xa&djieQ ix dbcf]g'Gla,\isel in den ägyptischen Kaufverträgen 
ist heute selbstredend nicht mehr zu umgehen und wie ich 
meine, in dem unserem Postulate entsprechenden Sinne zu 
führen. 

Es sei zunächst darauf hingewiesen, dass das in Aegypten 

*) S. Grünhut, Handbuch des Wechselreclits Bd. I pag. 221, 
insbes. Anm. 8. 
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bezüglich des periculum nachi^eisbare Princip Yollkommen 
gewahrt ist in den bekannten Urkunden von Arkesine und 
hier in einer Weise zum Ausdruck kommt, welche an Deut- 
lichkeit nichts zu wünschen übrig lässt. Dies gilt sowohl 
von der Schuldurkunde über das Darlehen des Praxikles 
(Bull, de corresp. hell. Yin p. 23flF.), als auch von der über 
das ddveiov des Alexandres ^) ; letztere ist hier unter Berück- 
sichtigung eines von Dümmler (Athen. Mitth. des deutschen 
arch. Inst. XI. p. 107 f.) publicirten Inschriftenfragmentes zu 
verwerten, welches von Szanto^) zuerst als Theil der am- 
orginischen Schuldurkunden erkannt wurde. 

Die sofortige Exequirbarkeit wird in beiden Urkunden 
nicht rücksichtlich der principalen Obligation stipulirt; die 
letztere erscheint vielmehr durch eine Generalhypothek an 
dem gesammten Vermögen der Bürger und Metöken von 
Arkesine gesichert.^) Die Forderungen, bezüglich deren die 
Ttgä^ig xa&djiBQ ex dixrjg gewährt wird, haben durchwegs 
pönalen Charakter; sie wird als zulässig erklärt rücksicht- 
lich des bei nicht pünktlicher Ablieferung der Zinsen von 
Seiten der Ta/uai zu zahlenden rjfiiokiov resp. duildaiov^), so- 
dann in Ansehung der vor der 716hg zu leistenden Conven- 
tionalstrafe, wenn Capital oder Zinsen nicht innerhalb sechs 
Monaten nach Kündigung resp. Fälligkeit an den Gläubiger 
abgeführt werden^) imd endlich bezüglich der Strafe von 
einem Talent, in welche jeder Bürger oderMetöke verfallt, 
der den Gläubiger oder einen Cessionar desselben an der 
Executionsvomahme behindert*). Executionsobject bildet, je 

*) 'A^vaioy X p. 536 n. 9. — *) »Zu den amorginischen Staats- 
schuldurkunden'' in Arch. epigr. Mitth. aus österr. XII p. 74 ff. — •) s. 
Bull, de corr. hell. a. a. 0. p. 23 Z. 7ff. . . vnid^sxo 6k JlQa^ixX^g rd 
r(ex)otvd rd r(ij)g noXstag anttvx(a x)ai (r)d tdia rd *Aqxsciv4o)v xal rcSy 
olxovvr)<av ip IdQxeairrji vndQx(^iy) eyyaia xal vnsgnoyrux. Szanta 
a. a. 0. p. 75 Z. 6ff. — *) Bull. a. a. 0. Z. lOff. ... idy de (ätj dnod<3ai/x, 
nQaxrol %artav ÜQa^ixXet oi (Jtrj dnodovreg ro äqyvqioy ix rtay Idltay 
nqd^Bi ndarjL xad-dneq ey öixtjg . . Szanto 1. c. Z. 12 ff. — •) Bull. Z. 24ffl 
. . . xal i^saroD nQa^aa&av IlQtt^ixXei ravra rd xQTJfjiara ngcc^si 
näarjt ix rdiy xoiyaiy r((o)y ^jQx(€)aiy6(oy nuyrwy xal ix ray i)6l(oy rtoy 

*AQXsavvä(äy xal i(x r(oy) otxovynay iy Id^xeaiyt^t xad'dneg dlxtjy 

(oq)Xr]x6r(oy — •) Z. 36 . . n(qaxr)6g s(cr<a) rovro ro dqyvQioy 

/x(a9-unBQ (o)(pXr]X(o(g) &ixt]fji ÜQa^ixXet .... 'A^yaioy 1. c. Z. 13 ff. 
«I ovXtjg), 

1* 
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nachdem es sich um Schuld einer Einzelperson oder de» 
Staates handelt, das gesammte Vermögen der Einzelperson 
resp. der ganzen Bevölkerung von Arkesine. 

Die nothwendige Voraussetzung sofortiger Exigibilität 
der Conventionalstrafen ist Ueberwälzung der Gefahr auf 
den Schuldner bezüglich der principalen Darlehensobligation. 
In beiden Urkunden ist mm, wiewohl es sich um ein ge- 
wöhnliches Darlehen handelt, eine Bestimmung aufgenommen, 
welche den TJebergang des periculum omne auf den Schuldner 
statuirt; Praxikles leiht die drei Talente äxlvdvvov jtavrog 
xivdvvov und in dem Dümmler 'sehen Fragmente werden die 
XJeberreste in Z. 2 f. von Szanto xdi-ana ovo xal fiväq rgid- 
xovxa] äfxlvdvvov navxbg xivdvvov richtig ergänzt. 

In dem bekannten Psephisma der Dyaleer aus dem 
Jahre 300/299 p. Chr. (C. I. A. 11 600) handelt es sich um 
Abschluss eines Pachtvertrages zwischen der Phratrie und 
einem Privaten über ein der Ersteren gehöriges Gnmdstück. 
Es werden dem Pächter über die Art der Bewirthschaftung- 
eine Reihe bindender Vorschriften ertheilt und derselbe ins- 
besondere angewiesen, die Weinstöcke alljährlich zweimal 
zu bewässern, die nicht bewachsenen Strecken des Pacht- 
landes mit Getreide zu besäen und bezüglich des Brach- 
landes sich keinerlei Säumniss zu Schulden kommen zu 
lassen; strenge verboten wird ihm, das eine Pertinenz de» 
Grundstückes bildende Inventar irgendwie anzutasten oder 
das mitverpachtete Gebäude niederzureissen. Der in zwei 
halbjährigen gleichen Raten zu zahlende Pachtschilling wird 
mit 5100 Drachmen festgesetzt und (nach den hier nicht 
vollständig erhaltenen Worten der Inschrift) Z. 14 ff. hinzu- 
gefügt, das Grundstück solle sein: 

are] 

^eg xal ävefTnJrl/LtfrjroJv t . . . . x . . 

viov xal TtoMfuav, In . o . , , xa . q) , , . ,] 
aTQaro7iid[o]v xal reXfcofv] . , , , t . , , x[, ,] 
a[l ra>]v äXXfcoJv äfnjdvfrcüjv 

Von grösserer Bedeutung, für die rechtsgeschichtliche 
Untersuchung ist die Inschrift geworden durch die im § 7 
aufgenommene Bestimmung, welche den Verpächtern für den 
Fall, als der Pächter das Pachtobject nicht auf die im Phra- 
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triebeschlusse decretirte Art bewirthschaftet (§ 4) oder den 
Pachtschilling nicht pünktlich bezahlt, das Recht einräumt, 
die Enechyrasie tiqö dlxrjg vorzunehmen und das Grundstück 
an einen beliebigen Dritten zu verpachten, wobei gleich- 
zeitig des Bestandes einer persönlichen Verpflichtung zur 
Bezahlung des restlichen Pachtzinses und des durch Nieder- 
reissen des Gebäudes sowie Beschädigung des Inventars ent- 
standenen Schadens gedacht wird (Z. 32 ff: läv de ju^rj äno- 
didcp xrjv iMO'9(ooiv i[v] xoig XQ^^*^ ^^^^ yeyQafifiivoig ^ ^t] 
iQydCrjrai to %coqIov xarä rä yeyQafifii[v]a iSeivai xoXg qpQa- 
TQiaQxoig xal AvafXsTjoiv ivexvQa^eiv jiqö dlxrjg xal fu- 
<j'&(baai heQcp xb x(oqIov cß äv ßovXfcoJvxafi xjal vnödixog 
eaxoD AiödcoQog iäv xi 7i[Qog]oq)e(lei xfjg iuio'9(i>ascog fj xa&iXe[i 
x[i xjrjg olxlag fj x6\pei xi x&v ix xov x(oqIov* Diese Ur- 
kunde ist von Mi tt eis*) unter die Executivurkunden einge- 
reiht worden; sie unterscheidet sich von den ägyptischen 
Pachtverträgen mit Garantieclausel in mehrfacher Hinsicht; 
während in der letzteren die jtQäSig xo^ojisq ix dlxrjg ledig- 
lich zu Gunsten der Pachtschillingsforderung eingeräumt ist 
und als Executivobject stets die Person und das gesammte 
Yermögen des Verpflichteten bezeichnet wird, ist hier die 
ivexvQaoia tiqo dixrjg zu Gunsten des Anspruchs auf Zahlung 
des Pachtzinses imd das iQydCeo&ai xaxä xä yeygafifxiva — 
worunter wohl ein positives Handeln im Sinne des § 4 des 
Vertrages gemeint sein dürfte — stipulirt. Sodann ist das 
Object der Enechyrasie nicht deutlich genug bezeichnet und 
es kann zweifelhaft sein, ob als solches das ganze Vermögen 
des Schuldners ^) oder ausschliesslich das verpachtete Grund- 
stück^) gedacht ist. Diese Divergenzen fallen jedoch hier 

*) Reichsrecht und Volksrecht pag. 406f. — *) So Neubauer, 
Üeber eine jüngst gefundene attische Pachturkunde (aus Oljmx). 120, 1) 
p. 85, der das Fehlen einer speciellen Bestimmung über das Pfand- 
objeet dahin erklärt, dass eine solche überflüssig war, da der Eigen- 
thümer selbstverständlich an jedem Yermögensobjeet, das sich im Be- 
sitze des Pächters befand, sein Pfandrecht ausüben konnte. — '} So 
Mitteis' a. a. 0. richtigere Interpretation, der sich auch Beauchet, 
le droit priv^ de la r^publique Ath^nienne Bd. IV pag. 441 anschliesst; 
aus ihr erwächst freilich ein nicht zu unterschätzendes Argument gegen 
die Auf&ssung unseres Pachtvertrages als Executivurkunde. S. weiter 
unten p. 8. 
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nicht so sehr ins Gewiclit, zumal die späteren Ausführungen ^) 
ergeben werden, dass bezüglich des Gegenstandes der Obli- 
gation in Executivurkunden bei voller Wahrung des leiten- 
den Princips der Liquidität eine Erweiterung über den Um- 
fang hinaus, auf welchen die ägyptischen Darlehens- und 
Pachtcontracte hinweisen, zu statuiren ist, durch welche auch 
unser Fall gedeckt erscheint. Von grösserer Importanz ist 
aber die Differenz bezüglich der Vertheilung der Gefahr. 
In den ägyptischen Pachtcontracten findet ausnahmslos Ueber- 
wälzung des periculum auf den Schuldner statt; für unsere 
Urkunde aber nimmt die herrschende Ansicht einen völlig 
entgegengesetzten Standpunkt ein, soweit die Bezahlung des 
Pachtschillings in Kriegszeiten, welche ordnungsmäfsige Be- 
wirthschaftung des Pachtlandes unmöglich machen, in Frage 
kommt. Thal heim 2) ist der Ansicht, es hätten die oben 
citirten Zeilen 14 ff. eine Vereinbarung enthalten, welche in 
Analogie zum emphytheulischen Vertrage von Heraklea 
(CIG in n. 5774)') den ganzen Pachtschilling erliess oder 
wenigstens, wie im Pachtvertrage CIG I n. 93 = CIA II 
1055*) theilweise remissio mercedis gewährte und Brau- 
chet*) geht noch weiter, indem er das, was im Pachtver- 
trage von Aixone und in der tabula Heracleensis als specielle 
Vertragsbestimmung erwähnt wird, vermöge der in unserer 
Urkunde enthaltenen analogen Festsetzung als allgemein 
giltiges griechisches Recht verkündet. Indes sind diese die 



*) S. unten pag. 17ff. — ') Hermann Thalheim, griech. Rechts- 
alterthümer pag. 85 Anm. 4. — •) tab. I Z. 104 ff. ,.. al de /* vno noXe/nio 
iyJtjXrjd-lfavrt wate fJLrj i^rjfiev rcüg fiefita&tofievojg xagneveaS-ai,, ävemod-ai, 
xuv f^la&(üaiy, xa&d xa toi 'HQaxXeiot diayvwvxi, xal fitj rjfiev vnoXoywg 
fifjte ath<os fÄfjre rwg 7rQ(oyyv(og xwv ev r^ üvyS-ijx<ji yeyq«fjifieyo)v, — 
*) Z. 12ff. . . . edv de noXifiioi i^eiQy(offt rjdLttfpd-elQtüav tv eivai Ai^mvevaiy 
jiSy yevofjLevüiv ev tw /oi^co) t« ij/nlaea. Es verwandelt sich also der 
Pachtvertrag in eine colonia partiaria. — •) a. a. 0. IV p. 172 be- 
spricht die in der vorigen Note citirte Stelle aus dem Pachtvertrag 
von Aixone und fährt fort: *Le bau de la phratrie des Dyaliens ren- 
fermait une disposition analogue, autant du moins qu'on peut en 
juger en ^gard au mauvais etat de Tinscription* On peut g^näraliser 
ces dispositions et en conclure, qu*il j a lieu k reduction ou k remise 
du fermage si la jouissance du fermier est entravee par un fait de 
guerre.' 
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hervorgehobene Differenz zwischen ägyptischen und altgrie- 
chischen Executivurkunden begründenden Ansichten keines- 
wegs zutreffend. Die Lücke bezieht sich nicht auf die Be- 
zahlung des Pachtschillings; es werden hier vielmehr und 
zwar in üebereinstimmung mit in anderen Pachtcontracten 
begegnenden Clausein ^) Vereinbarungen über die Bezahlung 
der ausserordentlichen Vermögenssteuer (elgtpogd) getroffen. 
Die in zwei Contracten (wovon übrigens nur der eine ein 
Pachtvertrag in e. S. ist) getroffene Abrede gestattet selbst- 
redend nicht, die remissio mercedis auch da zu supponiren, 
wo die Contrahenten derselben keine Erwähnung thun und 
die bezüglich der öffentlichen Abgaben hier aufgenommene 
Vertragsbestimmung berechtigt nicht auch rücksichtlich der 
privatwirthschaftlichen Leistungen einen (theilweisen oder 
ganzen) Erlass in Kriegszeiten anzunehmen. Der Pächter 
trägt also hier die volle Gefahr. 

Aber abgesehen davon verdienen die Stimmen, welche 
sich gegen die Gleichstelltmg des ivexvgdCsiv nqb dbcrjg mit 
dem ngdtreiv xa'&djisQ ix dixrjg aussprechen, Beachtung und 
Zustimmung. Ich würde mich damit begnügen, bezüglich 
der sprachlichen Auffassung der Worte jiqö dixrjg auf (die 
hier vollkommen zutreffende) Erläuterung B6auchets^), 
welcher dieselben richtig mit 'avant le jugement* wiedergiebt, 
zu verweisen, wenn nicht neuerdings Mommsen*) in der 
Auslegung eines bei Dionysius (VII 26) erhaltenen Berichtes 
über eine Verhaftungsscene eine Synonymität derselben mit 
den Worten xa'&djisQ ix dixrjg annehmen würde. Die hier 
in Betracht kommenden Worte des Historikers lauten: ol 
jLikv drj TiQog'^eoav cbg i7ii2.rjip6jLL€voi tov dvögog, ol de nax- 
Qixioi öeivol fjyeodfievoi xo'bQyov, vno rcbv drj/xdQXCOV tzqÖ 
dixrjg äyea'&ai xiva o(p(bv ßiq, nQovaxrjoav tov MaQxiov, 
Hommsen führt diese Erzählung als Beleg dafür an, dass 
im römischen Strafrecht die Untersuchungshaft der Damnation 
gleichgeachtet wird und stellt dieselbe mit dem Berichte des 
Livius 57, 5, in welchem thatsächlich von dem 'pro damnato 

*) CIG I 938 Z. . xal iuy ris €l(!(poQcc vn€Q tov ^f^glov ylyyrjrai sig 
Tfjy noXiy Al^tovetg 6iaq)6Q6iy — CIG I 103 Z. . . iay d^ rtg sictpoqot 
ylyyfjtat dno rwy )[<aqi(ay rov tifÄijfiietog rovg dtj/tiorag Bictpiqeiy, — 
*) a. a. 0. IV pag. 441. — ») Rom. Strafrecht p. 328 Anm. 4. 
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in vincula duci* des in die Untersuchungshaft Abgeführten 
die Bede ist, auf eine Linie. Es scheint mir aber hier nicht 
anzugehen, die bei Livius zu Tage tretende Auffassung in 
den Dionysiustext hineinzutragen. Die Didot'sche Ausgabe 
übersetzt in der That ganz richtig 'patricii facinus intoleran- 
dum rati, aliquem sui ordinis a tribunis ante causae die- 
tionem vi abripi, pro Marcio se illis opposuerunt'. Hinzuzu- 
fügen wäre noch, dass auch im Recht von Gortyn die das 
Gewaltverbot im Sclavenprocess aussprechenden Einleitungs- 
worte: og X iXevß'eQO fj ddXo fioXe aijmifjLokeXv, tiqo dlxag fxi] 
äyeiv, von allen Uebersetzem übereinstimmend mit „vor dem 
Rechtsstreit^^ ^), oder „vor der richterlichen Entscheidung 2) 
wiedergegeben werden. Ein Grund, von dieser wörtlichen 
Uebersetzung in unserer Urkunde abzugehen, ist nicht vor- 
handen, dieselbe bedingt aber einen anderen, als den bei 
Gleichstellung des 7iq6 dlxrjg und xa'&dnsQ ix dlxrjg sich er- 
gebenden Sinn. 

Das evexvgä^eiv üiqo dlxrjg weist auf eine der Pfändung 
nachfolgende richterliche Entscheidung hin, welche die Recht- 
fertigung derselben bildet ; es handelt sich hier nicht wie bei 
der JiQä^ig xa'&djisQ ix dlxrjg um die Realisirung eines keiner 
processualer EHarstellung bedürfenden Anspruches; in der 
Gestattung der Enechyrasie vor der richterlichen Entschei- 
dung ist vielmehr eine Provisorialmafsregel zu erblicken, 
welche in unseren einstweiligen Verfügungen ein Analogen 
hat. Bei dieser Deutung erst kommt Mitteis' Auffassung, 
welche das Grundstück selbst als Executionsobject betrachtet, 
zu voller "Wirkung; wir begreifen so, warum hier Gegen- 
stand der Enechyrasie eine dem Verpächter selbst eigen- 
thümlich gehörige Sache ist, es erklärt sich auch die hie- 
durch bedingte Differenz bezüglich der Realisierung des 
Pfandrechts, die in unserem Fall begreiflicherweise nicht, 
wie dies für die übrigen Executivurkunden feststeht, durch 
Distraction, sondern Verpachtung des Pachtgrundstückes statt- 
finden muss und die Gewährung der Enechyrasie für Fälle, 
wo dixt) äyecoQylov imd ä/ieUov ^), also Klagen mit praktisch 



*) SoBücheler-Zitelmann. — *) Vgl. Baunack. — ■) Euler, 
de locatione, conductione atque empbjteasi Graecorum p. 22 f. 
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complicirteren Thatbeständen, anzuBtellen wären; es er- 
scheint endlich auch der Zusatz, der einen Fortbestand der 
persönlichen Haftung des Pächters statuirt, vollkommen ge- 
rechtfertigt. 

In der in Demosthenes' Paragraphe gegen Lakritos ein- 
gelegten Urkunde handelt es sich um ein Seedarlehen, 
welches zwei Phaseliten von athenischen Gläubigem auf 
mendäischen Wein gegeben wird. Die Rückzahlung des 
Darlehensbetrages hat innerhalb zwanzig Tagen nach Ein- 
langen der mit dem geborgten Gelde angeschafften Waaren 
zu erfolgen ; gewisse durch besondere Unglücksfalle erfolgte 
Verluste gewähren dem Schuldner ein Abzugsrecht. (Z. 11 ff. 
cay&ivx(ov dh rcbv ^^^ly/idrcüv 'A&riva^e, äjtodcoaovai 01 davei- 
odfievoi xdiQ daveioaai rd yiyvöfievov ägy^ögiov xatä rrjv ovy- 
yQQcprjv ^/UQOJv eixoai, äq? ^g äv SX'&cooi !4^vafe, evT«>lig 
jikrjv ixßoX'^gj fjg äv ol ovfinXoi yjrjq)iodjLievoi xoivfj 
sxßdlcovTai xal äv xi noXefiloig äTtorelocooi). Zu Gun- 
sten dieser Darlehensforderung wird das Schiff den Gläubigem 
verpfändet und ihnen bei nicht pünktlicher Zahlung Weiter- 
verpfandung und Veräusserung gestattet, bezüglich des nach 
Distraction des Pfandes noch unbedeckt verbleibenden Rest- 
betrages aber die TtQä^ig xa'&dneQ ix dlxrjg an dem ge- 
sammten Vermögen der Schuldner eingeräumt. (Z. 15 ff. xal 
Mv XI iXXebifj xov äQyvglov , ov de! yevio'&ai xdig davelaaoi 
Tcaxä xf]v avyyQGipTjv nagä ^ÄQxi/iKDvog xal ^ÄTzoXXodcoQov 
iaxo) fj Jigä^ig xoig daveioaai xal ix xcav xov xojv ändvxojVy 
xal'iyyslwv xal vavxixcov, navxaxov^ Snov äv (boi, xa'&dneQ 
öixfjv &q)Xrix6xoyv xal vneQrjfjiiQwv Svxojv , xal ivl ixa- 
rigcp xcov daveiodvxoiv xal ä/i(poxiQoig), Durch die von den 
Gläubigem hier zum Theile übernommene Gefahr ist, in 
dem Momente, wo die letzteren behufs Hereinbringung der 
durch den Pfandverkauf unbedeckten Darlehenssumme zur 
Execution xa&djteQ ix dlxtjg schreiten, der Forderungsbetrag 
keineswegs in unanfechtbarer Weise gegeben. Der Werth 
der navis exonerandae causa ausgeworfenen Waaren und die 
Höhe der den Feinden gezahlten Summe werden ja in vielen 
Fällen nur im Wege umständlichen gerichtlichen Beweises 
festzustellen sein. 
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Indess ist die Echtheit der Lakritosurkunde schon wieder- 
holt von philologischer Seite angezweifelt worden und 
Szanto ^) hat speciell auf den Urkunden von Arkesine gleich- 
geartete Vertragsformulare hingewiesen, welche dem Ver- 
fasser als Yorbild gedient haben mögen. In der jetzt nicht 
mehr ausschliesslich philologischen Frage erscheint die hier 
berührte Abweichung von unverdächtigen Zeugnissen ge- 
eignet, den Ausschlag zu Ghmsten der Meinung zu geben, 
welche unsere Syngraphe als Einlage eines Grammatikers 
betrachtet^); die umfassende Kenntniss in astronomisch- 
meteorologischen Dingen, die in der Abfassung der Urkunde 
zum Ausdruck kommt*), kann über die hier zu Tage tretende 
Unerfahrenheit über die bei Executivurkunden zu beachten- 
den Cautelen nicht hinweghelfen. Hiezu kommt noch Folgen- 
des: Mitteis ist der Ansicht, dass in der Frage nach der 
Echtheit der Lakritosurkunde dem Juristen ein mafsgeben- 
des Urtheil nicht zukomme ; nur dann erachtet er den Rechts- 
historiker zur Entscheidung competent, wenn sich nachweisen 
liesse, dass die Aufaahme der Executivclausel jüngeren 
Datums sei als die ßede gegen Lakritos. Durch die Eli- 



*) Anleihen griechischer Staaten I in Wiener Studien VII p. 237%. 
macht insbesondere darauf aufoierksam, dass der Schlusssatz der Ur- 
kunde {xvQKOTSQoy cff TTeQi Tovtcop aXXo fiTjdey siyat xrjg cxyyygafpfjg von 
dem Referate in der Rede selbst abweicht. § 49 wird der Inhalt so 
wiedergegeben: iy [ihv yag avyygaq)?} otdey xvQitoteQoy i^ eivai, röiy 
iyyeyqafji^iyfav, ovde TTQoatpeQSiy ovde yofioy ovds \f)tjq)UFfAa ouV aXX^ 
ovd' ottovy TiQog rrjy avyygaqyijy und damit stimmt überein die Fassung 
dieser (durch Ausschliessung der Rückwirkung späterer Rechtsvor- 
schriften ebenfalls der Liquidität dienenden) Clausel in Bull, de corresp. 
hell. VIII pag. 23 ff. Ad^yai^y X pag. 536 fg.). Diese Cautel dürfte 
bei griech. Executivurkunden allgemein beachtet worden sein; aus 
diesem Grunde trete ich auch der von Mitteis 1. c. pag. 414, gegen 
Goldschmidt (Ztschr. der Sav.-St. Bd. X pag. 363 n. 3) vertretenen An- 
sicht bei, dass die in der ephesischen Inschrift Dittenberger Syll. 
n. 344 Z. 76 erwähnten ifißdaets xaxd TjQa^ets nicht auf Grund von 
Executivurkunden erfolgt seien. Bemerkt sei noch, dass, wie sich aus 
Cic. ad Attic. V, 21 ergiebt, die die Rückwirkung späterer Rechtsvor- 
schriften ausschliessende Vertragsbestimmung auch der Cautio des 
ßcaptius beigefügt war. — *) Wachsmuth, in Rhein. Museum für 
class. Phil. Bd. 40 p. 301f. — »} Diese betont Thal he im, Hermes 
Bd. 23 pag. 340. 
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minimiig des Pachtvertrages der Dyaleer, aus der Reihe der 
Executivurkunden, welche, wie schon Beauchet^) andeutet, 
überdies zur Folge hat, dass auch in anderen Pachtverträgen, 
die sofortiges Pfändungsrecht bei nichtpünktlicher Zmszahlung 
gewähren, die he%vQaola als hexvQaoia tzqö dixrjg (d. h. im 
Sinne einer der Rechtfertigung durch nachträgliche richter- 
liche Entscheidung bedürfenden Mafsregel) aufzufassen ist, 
sind die sicheren Zeugnisse für den Gebrauch der Executiv- 
clauseP) in das zweite Jahrhundert herabgerückt; ich glaube 
darum nicht fehlzugehen, wenn ich ungeachtet des Um- 
standes, dass die Bedingungen für die Entwicklung der 
Executivurkunden in Attika gegeben sind^), die Consequen- 
zen aus Mitteis"* bedingtem Urtheile ziehe. 

*) a. a. 0. pag. 444. — *) Das Material wird für griechisches 
Gebiet jetzt vermehrt durch eine Inschrift aus Kos (publicirt von 
Herzog, Koische Forschungen und Funde unter n. 9), in welcher die 
nga^is x, s. d. für eine bei Nichterfallung gewisser Opferverpflichtungen 
zu zahlende Strafsunime stipulirt wird. (Z. 17 ff. &v6yr[toiJ 6s [xalj 
rot dno[&6iJxyvf4syoi> navxeg vno rfiSy rga/ns^eiriSy rj aXXtog ntog 
xad-lJ^oyxBg inl tay TQans^ay ixfajarog ieqoty . . . xjal rd (y€)y€QTi 
6t66r[(o xaxd ?« yeyQafXfAiya rj dnoriyoyray rcSyJ le^eo LY xal d nqä^ig 
saro) avtfSi xad-dneq ix &lxag. Die Inschrift gehört wohl dem ersten 
Jahrhundert n.Chr. an (vgl. Herzog a. a. 0. pag. 45. Die vom Heraus- 
geber a. a. 0. pag. 38 als Parallelstelle eitirte Inschrift CIG Sept. I 
3172 (Darlehen der Nikareta) ist, wie schon Mitteis [auf dessen Aus- 
führungen sich Herzog im Allgemeinen bezieht] bemerkt hat, keine 
Executivurkunde. Das gleiche gilt auch von Michel 263. Die obige 
Urkunde ist auch wegen der aus ihr zu gewinnenden Eenntniss über 
die Beziehungen der Banken zu den Heiligthümem von Interesse. — 
') S. hierüber Mitteis a. a. 0. pag. 413 f. Die für die Embateusis ge- 
wöhnlich citirten Belege sind freilich nicht alle in gleichen Mafse be- 
weiskräftig. Dies gilt insbesondere bez. Dem. c. Apatur. XXXIII, 6 
ol jif^^cTrat xttTfjneoyoy avtoy dnairovyteg xal iyeßdrevoy €ig trjy yavy 
elXtjtporeg rg vneQrjfieQif}, Das Wort eyeßdtevoy kann nämlich auch 
als impf, de con. aufgefasst werden (vgl. Lipsius, Von der Bedeutung 
des griech. Bechts pag. 30; zustimmend Hitzig, griechisches Pfand- 
recht pag. 82). Dass dem Ffandgläubiger das Recht der Embateusis 
bei Nichterfallung der Schuld auch im Recht von Gortyn zusteht, 
wird jetzt allgemein auf Grund der Schlussbestimmung der ersten 
Tafel als gesichert angenommen; dieselbe stellt sich als eine Aus- 
nahme der Einleitungsvorschrifk I If. dar, welche in allen Fällen, wo 
es sich um den Streit über den Besitz eines Freien oder Sclaven han- 
'delt (Status- und Eigenthumsprocess) , Deduction des Streitobjectes 
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Wir besprechen nun die der römischen Eaiserzeit ange- 
hörigen Kaufverträge, in welchen die xa^dneQ ix dbcfig- 
Glausel u. z. in von der stereotypen ägyptischen Urkunden- 
form (jiQä^ig Sgtco xa&dneQ ix dixfjg) abweichenden 

Yerbalverbindungen aufgenommen ist; es handelt sich hie- 
bei durchwegs um gegen den Verkäufer aus dem Titel der 
Gewährleist ung begründete Ansprüche. ^ 

untersagt. Sowohl Bücheler-Zitelmann, als auch Baunack lesen 
und ergänzen in I 65 — II 2 /V/oV &^ vevtxa/ji^yo xup, rov xaJtaxBifjre- 
roy ayovxi antttov e/iey; die Ersteren übersetzen: «wer den des Be- 
siegten und den Verpfändeten wegführt, soll straflos sein". Unter 
dem yeyixafxiyog soll einerseits der Sclave, der Gegenstand des Eigen- 
thumsprocesses ist, andererseits das Object des Freiheitsprocesses (ob 
es sich um assertio in libertatem oder vindicatio in servitutem handle) 
gemeint sein. Die Brüder Baunack übersetzen: »Wer den (Sclaven) 
vom Besiegten und wer den verpfändeten (Sclaven) wegführt, soll 
straflos sein'', behaupten aber dennoch im Commentar p. 97: ,B. u. Z. 
liest und übersetzt den Passus wie wir." Es ist aber offenbar nicht 
nur die grammatikalische Auffassung des Gen. yeyixafAsyo bei beiden 
eine verschiedene (B. u. Z. nehmen wohl Gen. poss. an, der seine 
Stütze in der Phrase I 24 o exoy haben dürfte ; Baunack gen. separat, 
entsprechend dem homerischen Sprachgebrauch), sondern auch die be- 
griffliche Ausdehnung bei Bücheler-Zitelmann eine weitergehende. 
Dass die grammatische Interpretation von Baunak der B.-Z. 'sehen 
zum Mindesten gleichwerthig ist, wird Niemand bestreiten, aber ebenso 
sicher ist, dass dann eine ergänzende Bestinmiung über jenen, der in 
servitutem vindicirt wird, hinzutreten muss; und auf den in posses- 
sione libertatis befindlichen, der im Processe um seine 
Freiheit unterlegen ist, möchte ich xataxBifxevog beziehen (xata" 
xBl(t&ai = succumbere). Wir erhalten so für die ganze Tafel einen 
völlig homogenen Inhalt (Sclavenprocess). Der Einwand, dass der in 
servitutem Vindicirte hier, wiewohl er den Process durch einen Assertor 
führt, als Subject behandelt wäre, fällt nicht ins Gewicht, wenn man 
bedenkt, dass auch die römischen Rechtsquellen bei gleicher Grund- 
auffassung von dem in servitutem Yindicirten, als demjenigen, qui de 
libertate sua litigat, sprechen (vgl. Wlassak, Ztschr. für das Privat- 
und öffentl. Recht der Gegenwart Bd. XII pag. 711 Anm. 19 zu Dig. 40, 
12, 7, 5 (Ulp. lib. 54 ad ed.)). 

^) Dem Schutze des Käufers gegen Angriffe dritter Personen, 
welche sich auf die mangelnde Dispositionsbefugniss des Käufers 
gründen, dient auch die Publication der Verträge; für das griech. 
Rechtsgebiet fehlt es hiefÜr nicht an Belegen (vgl. Brauchet a. a. 0. 
Bd. III pag. 325 f.); dass dies auch in Aegypten so gehalten wurde, können 
wir aus der analogen Gestaltung beim Pachtvertrag annehmen. Vgl. 
jetzt diesbezüglich Amh. 85 (78 p. Chr.) Z. 18ff. ... idy tpalytitcu. 
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Hiebei tritt nachstehender Unterschied in der Passung 
zu Tage. In der einen Kategorie verspricht der Veräusserer, 
dass weder er selbst, noch seine Leute jemals das Recht 
des Käufers anfechten werden, dass er im Evictionsfalle den 
Käufer auf eigene Kosten defendiren werde, und verpflichtet 
sich bei Nichterfüllung dieser Verpflichtimgen, den Kaufpreis 
mit dem Anderthalbfachen, sowie alle erwachsenen Schäden 
und Kosten sammt der festgesetzten Conventionalstrafe wie 
auf Grund eines XJrtheils zu bezahlen (riveiv, ixrivsiv xa'&dnsQ 
hi dlxrjs). Dieser Typus ist bisher durch drei Urkunden aus. 
dem zweiten Jahrhundert vertreten, 

1. BGU I n. 542 (163/4 n. Chr.) 

, . , fxi] ijzmoQeveo'ß'ai fjLrjTE alrtfjv OvaXeqlav 2aßeivav 

fi'fj'te äXXov vji€Q avr^g jufjdiva OvaXcQiav üaßeivav 

.... ^ArcoXhvaQiov äq)iardveiv utaQaxQrjiia xdtg tdloig danavY}- 

juaai /• • • -7 OvaXcQiav 2!aßlvav .... reo 'Avovßicovt 

ore €iXr]q)£v d>g jtQoxeirai naQaxcoQfjrixdv xetpdXaiov avv 
^juiokia xal T(i ßXdßrj xal rä daTtavrj/iara xal tÖ (bgiofjiivov 
jiQÖarifjiov xa'&dnsQ ix dixrjg. 

2. CPR n. 5 (168 n. Chr.). 

. . . tÖv de ^AfXfjLdüviov /irj bitJiOQeveo'&ai im rovrcov 

fjLYjö^ äXXov vneQ amcbv jurjöeva etc ök xal inekevaofjievov 

avxovg xal ixdregov amöjv äcpirndveiv JtaQaxQ^j^CL roig löioig 

danav'fifiaai fj .... rivveiv xb xfjg Tifirjg xetpdXacov 

ovv fjfuoXeia xal xä ßXdßrj xal öanavrifiaxa xal xb WQiofievov 
TiQoaxijLiov xa'&dnsQ ix dixtjg, 

3. BGUI n. 282 (175 n. Chr.) 

xvjv de AiövfidQiov /irj inmoqeveod'ai inl xavxa [xriS* 
äXXov vTikg airf^g ßirjSeva . . . xbv de . . , inekevoofxevov äjio- 

axT^aiv TiaQaxQ^fJia xdtg Idioig do^Jiavrjfiaoi ^ 

ixxlveiv XTjv xeififjv avv YjfjLiokia xal ßldßrj xal öanavt]'- 
jLiaxa xal xb (OQio/Liivov JiQÖoxeijLLOv xa&dneQ ix Slxrjg. 

In der zweiten Kategorie, welche bisher nur durch eine 
Urkunde aus dem dritten Jahrhundert vertreten ist, verpflichtet 
sich der Verkäufer zur Defension xa'&dneQ ix dlxrjg, 

TtQotBdijyai xijü^B rijg fiMt-d-ciasojg ccytiyQafpoy, inl rag xa&ijxovaag iqfjiiqag 
6äxa ontog fAfjifsyog nqoaayayoytog inld-Sfia f^svrji ijfxZv vj fJLLßd-taCig- 
ßeßaia inl roy neytaeiij XQoyoy afied-eatatcDg, 
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BGÜ I n. 13 (289 p. Chr.) 

tov dk . . , ineXevoSjLievov . . . fj/btetg änoon/jaO' 

fiev xal ixdixTJao/iev naQaxQtjfJia röig Idioig iavraw doTta^ 
viqiJLaoi xa'&dji€Q ix dixfjg. 

Die citirten Belege aus den Kaufverträgen lassen deut- 
lich den Widerspruch zu den Urkunden erkennen, in welchen 
die TtQä^ig xa'&dneQ ix dbcrjg stipulirt wird; in der ersten 
Kategorie besteht der Widerspruch darin, dass Kosten und 
Schäden nicht ziffermäfsig bestimmt sind, imd in der dem 
dritten Jahrhundert angehörigen Urkunde handelt es sich 
nicht um ein dare einer Quantität vertretbarer Sachen, son- 
dern um ein facere. Trotz dieser zu Tage tretenden Diver- 
genzen möchte ich jetzt in dem exriveiv xa'&OTieQ ix dlxrjg 
der ägyptischen Kaufverträge nicht leicht eine leere Urkun- 
denfloskel, wie in den Gräbermulten einer lykischen oder 
karischen Inschrift erbUcken; es scheint mir viehnehr 

^) Le Bas . Waddington, Asie mineur III. Bd. n. 1301 (CIG 4300 v) 

.. dnotiifdrüi iniztfioy xta drjfjita , . . r^g nQoaayysXlag ovcrjg naytl 

TW ßovXofiivia im tw ijfilcei xad-dnsQ ix dlxrjg und 1. c. n. 1639 * . . 

BicoLaei ixaarog avraiy eig xov xvgiaxov q^Lcxov dyd * fivQia, (ag ix 

xaraöixfjg xal to vnevayrliog yevofjievoy eßtai dxvQoy xal ovffey 

^xxoy fxsyeZ xd nQodt]Xovf^6ya elg xd xad-iaaito/iiya. Beauchet a. a. 0. 
p. 443 polemisirt gegen Mitteis' Gleichstellung dieser Clausein mit 
der Executivclausel in den Urkunden von Amorgos und schliesst sich 
der Ansicht Darestes an, welcher in Ersteren „formules sans impor- 
tance** erblickt. Hier scheint ein Missverständniss Beauchets vor- 
zuliegen. Denn Mitteis a. a. 0. p. 409, dessen Auffassung des x. e, d. in 
der lykischen Inschrift sich mit der schon früher von Treuber, Beiträge 
zur Geschichte der Lykier IL Th. 11 (1888) p. 19 vertretenen deckt, lässt 
es ausdrücklich dahingestellt, »ob dem xa^ccneg ix dixtjg hier die recht- 
liche Tragweite zukommt, welche ihr Verfasser zweifellos bezielt hat". 
Dass aber der Gebrauch der Clausein in den Grabschriften auf die 
Wirksamkeit der Executivclausel in Verträgen hinweist, ist mir nicht 
zweifelhaft; man könnte ja vielleicht an ein criminalrechtliches Sum- 
marverfahren, wie es etwa bei der attischen intßoXtj begegnet (hier- 
über Meier- Seh Oman n I.e. pag. 49) als Vorbild denken, die Fassung 
speciell der karischen Sepulcralmult weist aber doch eher auf ein 
Vertragsformular hin; so fasst wohl auch Mommsen, Rom. Strafr. 
p. 815 Anm. 1 die Sache auf. Vielleicht erklärt sich aus der An- 
wendung contractlicher Bestimmungen bei grabrechtlichen Straffest- 
setzungen die Correalität bei von mehreren begangener Grabverletzung 
in Dig. 43, 24, 15, 2 (vgl. zu diesen Stellen Mitteis, Individualisirung 
der Obligation p. 64 und Eisele, Arch. f. civ. Praxis Bd. 77 p. 428 f. 
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keinem Zweifel zu unterliegen, dass das xa&djieQ ix dixrjg 
der Eaufurkunden in beiden hier erwähnten Verbindungen 
dem Tigdtreiv xa&djieQ ix dixrjg gleichzuachten ist ; die histo- 
rische Betrachtung des Gewährleistungsanspruches ermöglicht 
es, die Ausnahme in einer Weise zu erklären, welche die 
Regel nur bestätigt. 

Es ist vor Kurzem von Eabel^) eingehend dargelegt 
worden, dass die älteste Gewährleistungsklage des römischen 
Rechtes (actio auctoritatis) die Yerpflichtung des Mancipanten 
zur Grundlage hat, den Käufer in allen Rechtsstreitigkeiten, 
welche auf den Mangel der Berechtigung des Auetors sich 
stützen, zu defendiren; der gleiche Ausgangspunkt wird von 
ihm auch für das griechische und deutsche Recht ange- 
nommen, welch letzteres auch darin mit dem römischen 
Recht übereinstimme, dass es, wiewohl hier „das Recht auf 
Defension einen Pfeiler des Gewährenzuges bilde" eine 
Klage auf Defension nicht kenne. ^) 

Für Aegypten scheint mir nun in der letzteren Be- 
ziehung der entgegengesetzte Zustand durch BGU n. 13 mit 
aller Deutlichkeit dargethan und das Zeugniss um so werth- 
voller, als es noch für das dritte Jhd. n. Chr. die Geltend- 
machung des Defensionsanspruches im Klagswege beweist. 
Das äcpiardvat xa'&djieQ ex dixi]g setzt nothwendig voraus, 
dass es ein XJrtheil, eine Klage auf ä<pi(ndvai giebt. Damit 
erlangt auch die schon von RabeP) citirte Vertragsbestim- 
mung in Lond. I n. 3 p. 16 (aus dem J. 145 od. 135 v. Chr.) 
grössere Bedeutung. Dieselbe lautet: sdv de rig ijiil'ätji 
tzcqI avTcbv, äTtoarrjoco avrdv, idv de firj djioanjocoi, dnoorrj- 
ocoi ijidvayxov. Zwar möchte ich auch jetzt nicht als ge- 
sichert annehmen, dass erst die ausdrückliche Unterwerfung 
unter die Execution die juristische Wirksamkeit des Ver- 
sprechens bewirkt hätte, aber als Beleg dafür, dass es eine 
Execution und demgemäfs eine Klage auf Defension ge- 
geben, möchte ich sie immerhin verwerthen. 

Eine mit dem für die ägyptischen Urkunden ptolomäi- 
scher (und noch späterer römischer) Zeit nachgewiesenen 
Rechtszustande übereinstimmende Regelung der Geltend- 

1) Haftung des Verkäufers Bd. I pag. 5ff. — «) a. a. 0. pag. 21. — 
*) a. a. 0. pag. 53 Anm. 3. 
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machung des Gewährleistungsanspruches lässt sich für das 
attische Recht constatiren. Hier hat der Käufer, wenn von 
dritter Seite ein Anspruch gegen ihn geltend gemacht wird, 
der sich auf einen Mangel der Berechtigung des Auetors 
gründet, den letzteren zunächst zur Uebemahme der Ver- 
theidigung aufzufordern; leistet der Verkäufer dem Apell 
keine Folge, so steht dem Käufer gegen den auctoritatem 
defugiens die dixtj ßeßcucbaecog zu. In dieser letzteren Klage 
erblicken nun Meier — Schömann^) eine Klage auf Defen- 
sion und Brauchet ^) ist ihnen hierin mit Recht gefolgt; ihr 
Zweck ist ausschliesslich bindende Entscheidung darüber, ob 
der Veräusserer zur ßeßalcooig — Vertheidigung verpflichtet 
ist oder nicht. 

Ich möchte mich damit begnügen, auf die Ueberein- 
Stimmung mit dem griechischen Rechte hinzuweisen: wer 
nicht direct eine Entlehnung aus dem griechischen Rechte 
für Aegypten concediren will, wird in der Analogie doch 
den Erklärungsgrund dafür finden, dass die Defensionsklage 
sich noch in ptolomäischer Zeit erhalten hat; imd auch für 
die Thatsache des Fortbestandes derselben in einer Zeit, wo 
das römische Recht mafsgebenden Einfluss auf diesem Ge- 
biete erlangt hat, scheint mir der Schlüssel zum Verständniss 
wesentlich in dem Umstände zu liegen, dass auch in Rom 
nach mehreren Aussprüchen der Quellen die Defension des 
Erwerbers durch den Auetor einer in ins vocatio und Litis- 
contestation (ex causa auctoritatis) nachfolgt.^) 

^) a. a. 0. pag. 270f. — «) a. a. 0. Bd. IV pag. 134ff. — ») Dass 
in Dig. 5, 1, 49 pr. (Paul. lib. 3 resp.) denuntiatus (venditor ab emptore 
denuntiatus) in *in ius vocatus' zu ändern sei, bat Ra bei a.a.O. 
p. 16 richtig bemerkt. Folgende Stellen konunen noch in Betracht. 
1. Celsus in Dig. 21, 2, 62, 1: Si ei qui mihi vendidit, plures heredes 
exstiterunt, una de evictione (Lenel: auctoritate) obligatio est, omni- 
busque denuntiari et omnes defendere debent. Hier halte ich die 
Interpolation der Worte omnibusque denuntiari fär sicher: eine Verbin- 
dung derselben mit debent widerspricht den Sprachgesetzen; dafür stand 
omnesque in ins vocari debent. Ebenso in 2. Faul, in Dig. 45, 1, 85, 5: 
in solidum vero agi oportet .... cum ex causa evictionis (auctoritatis) 
intendimus; nam auctoris heredes in solidum denuntiandi sunt 
omnesque debent subsistere . . . Auf der Defension vorausgehende Litis- 
contestation lässt sich Venul. Dig. 45, 1, 139 beziehen: Cum ex causa 
duplae stipulationis (Lenel: auctoritatis) aliquid intendimus, ven- 
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Die vorstehenden Nachweisungeu werden die Behaup- 
tung, dass die xa'&djisQ ix dbcrjg-GlsiUsel im Papyrus BGÜ 
n. 13 sensu stricto aufzufassen ist, nicht ungerechtfertigt er- 
scheinen lassen ; sie führen freilich mit Nothwendigkeit dazu^ 
den Kreis der Obligationen, bei welchen die sofortige Exe- 
quirbarkeit, wie auf Grund eines Urtheils mit vollem Erfolg 
vereinbart werden kann, entsprechend zu erweitem. Die 
TiQä^ig xa^dncQ ix dlxrjg ist also nicht nur bei 
Obligationen auf ein dare einer Quantität vertret- 
barer Sachen, sondern auch bei solchen auf eine 
bestimmte Handlung anwendbar. Damit gewinnen 
wir eine vollkommene Analogie zu der mittelalterlichen Ge- 
staltung der guarentigirten Urkunden, bei welchen das 
Liquiditätserfordemiss zur gleichen, festen Begrenzung des 
Umfanges der Schuldverhältnisse geführt hat.^) 

ditoris heredes in solidum omnes conveniendi sunt, omnesque debent 
subsistere, et quolibet eomm defagiente ceteris subsistere nihil prodest. 
Die Auffassung des Fragmentes hängt von der Auslegung der beiden Aus- 
drücke intendimus und conveniendi sunt ab. Dass unter dem Ersteren 
die Formulirung der Gondemnationsbedingungen zu verstehen sei, ist 
wohl ausser Zweifel (s. die Lexica vonDirksen und Heumann), und 
es wäre nur noch zu bemerken, dass das Wörtchen aliquid vermuthlich 
von den Compilatoren bei Anpassung der Stelle für die stipulatio duplae 
hinzugefügt wurde (vgl. oben Paul. Dig. 45, 1, 85 pr.). Zweifelhaft ist 
mir aber, ob die gewöhnliche Interpretation das Richtige trifft, wenn 
sie unter dem Ausdrucke in solidum conveniendi sunt die der Er- 
hebung der actio auctoritatis vorausgehende Denuntiation versteht (nach 
dem oben Bemerkten wäre In ins vocatio zu substituiren), con venire 
bezieht sich in mehreren Stellen der Digesten auf den Abschluss der 
Litiscontestation (s. Dirksen s. v.) und ich möchte angesichts der 
sprachlichen Gleichzeitigkeit beider Ausdrücke (intendimus und in 
solidum conveniendi sunt) auch in unserem Fragment diese Bedeutung 
vorziehen. Welche Klage hier gemeint ist, d. h. worauf dieselbe ge- 
richtet ist, ist mir sehr zweifelhaft; es ist nicht ausgeschlossen, dass 
sie sich ebenso wie die obcitirten Stelleü von der in ins vocatio des 
Käufers (vgl. noch die Gleichstellung convenire ad pretium restituendum 
und c. ad rem defendendam bei Hermog. Dig. 21, 2, 74, 2) auf eine 
Defensionsklage bezieht ; etwas sicheres ist nach dem Stande der Quellen 
natürlich nicht zu behaupten. — Unsere Auffassung von Dig. 45, 1, 139 
harmonirt übrigens mit Lenels Ansicht über die intentio der actio 
auctoritatis (Ed. pag. 425). Dagegen Babel a. a. 0. pag. 21 n. 1. 

*) Vgl, etwa das Statut von Padua (14. Jhd.) bei Briegleb, 
Executivprocess Bd. II p. 193. 

Brassl off,' Volksrecht. 2 
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Wie erklärt sich aber die Aufnahme der Executirclausel 
in den anderen Kauf Urkunden? Wie BQJJ n. 13 nahelegt, ein- 
fach daraus, dass die hier für den Eirictionsfall stipulirten 
zum Theil illiquiden Ansprüche im Laufe der Zeit an die 
Stelle liquider getreten sind, welche bei der hier gestatteten 
Verwendung der Executivclausel durch TtQä^ig xa^dneg ix 
dtKfjg gesichert zu werden pflegten. In den oberwähnten Ur- 
kunden erscheint, wie dies auch sonst üblich ist, der Ersatz 
des Kaufpreises, der ßldßti etc. nicht nur als Surrogat für 
die durch Klage geltend zu machende Defension, sie ist, wie 
bemerkt, auch bei Antastung des Rechtes des Käufers durch 
den auctor zu bezahlen. In diesem Fall ist nun nach den 
Papyri ptolemäischer Zeit lediglich eine bestimmte Summe 
als hüxifAov und die Fiscalmult in voraus bestimmter Höhe 
zu bezahlen.^) Erst in der römischen Kaiserzeit ist der 
Ersatz der ßXdßri und danavqfima hinzugetreten.^) 

Die in den executiven Kaufurkunden aus römischer 
Zeit zu Tage tretende laxere Formulirung musste unaus- 
bleiblich dann zu Complicationen fuhren, wenn der Eirincirte 
die PfiLndung vornahm und der Yerkäufer, der die bean- 
spruchten Kosten und die Schadensersatzfordemng nur in 
beschränkter Höhe anerkannte, dem Käufer das Recht zur 
Yomahme des Pfandverkaufes bestritt. Die mittelalterliche 
ürkundenpraxis hat die bezüglich der Schäden und Kosten 
entstehende Schwierigkeit dadurch beseitigt, dass es deren 
verbmdliche Fixirung von dem von keinem Beweise abhängigen 
einseitigen Ausspruche des Gläubigers abhängig macht'); 
für Aegypten lässt uns unsere bisherige Kenntniss der Stel- 
lung der Advocatur allenfalls nur vermuthen, dass die Pro- 
cesskosten eine annähernd vorauszubestimmende Grösse dar- 



») Vgl. P. Grenf. I n. 27 (109 v. C!hr.); H n. 25; 28 (103 v. Chr.) 
raid 33 (100 ▼. Chr.). S. auch Peyr. IV; Grenf. n. 20 (109 v. Chr.). — 
*) Eine Zwischenstufe wird durch jene Ghurantieyersprechen reprSsen- 
tirt, in welchen zu A&i in den ptolem. Contracten erwähnten Praesta- 
üonen noch der Ersats des doppelten Eaofpreises und der dyfßmfuva 
4mXa kommt & jetzt BGÜ ni 987 (ex 44/45) Z. 16£ . . . anoxuratm 
T^ Xcri^/uoK» ipf re tateiXiifper tifufr «cd tcrtjX»fAsya dmXS xai initifiotr 
[d^yv^ov dl^a]x{/ids) <l^/iJU«rff xai fitj^y ^vor ra dü^fwlojnffÄiya xv^ia 
wtu nnd die schon früher bekannte Urkunde BGÜ I n. 350 (ans der 
Zeit des Tngan). — >) VgL s. B. Briegleb a. a. 0. p. 63. 
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gestellt haben ^); aber es verbleibt auf jeden Fall in der 
Schadenersatzforderung ein illiquider Best; sollen wir an* 
nehmen, dass die ägyptischen Schuldner trotz der bestehen-* 
den Illiquidität die für eine ordnungsmäfsige Executiy* 
Urkunde berechneten Consequenzen ruhig über sich haben 
ergehen lassen? Auf ein in Fällen dieser Art stattfindendes 
besonderes Yerfahren scheint der bekannte Erlass des Severus 
Alexander in Cod. Just. 8, 27 (28) 5 hinzuweisen: 

Si residuum debiti paratus es solvere praeses pro- 
vinciae dabit arbitrum apud quem quantum sit, quod super- 
est ex debito, examinabitur ; et sive ad iudicem venire 
diversa pars cessaverit, sive oblato superfluo ad venditio- 
nem prosiluerit, improba alienatio proprietatis tuae ius non 
auferet. 

Es sind verschiedene Versuche *) gemacht worden, dieses 
der Lehre des römischen Rechtes (in welchem Liquidität 
zum Pfandverkaufe nicht erfordert wird) widersprechende 
JRescript mit der Kegel in Einklang zu bringen, ohne dass 
eine Einigkeit über das für die Ausnahme festzusetzende 
AJiwendungsgebiet zu constatiren wäre, Yom historischen 
Standpunkt aus würde es mir als die befriedigendste Lösung 
erscheinen, in dem Erlasse eine Rücksichtnahme auf das 
Provinzialrecht *) zu erblicken und da die Liquidität, soweit 
unsere Kenntnisse reichen, bei freiwilliger Yerpfandung auch 
z. B. für das griechische Recht als nothwendiges Erforder- 
xiiss nicht nachweisbar ist, und bei Pfändung auf Grund 
eines Urtheils die Liquidität feststeht, so möchte ich den 
[Erlass auf die Executivurkunde beziehen. 

Auch Folgendes ist zu beachten. Ln Codex JuBtinianeus 



^) Die Anwaltskosten werden in Aegypten in einer Taxe, dem 
^wfjyoQucoy entrichtet, welches die Partei, die sich des behördlich 
antorisirten Anwaltes bedient, an die Staatskasse zu entrichten hat 
(Wilcken, Ostraka I p. 302 und 306). Es ist nicht glaublich, dass 
der im Vindicationsprocesse unterliegende Käufer berechtigt war, 
einen über das avrtjyogvxoy hinausgehenden Betrag, bez. der im Regress- 
wege hereinzubringenden Anwaltsspesen zur Grundlage der Berechnung 
za nehmen. — *)S. Dernburg, Rom. Pfandrecht Bd. 11 pag. 129£ 
und daselbst Cit. — *) Man beachte die Adresse: A. Sosiano. 

2* 
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sind uns, wie Mitteis ^) ausgeführt, eine Beihe von Con- 
stitutionen ^) erhalten, welche mit ziemlicher Gewissheit durch 
die Yoraussetzimg der ngä^ig xa^^djisg ix dixrjg sich erklären 
lassen und durchwegs gegen die Zulässigkeit derselben ent- 
scheiden. Wir werden nicht fehlgehen, wenn wir annehmen, 
dass die Executivvomahme auf Grund illiquider Urkunden 
in den betreffenden Fällen dazu geführt hat, in der nQä^ig 
xa&djieQ ix dtxrjg eine Unbill zu erblicken und gegen sie die 
IDlfe des Kaisers anzurufen. Auf die in Folge dessen in der 
Praxis wieder zur vollen Geltung gelangte Erkenntniss der 
nothwendigen Yoraussetzungen der Executivdausel wird es 
nun zurückzuführen sein, wenn in späterer Zeit, bei gleich 
gearteten Ansprüchen, wie sie die Eaufurkunden aufweisen, 
die auch vom Standpunkte des römischen Pfandrechts unan- 
fechtbare Generalhypothek xa^dneQ ix dlxrjg tritt; so aufge- 
fasst bilden die späteren byzantinischen Urkunden ein in- 
directes Zeugniss für die behauptete zweckentsprechende 
Gestaltung der Executivurkunde. 

Ich kann die Ausführungen über die Entartung der 
Garantieclausel nicht schliessen, ohne zu bemerken, dass 
meiner Auffassung nach der Pap. Leyd. O. aus dem Jahre 
89 V. Chr., lange Zeit die älteste bekannte ägyptische Exe- 
cutivurkunde, nicht dem Liquiditätserfordemiss entspricht. 

^) Mitteis a. a. 0. 431. — *) Die letzten Erlässe gehören dem 
Jahre 294 an (Mitteis pag. 431, 434, 438). Mit den auf Abolition der 
Executivclansel gerichteten Bestrebungen der späteren Eaisergesetz- 
gebung dürfte jener Cyclus von Verordnungen (371 bis 409) in Zusammen- 
hang stehen, welcher dem zweifellos bestehenden Bedürfiiisse rascherer 
Realisirung gewisser Ansprüche durch Beseitigung der ambages de- 
nuntiationum resp. des Fristenlaufes entgegenzukommen sucht. (Hier- 
über Wi e d i n g , Libellprocess pag. 486 ff. ; Kipp, Denuntiationsprocess 
pag. 228 ff.; Baron, Denuntiationsprocess pag. 154 ff. ; Mitteis, zu CPR 
n. 19 pag. 90 ff.) Die Slteste (371) zu diesem Zwecke ergangene Con- 
stitution setzt die Vereinfachung des Verfahrens fSr liquide Schulden» 
Sachen fest (C.Th.2,4, 3: Exigendae denuntiationis locus non est, cum 
quis ad luendum debitum evidenti chirographo convenitur). Auf 
dem Einfluss dieser Gesetzgebung wird es mit beruhen, wenn die Exe- 
cutivclansel im fünften Jahrhimdert in unseren Urkunden nicht mehr 
begegnet. Das Abkommen derselben in den Pachtverträgen wird Über- 
dies durch die geänderten wirthschaftlichen Verhältnisse (Verschwinden 
des kleinen Bauern, Häufigkeit der colonia partiaria, Pachtverträge 
mit ig> ocov /SovJtet-Clausel) zu erklären sein. 
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Es wird hier in Z. 18ff. nach Peyrons Lesung über die dem 
Schuldner bei nicht pünktlicher Zahlung obliegenden Lei- 
stungen nachstehende Bestimmung getroffen: 

.... Z. 18 ff. iäv de jutj änodcb xa'&fdri] yiyQOJixai 
änoxeiodrco nereijuov^g Kovovq)ei rö fjikv daveiov fifuohov 
nagaxQrlfJLa, xal xov vjieQTteaövrog ;|j^oroi; Tovg röxovg, (bg 
Tov arar^Qog xaXxov ÖQax/U'öyy i^xovta xaxäfiijva, xal tb 
ßXdßog (24) xal xov 7iaQaovyyQd<peiv etg xb ßaoihxbv 
J . . . . fjLCDv äQyvQiov ÖQax/^dg xiooaQeg, xal ^ ngä^ig 
Soxco Kovovq)ei xal xoXgna^ avxov ixxe avxov IIex€ijLio'&&ov 
xal xcov vnaQx ix d(xi]g. 

Peyron übersetzt: Si vero non reddiderit sicuti scrip- 
tum est, solvito Petimuthes Conuphidi mutuum susceptum 
illico et praeterlapsi temporis usuras stateras aeris drach- 
marum sexaginta quivis mense et multam etiam fides con- 

tractus non praestitam (Gaesario) Begis argenti 

drachmas quattuor etc. 

Nach dieser Uebersetzung ist die Urkunde allerdings 
völlig liquid; aber ich möchte die Peyronsche Auffassung, 
wiewohl dieselbe für meine Annahme sehr günstig ist und 
m. W. von keiner Seite ein Einspruch gegen ihre Bichtig- 
keit erhoben wurde, nicht acceptiren. Es ist klar, dass in 
Z. 24 in fin. sti . , . . ficov in imxljLifiJov zu emendiren ist; 
die TiQä^ig xa&djieQ ix dbcrjg wird hier nicht bloss für Capital, 
Verzugszinsen (fifjuöixov) imd Fiscalmult, sondern offenbar 
auch für über die Yerzugszinsen hinausgehenden Schaden- 
ersatz stipulirt. Indess erklärt sich die Ausnahme in gleicher 
Weise, wie bei den Kaufurkunden, nur dass wir es hier 
mit einer sonst nirgends beliebten Vereinbarung zu thun 
haben ; denn alle Darlehensurkunden aus ptolemäischer und 
römischer Zeit, und es sind deren jetzt viele, stimmen 
darin überein, dass sie nur der Verzugszinsen Erwähnung 
thun, was natürlich noch nicht zu der Annahme berechtigt, 
es sei in Aegypten zu allen Zeiten, ähnlich wie es jetzt 
für das österreichische Becht feststeht, die Vergütung 
für den Verzug durch die Zinsen geleistet worden. Die 
Geltendmachung eines darüber hinausgehenden Schaden- 
ersatzanspruches kann daneben sehr wohl möglich gewesen 
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Bein, nur -wird derselbe nicht, wie in dem Leydener Papyni» 
unter die Sanction der Executivclausel gestellt. Für die 
ptolemäische Periode scheint allerdings der Regel nach — 
darauf weisen die den Schadenersatzanspruch bei Nicht- 
erfüllung zum Unterschiede yon den Urkunden römischer 
Zeit ausschUessenden Verkaufs- und Yergleichsurkunden 
hin — ein über die Verzugszinsen hinausgehender Anspruch 
nicht bestanden zu haben. 

Es soll nun die Beachtung des Liquiditätserforder- 
nisses bez. der Bürgschaft dargethan werden und speciell 
die Wirksamkeit des beneficiums excussionis aufgewiesen 
werden. Bürgschaft, echte Bürgschaft in Verbindung mit 
Executivclausel begegnet uns nur in einer einzigen Urkunde. 
Der Hinweis darauf, dass in anderen Verträgen aus ptole- 
mäischer und römischer Zeit Correalhaftung stipulirt wird^ 
die nach der bekannten Terminologie unserer Urkunden, 
welche die correi debendi als iyyvoi äili^Xcov elg ixxeiaiv be- 
zeichnet, unter die Bürgschaft fallt, würde nur die Einhaltung 
der Cautelen bez. der Liquidität darthun, soweit aber das 
beneficium excussionis in Betracht kommt, zwar nicht da- 
gegen, aber auch nicht dafür sprechen. Unser Interesse con- 
centrirt sich daher auf die einzige Urkunde mit Bürgschafts- 
yerpflichtung, in welcher die Gorrealitätsclausel nicht aufge- 
nommen erscheint. Es ist dies der Darlehensvertrag Lond. H 
n. 311 (p. 219f) aus dem Jahre 149 n. Chr. Die Thaesis er- 
klärt unter Assistenz ihres Sohnes Stotoetis, der ausdrücklich 
als ihr Tutor und Bürge bezeichnet wird (fiexä xvqiov xal 
iyyv[ri]xov) und in Gemeinschaft mit zwei anderen Söhnen, 
die wohl gleichfalls als Bürgen dem Vertrage beitreten, von 
derHerakleia 1200 Drachmen zu 12^/o als baares Darlehen 
empfangen zu haben und verpflichtet sich, dasselbe im 
Monate Tybi des nächsten Jahres ohne Verzug zurückzube- 
zahlen. Zur Sicherstellung für Capital und Zinsen ver- 
pfändet sie ihr gehörige Grundstücke und Sclaven und ver- 
pflichtet sich, auf die verpfändeten Objecto keinerlei weitere 
Hypotheken aufzunehmen, sie auch nicht zu veräussem, 
und keinen anderen Gläubiger vor der Herakleia zu be- 
friedigen. Ueber die Folgen nicht pünktlicher Zahlung von 
Seite der Hauptschuldnerin unterrichtet Z. 14ff. : 
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ia[v fii} änotlaf]] ^ fi^j'^^IQ SarjfoiQ rag] TiQOXijuSyag tiqo- 

^eafila[g] fj xal naQehivo'&ivxog XQ^^^ JXov ^) 

fifj 6(t>[ari dei ainojhg xohg vlovfg] ix xov Idiov dnodcboiv, 
iäv de JtaQtj fj änrj ij xal jbtfi negirj f^ firitriQ (baavrjcog 
yeivofiJLivrig xfj 'HQaJxielq, tij[g Tt/gd^ecog ix xe x^g 
Oaijo€(og xal xciyy ngoxi/biiviov vl&v [xal ix ndvxov xcür 
avxfolg vnaQx6vxwv xJa'&dnsQ ix dlxfjg. 

Es soll also der Gläubigerin gegen den (resp. die) Borgen 
die ngä^ig xa'&djteq ix dtxtjg rücksichtlich des ganzen Ver- 
mögens zustehen, sowohl wenn die Hauptschuldnerin anwesend 
ist, als auch dann, wenn sie abwesend oder nicht mehr am 
Leben ist. Dieser Zusatz iäv öh jiag^ fj &7tfj fj xal 
ßxij negirj ist es nun eben, welcher auf die Wirksam- 
keit des beneficium excussionis und zwar unter der 
gleichen Grundvoraussetzung, nach welcher es ge- 
mäss der justinianischen Novelle dem Bürgen zu- 
steht, hinweist. Das ergiebt sich aus folgender Erwägung: 
Es leuchtet ein, dass bei Eintritt zumindest eines der hier 
angeführten Umstände (Anwesenheit, Abwesenheit, Tod) nach 
allgemein giltiger Vorschrift nicht die Berechtigung zu so- 
fortiger Executionsführung gewährt ist, denn wozu bedurfte 
es denn sonst der hier gegebenen Aufzählung, wenn ohnehin 
schon nach ius commune in allen diesen Fällen die sofortige 
Pfandnahme xa'^dntQ ix dtxrjg gestattet ist; also in einem 
Falle wenigstens muss selbe nicht erlaubt gewesen sein. 
Man könnte annehmen, dass der Tod der Partei die Ver- 
pflichtung des Bürgen erlöschen Hess*); zum Tode bildet aber 
den Gegensatz das Leben und es wäre anstatt der Trichotomie 
eine Zweitheilung gesetzt. Demnach muss zum Tode ein 
zweiter hier genannter Fall hinzutreten und das ist der der 
Abwesenheit : beide stehen im Gegensatz zum Anwesenheits- 
falle. Dass nun bei Abwesenheit des Hauptschuldners der 
Bürge befreit wird, ist nicht denkbar, wir müssen vielmehr 
eine Gestaltung annehmen, bei welcher im Anwesenheitsfalle 
der Bürge zunächst frei von der Klage und Execution, im 



^) Wohl zu x€g)aXaioy oJXoy zu ergänzen. — *) Auf dieses Moment 
macht Gradenwitz, Einführung in die Papyruskunde pag. 89 be- 
sonders aufinerksam. 
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Falle der Abwesenheit und des (ihr gleiehiBtehenden) Todes 
des debitor der actio ausgesetzt ist und als solche erscheint 
eben jene, welche Novelle 4 ab allgemeine, wenn auch dnrch 
Disposition der Parteien im concreten Falle ansschHessbare 
Norm^) constitoirt hat. Im Eingange za derselben bestimmt 
der Kaiser for alle im jnstinianischqi Rechte geltenden Yer- 
bürgongsarten, dass der Gläubiger sich zunächst an den 
Frincipalschuldner halten solle; erst wenn er Ton demselben 
nicht das Geschuldete erlangen kann, sei es ihm gestattet, 
den Bürgen (fidejussor, Mandator oder Constituenten) in 
Anspruch zu nehmen. Der Kaiser fahrt dann aus, das eben 
Yerordnete gelte nur im Falle, dass Hauptschuldner und 
Bürge anwesend sind — ein Kriterium für den Begriff der 
Anwesenheit ist nicht gegeben — nicht aber, wenn der 

erstere abwesend ist. (. xai ei fihv nagovreg avro) 

xvxoisv ä/ji<p6T€Qoi, o TS ngwT&tvTiog 6 re eyyvtjodfievog fj 
fiavdaroQevaag fj dmqHoviQaagj xavia ix navxoQ ipvkaxxio^o} 
XQonov. ei de 6 /lev iyyvrjxijg ij o fiawdaxmq ^ o xr^v 
ävxupibvrioiv vjiel&div nageii], xov de jiqcoxoxvtiov äTtei- 
vai ovßißcui] 7iocQO¥ icxi xhv iaretaxip^ Tiifuiuy allaxooe, 
nagdv ev'9vg xov iyyvijxtiy ^ fiovddxoQa ^ ärxiqxüvtjxijv 
iiOTiQaxxeiv. 

Die vorstehende Constatirang legt es nahe, den Ursprung 
des beneficium excussionis in den Ordnungen des Ostens zu 
suchen. Wir besitzen nun in der That in den Quellen einige 
Andeutungen, welche die Annahme gestatten, dass der An- 
stoss zur Sanctionirung desselben von den östlichen Provinzen 
ausgegangen ist. 

Im national- römischen Recht musste es schon vermöge ^ 
der Form, in welcher die Bürgschaftsverpflichtung über- 
nommen wurde, als unbestreitbare Thatsache erscheinen, 
dass der Bürge jedweder Art im Wesentlichen wie ein 
Correalschuldner hafte.^) Deswegen haben die römischen 
Juristen, auch die Institutionisten es für überflüssig gehalten, 
besonders auszusprechen, dass der Bürge vor dem Haupt- 
schuldner geklagt werden könne, und so finden wir in den 



^) Die dispositive Natur betont Mitteis in Hermes Bd. 34 
pag. 106. — *) Vgl. Girtaner, Bürgschaft pag.39ff 73tt 
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Digesten nur Anwendungen des Principes, nichts, was auf 
^ine Polemik hiegegen schliessen lässt. Yon um so grösserem 
Interesse sind für uns die nun zu besprechenden Entschei- 
dungen des justinianischen Codex. 

In Cod. Just. 8, 40 [41] c5 und 19 besitzen wir zwei 
kaiserliche Erlässe aus den Jahren 214 und 293, in welchen 
ausdrücklich bestimmt wird, dass dem Gläubiger das Recht 
zustehe, sich je nach Belieben zunächst an den Hauptschuld- 
ner oder den Fidejussor wegen Bezahlung zu wenden, wo- 
fern nicht etwa eine gegentheilige abweichende Vereinbarung 
über die Ordnung bei Beitreibung der Schuld getro£Fen wurde 
und im Cod. ht. 17 wird dieser nachmals durch die justinia- 
nische Novelle derogirte Grundsatz auch auf den Fall, da 
Pfandbestellung stattgefunden hat, angewendet; der Gläu- 
biger hat die Befugnis, sich omissis quoque pignoribus an 
den Bürgen zu halten. Dass wiederholte kaiserliche Ent- 
scheidungen über die Frage, ob das beneficium excnssionis 
überhaupt zulässig sei, erfliessen mussten, kann nur darin 
seinen Grund haben, dass entgegengesetzte locale Ordnungen 
in einzelnen Provinzen bestanden^), die hier, wie so oft, mit 
dem reinen römischen Becht in Conflict kamen und schliess- 
lich das Beichsrecht unter ihre Herrschaft brachten. Es ist 
von Bedeutung, sich den Wortlaut des Erlasses in Cod. h. t. 6. 
vor Augen zu halten. 

Imp. Antonius A. Potamoni. Jure nostro est po- 
testas creditori relicto reo elegendi fidejussores, nisi inter 
contrahentes aliud placitum doceatur. 

Es wird hier die Entscheidung ausdrücklich unter 
Berufung auf das Reichsrecht (jus nostrum) getroffen, und 
diese Worte werden mit Nachdruck vorangestellt. Dies zeigt 
doch deutlich, dass es sich hier darum handelt, den einem 
ausserrömischen Landesrecht in der Principienfrage entgegen- 
gesetzten Standpunkt zum Ausdruck zu bringen. Der grie- 
chische Name des Adressaten, der jetzt neuerdings in ägyp- 
tischen Urkunden als Name eines Strategen des Herakleides- 
bezirkes^), (in der Zeit zwischen 161 und 174) sowie wieder- 

^) Für das altgriech. Recht ist die Geltung des benefic. excuss. 
allerdings nicht anzunehmen, s. Meier-Schömann a. a. 0. p. 707. — 
«) Vgl. BGÜ I 35 II (ex 161); 26 (173/174) 59 (173/174); 194 (177). 
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holt bei PriTEten begegnet, weist auf ein Secbt der ösiliclieii 
Beichflliälfte hin, das sich jedoch unabhängig Yom altgrie* 
ehisehen Recht entwickelt haben müsste. Auch die Adresse 
des Erlasses ans dem Jahre 242 gestattet die gleiche Be- 
ziehung nnd bei Cod. Just. 19 ist es nunindest nicht ausge- 
schlossen, dass der Petent sich auf ein Landesrecht des 
Ostens berufen hat, denn der Name Sabinianus ist schon 
lange Yor dem dritten Jahrhundert in den romanisirten 
OstproYinzen im Brauch gewesen. 



n. C a p i t e 1. 

Beneficium excussionis und Gestellungsprivileg. 



In dem characteristischen Grundzuge stimmt das bene- 
ficium excussionis des ägyptischen Eechtes mit dem justi- 
nianischen Bechte überein. Das letztere kennt aber auch 
eine gewisse Subsidiarität der Bürgenhaftung im Falle der 
Abwesenheit des Hauptschuldners. Nach der in Novelle 4 
enthaltenen Vorschrift soll der Gläubiger, der berechtigt 
ist, den Bürgen vor dem Principalschuldner in Anspruch zu 
nehmen, zunächst darthun, dass letzterer die Verpflichtung auf 
sich genommen hat {ivdeixvmco xolvvv xbv iyyvtjT^v fj &vri- 
q)(ovfjTfjv fj fiavddx(OQa), Der weitere Fortgang des Ver- 
fahrens wider diesen wird nun gehemmt, wenn er sich bereit 
erklärt, den Hauptschuldner vor Gericht zu stellen; in diesem 
Falle soll ihm der die Verhandlung leitende Bichter eine 
Friflt zur Farastasis ertheilen (xai b ye tq> nQayfWji xa^i^juevog 
dtxaanjg didözo) xaig&v rcp lyyvrjrfj tavxbv dh ebteXv ävri- 
€p(ovrixfj T€ xai fiavddxoQi ßovkd/Ltevoig xbv JiQcoxötvnov äyayeiv). 
Erfüllt der Bürge die Zusage, so hat der Hauptschuldner 
den Process zu übernehmen, der Intercessor wird aber einst- 
weilen von der Klage entbunden und kann erst nach frucht- 
loser Durchführung der Execution wider ersteren zur Zahlung 
Terhalten werden. (, . . l<p' <ß xe ixeivov tiqoxeqov vTtofieXvai 
rijv ivaycoyrjv, ovxco dk aixovg iv xaxaXoiTicp jieqwXdx'^oii ß^V' 
'^elq. xai äjuwetco ye xcp iyyvrjx^ xai xcp ävxiq?(ovr}X^ xai /lav- 
ddxoQi JiQÖg xovxo xai 6 xov öixd^eiv xvQiog &gxe avxöv ä^" 
'&Svxa xfjg h xcp xeoyg ivaycoy^g analld^ai xovg vnkg avxov 
SievoxXovjiiivovg). Lässt aber der Bürge die ihm vom Bichter 
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verwilligte Frist fruchtlos verstreichen, ohne den Verbürgten 
zu gesteilen, so hat er die Defension zu übernehmen und 
die Verbindlichkeit zu erfüllen (et dk o ;c^(5rog 6 hil xovro 
xax^Big i^rjxoi — de! ydg xal xQ^'^o^ ÖQiCeiv rbv dixd^ovza — 
Tfivixaiha fj o iyyvtjTijg fj fiavdaxcoQ fj 6 ävtKpcDvrjzrjg äycoviiea'&co 
r^v dlxrjv xal rd XQ^^^ ixnwvrco rag xazä xov iyyvrj'9€VTog fj 
vnsQ ov rag ivroXag Sygayjev ^ rrjv ävnqxovrjaiv vnfjX'&e nagd 
xov daveioavtog ixxcogovfiivag). Dieser Norm geht, wie dies 
auch sonst in justinianischen Novellen vorkommt ^), eine histo- 
rische Bemerkung voraus. Der Kaiser erwähnt, dass das hier 
Tsu Gimsten des Bürgen im Falle der Absenz des Hauptschuld- 
ners vorgesehene GestellungsprivUeg zuerst von Papinian ein- 
geführt worden sei, im alten Recht aber sich nicht behauptet 
habe, (ovdi ydg ijv rig hnav^ rcß naXaup vdfjLcp dicoQiofjLBvri 
jtQog '^eQQTielav /ute^ödog^ xahoi Ilaniviavbg 6 fjLsyag ^v 6 ravra 
TtQohog vqyqyriadfuvog). 

Es entsteht nun die Frage: Ist in Aegypten auch diese 
weitere Ausgestaltung des beneficium excussionis in Wirk- 
samkeit gewesen; ist auch hier dem beklagten Bürgen die 
Möglichkeit eröffnet, durch Gestellung des Principalschuldners 
eine vorläufige Entbindung von der Klage zu erlangen? Das 
Untersuchungsmaterial, aus welchem das Complement, zu der 
vorhin als Judicium für die Bechtswohlthat der Vorausklage 
in Anspruch genommenen Bürgschaftserklärung, herausge- 
funden werden könnte, ist in den nachstehend zu besprechen- 
den Papyrusurkunden aus römischer und frühbyzantuiischer 
Zeit gegeben.^) 



^) Vgl. z. B. die Ausföhrungen Justinians in Nov. 58 praef. und 
deren Würdigung in Mitteis' Comm. zu CPR n. 19. — •) Eine An- 
wendung dieser Vorschrift tritt in den Motiven zur Nov. 51 (ex 557) 
(= Zachariae Nov. 68) zu Tage: *Iafi€y nQ(6tjv nenoirj(Aevoi vogAov ana- 
yoQsvoyra firj&syl TfUQQTjaiay sivai rag eis axrjytjy xtciwvcag yvyäixag 
iyyvtjrag eümQättsiy , (og nqoceögevifovav xal xrjy dceßij nXt]Q(a<fovat 
igyaalay fieraf^äXov xaigov ovx e^ovaai, xal noiydg dnsiXijaairteg eir/a- 
tag TOig rag roiavrag iyyvag dnaitovat nqog ro xal avrovg tovg iyyvtjtdg 
dyev&vyovg dniiyai xal fjifjdsfilay indyead-ai, avxoTg dydyxrjy xfjg 
xmy ngoffointoy rovrtoy nagactdaeiog. Gemeint ist offenbar 
Nov. 14 (Z. Nov. 68) ex 555 (vgl. Z. Note zum Worte nqioi^yj trotz an- 
scheinender Unterschiede) und darum möchte ich eine Bezugnahme 
auf eine vor der Nov. 4 erlassene Constitution nicht annehmen. 



f 
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Aus der Reihe der ägyptischen Urkunden über die Gte* 
Stellungsbürgschaft ragt ein durch drei Exemplare aus dem 
zweiten imd dritten Jahrhundert (BGÜ II 581 ex 133 p. Chr. 
Grenf. II 62 ex 211; ibid. 79 aus dem Ende des 3. Jahr- 
hunderts) repräsentirter Typus besonders hervor. Es über- 
nimmt in denselben ein Mann einer Behörde (dem Strategen, 
ixaToyrÖLQxog, xaTaXoyiari^g) gegenüber die Garantie (iyyväo'&ai)^ 
dass eine andere Person (männlichen oder weiblichen Ge- 
schlechtes)^) am Sitze der in der Adresse bezeichneten Be- 
hörde in Hinkunft verweilen, sowie erscheinen werde und 
erklärt sich weiters bereit, den Verbürgten, wann immer es 
von der Behörde gewünscht wird, zu gestellen, (Sv xai naga^ 
üTYjoco, ÖTtöre (i)dv iniCrjtijTai u. dgl), im NichtgesteUungsfalle 
aber die wider den letzteren erhobenen Ansprüche selbst zu 
befriedigen.^) (iäv dk fM] nagioro) iycb ö avtdg iyßißdaco tä 
jiQog airtov hul^rjxovfieva — iyib atrtdg v7te%r&vvog eao/juu toTg 
TiQog ainbv iTtiCrjtovjLiivoig.) In den beiden älteren, dem 
zweiten und der ersten Hälfte des dritten Jahrhunderts an- 
gehörenden Urkunden erfolgt die Verbürgung in der Form 
des Eides per genium principis (djuvuco rbv ^ifiov tcov 'PcO'^ 
ßiaUov ÖQxov, d/JLVv(o rrjv xov [Name des Kaisers] tvxriv) in 
der dem Ende des dritten Jahrhunderts angehörenden in 
Stipulationsform unter Beibehaltung des Eides (6fjLoXoy(b 
öfjLvvg rriv tov . . . • xvx'}'^)' Vereinzelt ist die Schlussklausel, 
(in BGU n 581), die sich auf Constatirung der Identität 
„durch einen Vertrauensmann, der den Bürgen kennt^, oder 
wie eine andere Interpretation anzunehmen geneigt ist, auf 
die Approbation des Bürgen als idoneus bezieht. (yvcogiCsi 
airtöv 6 deiva,) 

Dieses Formular ist im Wesentlichen beibehalten in drei 
Urkunden aus den ersten fünf Jahrhunderten; es treten je- 
doch hier zu dem Gerüste einige ergänzende Zusätze, welche 
für die Bestimmung ihrer Funktion zu verwerthen sein werden. 

In BGU m 891 Verso aus dem Jahre 144 p. Chr., 
einer an den Strategen gerichteten Parastasiserklärung ver- 
pflichten sich die ol y &ji6 xc&jLifjg vier mit Namen genannte 

^) Es ist für die folgende BeweisfUhrung von Belang, auf diesen 
Umstand hier aufmerksam zu machen. — *) Diese Bedeutung von ^x- 
ßißdieiy steht fest durch Oxy. 260. 
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ngeoßvreQoi^ welche als hnaJidfievoi bezeichnet werden, zu 
gestellen, dxoviAir&cog t4> yeyojuiivq) vn6 aov (i, e. tov aroa- 
rtjyöv) vnofxvrifjLaxiafAq^ rfj heotfbafi fjfJtiQq^ also entsprechend 
einem vom in der Adresse angesprochenen Magistrate am 
Tage der Ausstellung dieser Erklärung erlassenen Bescheide, 
im Nichtgestellungsfalle versprechen sie die üebemahme der 
dem Dorföltesten obliegenden Leistungen (ainol iiikg airrcov 
X6yov vnsiöfit&a). Die Clausel, welche das Gestellungsver- 
sprechen enthält, entbehrt hier des Zusatzes jutovtjg xal ijLupa- 
yeias und der Garant promittirt nicht die Farastasis onordv 
sondern idv dk ini^tjTQjvtai^) 

2. Die jüngst publicirte Urkunde Amh. n. 139 aus dem 
Jahre 350 p. Chr. enthält eine 'nomination of officials'. Die 
Eomarchen erstatten in der Eingabe auf ihre und der ganzen 
Gemeinde Gefahr (xivdvvq) ^juwv xal Jidvrcov xwv änd rijg 
fifAtiiqaQ x(bfirjg) einen Vorschlag wegen Besetzung verschie- 
dener als munera bezeichneter Aemter (Eomarchie, Eiren- 
archie, das Amt des Sitologen und äjioutrjrijg dwc&vaig). 
An die Liste der nominirten Personen schliesst sich die in 
Stipulationsform angeschlossene Bürgschaftserklärung an : 
ovoTtBQ lyyv(6jLie9a xal naQaottjaö/jte&a l^ äXXrjXeyyvifjg &ju4ßi^ 
7na)g xrjv hxiQKnXoav avroTg hxovqylav h juii^devl fjiejLup^vai. 
iäv dk rtg ahtwv d(pvareQijafj, xal firi Ttagaarrjadjus^ ^fJLBiQ 
avrol r6v xfnhQ airtov Xöyov vnofiEVOvfxev f} ^oxoi ettj/ity xq> 
^iq> Sqxco xal xcp neQl rovrov xivdvvq> xal hzEQonri&ivTeg cb/io^ 
loyi/joa/iiev. Die iN^ominanten versprechen also, dass die von 
ihnen Präsentirten das Amt ohne jeden Tadel ausüben wer- 
den, wenn selbe aber in Yerzug kommen sollten, sie zu ge- 
stellen, eventuell die den Yerbürgten obliegenden Leistungen 
selbst zu erfüllen. Li der Schlussclausel finden wir den sonst 
nur in BGU n. 581 begegnenden Identitätszeugen resp. 
(wenn die andere Deutung zutrifft) arbiter für die Tauglich- 
keit der Bürgen (Aigi^üiog üaQanUov yvaxnijQ SyQatpa ijiiQ 
airtwv xrX). 

3. Li BGU m n. 936 (= Arch. f. Papf. p. 408) , einer 
bei Gott dem Allmächtigen und der salus imperatoris an das 



^) üeber diese von Wilcken (Deutsche Literatorzeitung) Bd. 23 
Sp. 1142 hervorgehobene Differenz s. unten pag. 38. 
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Officium eines Magistrates der Eparchie Arkadien in Stipu- 
lationsform gerichteten Erklärung (öfJLoXoyo) dju^vhg ibv ^e^ 
navxoxQÖroQa xal rijv aomrjQiav xoiv rd ndvra veüiwvxcav dea^ 
ncorwv fjfjLwv) ist zur Bezeichnung der Bürgschaft der Pleonas* 
mus 'iyyväo^ai xal ävadixeo^aC gewählt. Von Bedeutung ist 
die im Objecte hierzu gegebene Charakterisirung der ver- 
bürgten Person als ßovXevrijg vnoßXtj^elg xal [&g] xaxaqwyd^ 
dg nayavixdg awteiiag. Im Uebrigen stimmt die Urkunde 
mit der typischen Form überein; der Zusatz fjLovijg xal ijMpa» 
velag findet sich hier wieder und die Glausel, welche die 
subsidiäre Defensionspflicht statuirt, unterscheidet sich nur im 
sprachlichen Ausdrucke von der der anderen Urkunden. 

(ine&^vvog laofiai rolg huJ^rjfiovfiivoig nag* 

avT^ änoxQivao'&ai), 

In wesentlich synkopirter Form erscheint der in BGU 

n 58 t zu Tage tretende Typus in Lond. 11 246 aus dem 

Jahre 346 p. Chr. Die Erklärung des Bürgen, bei welcher 

hier die eidliche Bekräftigung vermisst wird, lautet einfach : 

6/uoXoycb . . . hyvovfie . . . *Afifioviv .... cbnoräv Ciyriy^ iyd) 

aitdg . . , nagaori^aco amco, (hg nqdxevtai, xal aitdg d)fJLoX6^ 

yr]oa. Im Uebrigen entbehrt sie der Feststellung der dem 

Garanten bei Nichtgestellung obliegenden Leistungen; aber 

es ist ausgeschlossen, dass die Zahlung einer Gonventional- 

strafe mit der Parastasisverpfiichtung alternativ in obligatione 

ist, denn eine solche wäre auch bei noch so nachlässiger 

Abfassung unmöglich ausgelassen worden; als Folge der 

Nichtgestellung muss daher wohl das ixßißdCeiv tä jtQÖg 

zov iyyvAfJLBvov hu^rixovfAiva gedacht werden.^) 

• 
^) Die gleiche Yerpflichtung trifit den Bürgen in der an den 

dyuoratog fnQeaßvTSQog xal yq] agjifAtttevg xal intatdrfjg von Arsinöe 
adressirten Urkunde Wiener Denk. XXXYIII n. 121; denn die bei unter- 
lassener Gestellung zugesagte Defension (ei «f^ fifj to^roy noQa&foffo/net' 
W et^fjtai iTuCfjxovfjLeyor ini,xQB(tHnw(A$voy rag dnoXoyeiag vn^Q <xvro€ 
tfoitjcaffd-ai, avtß ne^l ncivtmr riSy imJ^tiiovfjLivtay nqog rjfjiäg nag* avtf}^ 
öca avrov) involvirt, wie Wenger Rechtshist. Papyrusstudien pag. 54 
richtig bemerkt, die Yerpflichtung im Succumbenzfalle, die wider den 
Verbürgten erhobenen Ansprüche zu befriedigen. Hingegen ist in BQU I 
n. 323 und Oxy. 1 185 (beide aus byzantinischer Zeit) eine Conventional- 
strafe für den Fall der Nichtgestellung stipulirt. Fraglich ist, ob in 
der an den Yorsteher des Zeusgefängnisses gerichteten eidlichen Qe- 
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Auf welche Seite der vielgestaltigen Amtsthätigkeit der 
ägyptischen Magistrate sich diese Urkunden (ofiFenbar Theile 
eines grösseren Actes über eine bei der Behörde geführte 
Sache) beziehen, ob auf ihre Funktion als Justizbehörden 
oder Yerwaltungsorgane , dafür ist nur bei zwei derselben 
ein näherer Anhaltspunkt gegeben; BGU HI 891 gestattet 
vermöge der Beziehung der zu Gestellenden als ivxalov' 
fievoi die sichere Beziehung auf einen Process, und in Amh. 
n. 139 haben wir ein deutliches Beispiel für die Gestellungs- 
bürgschaft auf dem Gebiete der Verwaltung. Welcher 
Sphäre des Rechts der der ersteren Urkunde zu Grunde 
liegende Process angehört, ob dem Civil-, Criminal- oder 
Yerwaltungsrecht, steht .zjonächst nicht fest, ebensowenig, 
in welchem Stadium des Verfahrens die Erklärung abgegeben 
wird, ob in erster oder in Appellationsinstanz. 

Die überwiegende Anzahl der Gelehrten, welche unseren 



Stellungserklärung Oxy. II 259 die bei Nichterftillung der Parastasis- 
Verpflichtung zu zahlenden zwei Goldminen als Conventionalstrafe ge- 
dacht sind, oder ob die Zahlung derselben als Erfüllung der dem reus 
principalis obliegenden Leistung aufzufassen ist. Lond. II 220 (ex 138 
T. Chr.)) ^^3 einzige erhaltene Fragment einer Parastasiserklärung aus 
ptolemäischer Zeit, scheint auf den ersten Blick in der Fixirung der 
Folgen der Nichtgestellung sowohl von den Gestellungsbürgschaften 
römischer wie byzantinischer Zeit abzuweichen und jeder Einordnung 
zu widerstreben. Aus dem im Anfange leider zerstörten Texte können 
wir nicht direct ersehen, wem gegenüber die Erklärung abgegeben 
wird; der Umstand aber, dass die Gestellungserklärung ähnlich wie 
in Oxy. II 259 mit vorläufiger Entlassung aus der Haft zusammen- 
hängt (Z. 3 f. ix tpvXaxrjg na^aarijcaad-cci avtojy y ifj/^igaig legt den Ge- 
danken nahe, dass sie einer Behörde gegenüber geleistet wird. Der 
Inhalt der den Garanten bei Nichtgestellung treffenden Verbindlich- 
keiten erhellt aus Z. 14 ff. idy (fe fjitj nfcQaartjaaifjiM avroy iy tcus XQutly 
fjfÄigaig dnorslao} Seoi^yj) inLrtf4oy x^t^ov räXayra d^xa xal sig x6 ßaair- 
hxoy aqyvqiov dga^f^dg ixccroy xal x6 ßkdßog xal eiycu rd /et^oy^cr^pct 
xtf^la xal eiyai x^igaywyifxoy. Sieht man näher zu, so ergiebt sich, 
dass der Londoner Papyrus sich mit der Formulirung der oben im 
Texte (pag. 29 ff.) herausgehobenen Urkunden sehr wohl in Ueberein- 
stimmung bringen lässt. Die obigen Leistungen sind offenbar identisch 
mit den gegen den Inhaftirten bestehenden Ansprüchen und nur eine 
Umschreibung der allgemeinen Clausel idy di fxtj nagiarä, ixßißdato 
rd TtQog avToy ini>Cf]rovfi6ya (BGU II 581). Man könnte der in Rede 
stehenden Parastasiserklärung einen Thatbestand, wie er in der Klage 
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Urkunden ihre Aufmerksamkeit zugewendet haben, erblicken 
in ihnen Processbürgschaften, welche der Ladimg nachgefolgt 
sind. Während aber Mitteis ^) sie als strafprocessuale an- 
sieht, nimmt Gradenwitz*) eine Beziehung auf Civilver- 
fahren an; Letzterer stellt sieh das Zustandekommen dieser 
Erklärungen so vor: Zum Schuldner ist ein vTtrjQhrjg behufs 
Ueberbringung der Klage abgesandt worden; er trifft den 
Beklagten zu Hause nicht an; anstatt die Ladung noch- 
mals zu versuchen, „begnügt er sieh damit, seinen Bürgen 
schwören zu lassen, ihn zu gesteilen oder für die Yer- 
schreibung zu sorgen'^ (cautio alium in iure sisti). Diese 
beiden Ansichten vermeiden eine Angabe über die Provenienz 
des in jenen Urkunden verkörperten Instituts.^) Man ist 



Peyron VIII. (ptolem. Zeit) begegnet, zu Grunde liegend denken. Die 
Parteien haben einen Vertrag abgeschlossen, in welchem sie sich ver- 
pflichten, einander in ihrem Gewerbe keinerlei Concurrenz zu machen. 
Der Zuwiderhandelnde hat das iniriinoy sowie die Fiscalmult zu be- 
zahlen und den Schadensersatz zu leisten (ngoacenorsioai xov nagaavy- 
yQafpovvra rm s/HfÄSyoyrt xa^ ov av fxiqog ij Bidog naqaavyygaipTJg iqt 
enixifxov ' naQaxQrj/jLu x^ x^» x««' ^o ßXaßog xatd xov vofjiov xal IsQag xolg 

ßaciXevCv aQyvqlov STJMfjfiOv dt xal fitjdkv rjaaoy xvgla etvm xd 

duof4oXoyr]fjtsya), Ausgeschlossen wäre nach der regelmäljsigen Gestaltung 
der Verträge ein Darlehens- und ein Kaufvertrag, Letzterer soweit es 
sich um Geltendmachung des Evictionsanspruches handelt, da normaler 
Weise hier eine Verpflichtung zum Schadensersatze nicht anzunehmen 
ist (s. oben p. 18). Mit t eis hat (Arch. f. Papf. I. Bd. p. 352 ff.) zu 
Oxy. II n. 259 vermuthet, dass die Haft (aus welcher die Parastasis- 
erklärung den Schuldner befreit), als Ezecutionsmittel gegen den auf 
Grund einer Executivurkunde Verpflichteten angewendet werde, gleich- 
zeitig jedoch erwähnt, es lasse sich dieselbe auch als ein vor Beginn 
des Processes über den Schuldner verhängter sicherstellungsweiser 
Arrest denken. Mit Bücksicht auf das oben über das Liquiditäts- 
erfordemiss bei Executivurkunden Bemerkte werden wir für Lond. II 
n. 220 (pag. 6) und wenn Oxy. II 259 hiemit in eine Kategorie zu bringen 
ist, auch für diese Urkunde, die erstere Alternative als ausgeschlossen 
betrachten müssen. Vgl. zur Erklärung überdies auch Cod. Just. IX 
4, 6, 3 o iy elgxx^ ßXTjd-eig dtd j^QTjfjtaxixoy iXsvd-SQog änoXvä<rd-(o nctqi- 
X(oy iyyvag. €l di dnoget iyyvtSy xsfjiy^<rd-<a 6%6(a X* tjfiSQdSy x6 xax^ 
ctvxoy xal anoXveadv) . . . s. dazu 'Pott. 11, 5; das Vorbild dieser Ver- 
fügung bilden wohl provinziale Ordnungen. 

*) Hermes Bd. 32 p. 658 f. — ?) Einführung in die Papyruskunde 
pag. 14 f. — •) Ob ägyptischen oder griechischen Ursprungs; die An- 

Brassloff, Yolksrecht. 3 
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aber einen Schritt weitergegangen und hat unsere Urkunden 
unter Festhaltung des G-esichtspunktes der Processbürgschaft, 
als Belege für verschiedene Institute des romischen Rechts 
reclamirt und sohin eine Einwirkung des Reichsrechtes auf 
das Yolksrecht auch in diesem Punkte behauptet. Zunächst 
hat Mommsenini 'römischen Strafrecht' ^) diese Gestellungs- 
bürgschaften als cautiones pro reo criminis aufgefasst und 
sie dem römischen Criminalprocess zugewiesen. Gegen diese 
Beziehung ist mit Recht Widerspruch erhoben und ausge- 
führt worden, dass die strafrechtliche Gestellungsbürgschaft, 
wie sie im römischen Recht vorkommt, sich mit dem Inhalte 

der ägyptischen Papyri nicht vereinigen lasse.^) Hiebei fallt 

« 

nähme einer Reception römischen Rechtes liegt diesen Ausführungen 

allerdings ferne. 

') pag. 331 Anm. 1. — *) S. Wengers (a. a. O. pag. 4 f.) Wider- 
legung auf Grund von Ülp. lib. 9 de off. proc. (Dig. 48, 3, 4). Eine straf- 
rechtliche Gestellungsbürgschaft enthält auch Cod. Just. VIII 41 (42), 
13 (pars ex epistula Gordiani). — In Cod. Just. VIII 41, 26 (Justinian) 
geht die Stipulation auf Uebergabe des reus principalis innerhalb 
einer bestimmten Frist (intra certum tempus). Bei Nichtgestellung 
soll dem Bürgen die bewilligte Frist, falls sie bis zu sechs' Monaten 
betrug, um die ursprüngliche Zeitdauer erstreckt werden (aliud tan- 
tum ei indulgeri, intra quod si possit personam exhibere, poena sit 
liberatus) ; eventuell si pacti tenor (d. h. doch wohl der Stipulation) 
non reclamaverit , ist ihm auch die Defension des reus principalis 
zu gestatten. Die Strafsumme soll einstweilen nicht eingetrieben 
werden; stirbt jedoch der reus während der erstreckten Frist, so ist 
die poena doch zu zahlen. Geib (Geschichte des römischen Criminal- 
processes pag. 568) bezieht die Stelle auf die die Untersuchungshaft 
ersetzende criminalrechtliche Gestellungsbürgschaffc. Wir werden an- 
gesichts der Vermehrung der Fälle von Parastasiserklärungen. in den 
Papyri, wenn nicht ein anderes, so doch ein erweitertes Anwendungs- 
gebiet annehmen können. Von den bekannten ägyptischen Urkunden 
würden Oxy. II 259 (Stipulation einer poena) und Lond. II n. 220 (ein 
Fall, wo Defension gestattet ist; s. oben S. 32 Anm. 1), unter den in 
der Constitution vorausgesetzten Thatbestand fallen. Wenn in der 
ersteren der Promittent erklärt idp d^ (jirj naqiarto iv xalg nQox€i/xeyacg 
if/jtSQavg ixtslacii ta nqoxBL(Jieva)ig} xtov XQ^^'^^^ fiyfctjirjwy ovo ayvncQ- 
^ixfos, firj %xovTog fjiov i\x{^ovciav /^oVor iteqov [x]xrj[a]a<sd-ai . . ., so 
mag hier die specielle Ausschliessung eines dem Gestellungsbürgen im 
Allgemeinen zustehenden Privilegs vorliegen, auf welches z. B. der 
„fideiussor* in Lond. II 220 Anspruch hatte. Es würde sich daraus er- 
geben, dass der obcitirte Erlass Justinians nur eine Codification Jahr- 
hunderte alten provincialen Gewohnheitsrechts ist. 
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m. E. nicht so sehr ins Gewicht die Differenz, welche darin 
besteht, dass hier die Farastasis versprochen wird ondte 
&v biil^Yirrjfiai^ während der strafprocessuale Gestellungsbürge 
der Digesten die Verpflichtung für das Erscheinen des An- 
geschuldigten in einem fixen Termin übernehmen soll, mafs- 
gebend erachte ich eher die Thatsache, dass nach Ulpians 
Lehre die Bezahlung einer bei Abgabe der Bürgschafts- 
erklärung ziffermäfsig festgesetzten oder durch Landesge- 
wohnheit resp. magistratisches Decret zu bestimmenden 
Strafsumme dem Mchtgestellenden auferlegt wird, nie aber, 
wie dies nach unseren Urkunden gemäfs dem Wortlaute 
derselben de'r Fall sein müsste und in Attika thatsächlich 
Hechtens war, der Bürge die den Beklagten allenfalls treffende 
Strafe auf sich nimmt. 

Wenger^) bezeichnet die oben herausgehobenen Urkun- 
den als yindexartige und stellt ihnen die anderweitigen Ge- 
stellungserklärungen der Fapyri als der charakteristischen 
Merkmale des römischen Ladungsvindex entbehrend ent- 
gegen. Die Intervention des Vindex bei der in ius vocatio *) 
erzeugt für ihn eine Legalobligation zur Vornahme einer 
Frocesshandlimg in iure, durch welche seine weiteren Ver- 
pflichtungen bestimmt erscheinen. An dem Widerstreite der 
Meinimgen über die Construction des Ladungsvindex hat die 
der neueren kritischen Forschung verdankte Vermehrung 
des Materiales nichts geändert^) und in den einzelnen Re- 

*) a. a. 0. pag. 5 ff.; vgl. p. 45ff. — *) Dass der Vindex auch bei 
der actio iudicati vorkommt, hat Wenger a. a. 0. pag. 20 ff. zu Dig. 
2, 8, 5 pr. treffend bemerkt. Es wäre diesbezüglich noch auf die in 
den Digesten imter der Rubrik *in ius vocati ut eant aut satis vel cau- 
tum dent' (2, 6) eingereihte 1. 4 (Ulp. lib. 58 ad ed.) zu verweisen, bei 
welcher Lenel (Paling. 1373) die Beziehung auf den Vindex für mög- 
lich hält. Da die Stelle dem Abschnitte de iudicatis angehört und 
von einer Verpflichtung jemand in iure zu sistiren, die Rede ist, 
müsste sie sieb auf den Vindex bei der actio iudicati beziehen. — 
^) Gauckler, Nouv. rev. bist. XIII pag. 621 ff. spricht sich gegen die 
Annahme einer Interpolation des fideiussor iudicio sistendi causa fär 
vindex aus; mafsgebend ist für ihn die bekannte Stelle des Aurel. Vict. 
de Caes. c. 16 über die Vadimonien. Man wird indessen gut thun, ihr 
aus den schon von Lenel, Ztschr. der Sav.-St. Bd. II pag. 45 Anm. 83 
hervorgehobenen Gründen keinerlei Bedeutung beizumessen: dass sie 
insbesondere nicht als Beweis fär die Einführung des Contumacurtheiles 

3* 
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constructionsversuchen variirt die Verbindung der durch sie 
gebotenen Elemente in mannigfacher Weise. Nach der älteren 
Ansicht Lenels ^) besteht die in iure vorzunehmende Process- 
handlimg ursprünglich in , einem dem Prätor in feierlicher 
Form zu leistenden Versprechen, den Beklagten an einem 
durch prätorisches Decret zu bestimmenden Tage zu exhibiren; 
in späterer Zeit trete an Stelle dieser feierlichen Erklärung 
formloses Versprechen an das officium des Magistrates. Im 
Falle, als der Vindex dem prätorischen Exhibitionsdecret 
nicht entspreche, stehe dem Kläger gegen ihn in späterer Zeit 
eine prätorische actio auf quanti ea res erit zu und gegen 
den Beklagten selbst werde übrigens missio in'possessionem 
gewährt. Diese Lehre hat bis auf die jüngste Zeit in den 
der Vindexfrage gewidmeten Specialuntersuchungen keine 
Zustimmung erfahren^) und ist von ihrem Urheber selbst auf- 
gegeben worden. Der Reconstructionsversuch Nabers ') und 
die neuere LeneTsche Theorie*) stimmen darin überein, dass 
sie dem Exhibitionsdecret des Prätors eine subsidiäre Rolle 
zuweisen. Nach Nabers Lehre übernimmt der Vindex, so- 
lange er als solcher fungirt, überhaupt keine Gestellungs- 
verpflichtung. Die primäre Verpflichtung desselben geht 
vielmehr auf Defension im technischen Sinne, d. h. Abschluss 
der Litiscontestation und Leistung der cautio iudicatum solvi, 
eventuell vorgängige Vadimoniumsbestellung wegen seines 
künftigen Erscheinens in iure, wenn die Verhandlung erstreckt 
werden oder Translation nach Rom stattfinden soll; erst 
wenn der Vindex die so gekennzeichnete Defension zu über- 
nehmen sich weigere und er seine ursprüngliche Qualität 
verliere, werde das Exhibitionsdecret erlassen, ev. bei Nicht- 
befolgung des prätorischen Gebotes die actio in factiun ge- 
währt. Lenel nimmt jetzt, von einer Periodisirung völlig 
absehend, eine doppelte Art der Begründung an. Der 
Regelfall ist der der Eingehung durch gerichtliches Vadi- 
monium, dass Beklagter (an einem in der Stipulation be- 

unter Marc Aurel verwendet werden kann (so Baron, Denuntiationspro- 
cess pag. 68 ff.), beabsichtige ich demnächst noch besonders darzulegen. 

^) a. a. 0. pag. 43 ff. darnach Edict. pag. 53 ff. *— *) Ueber die 
Litteratur s. Wlassak, Rom. Processgesetze I. Bd. pag. 142 Anm. 84. 
— ») Mnemosyne Bd. 21 (N. F.) pag. 371 ff. — *) L'Jfidit. I pag. 74ff. 
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stimmten Tage) in iure erscheinen werde. Eine Intervention 
des Prätors tritt hier nicht zu Tage. Dieselbe greift erst 
ein, wenn der Vindex, welcher dem Kläger in ins gefolgt 
ist, es ablehnt, eine Stipulation zu schliessen oder die Par- 
teien sich über den Inhalt des Yadimoniums nicht einigen 
können; in diesem letzteren Falle trete an Stelle des Partei- 
vertrages der an den Vindex vom Prätor mittels Decretes 
eingehende Auftrag, den Beklagten an einem bestimmten 
Tage zu exhibiren. 

Wenger constatirt, dass die üebereinstimmung der 
ägyptischen Papyri und des Institutes des Ladungsvindex 
nach der älteren LeneTschen Construction sowohl der Form 
als dem Inhalte nach gegeben sei. Hier wie dort sei die 
Erklärung an den Magistrat resp. dessen Bureaupersonal 
adressirt und verspreche der Gestellungsbürge zunächst die 
Exhibition des Beklagten, im Falle der Nichtgestellung den 
letzteren zu defendiren. Die Analogie trete weiter in der 
der Gestellung gesetzten zeitlichen Bestimmung zu Tage; 
wenn der Bürge der Papyri sich zur Parastasis ön&ts iäv 
im^TjT^tai, also nicht an einem bestimmten Termin (oder 
innerhalb einer gewissen Frist) verpflichte, so entspreche 
dies vollkommen den beim Vocationsvindex gegebenen Ver- 
hältnissen, wo der Gestellungstag erst durch prätorisches 
Decret festgesetzt werde. Nur vermuthungsweise äussert 
sich Wenger über die Schlussclausel in BGUIIöSl dahin, 
dass selbe sich auf die Vorschrift des prätorischen Edictes 
über die Adprobation des Vindex durch den Magistrat selbst 
oder einen von diesem bestellten Arbiter beziehe; auch in 
BGTJinSOl Verso bezeichnet er als möglichen Gegenstand 
der der Parastasiserklärung vorausgehenden Verhandlung die 
Frage nach der Zulässigkeit oder Tauglichkeit der für die 
beklagten Dorfaltesten intervenirenden Vindices. Die Dis- 
crepanz, welche darin besteht, dass der Ladungsvindex 
Lenels ausschliesslich Exhibition verspricht, während der 
Gestellungsbürge unserer Urkunden, wie bemerkt, regelmässig 
die Haftung für jLtovr], und i/Kpavela des Verbürgten zunächst 
übernimmt, sucht Wenger dadurch auszugleichen, dass er die 
von LeneP) aus dem Wortlaute des Edicts XLH, 4, 2 pr. 

*) Edict. perp. pag. 58. 
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In bona eius, qui iudicio sistendi causa fideiussorem 
dedit, si neque potestatem siü faciet neque defende(re)tur, 
iri iubebo . . . 

gefolgerte positive Verpflichtung des Beklagten potestatem 
sui facere in die Erklärung des Vindex versetzt und durch 
die Worte iyyväo'&ai fiovrlg xal kfjupavelag ausgedrückt be- 
trachtet. ^) 

Ergiebt sich so für Wenger einerseits die Thatsache 
einer bedeutsamen Einwirkung des Reichsrechtes auf das 
Provinzialrecbt, so ist er anderseits geneigt, anzunehmen, 
dass die Interpolation des Vindex durch einen fideiussor 
indicio sistendi causa auf den Einfluss der provinzialen Ge- 
wohnheit die Vindexverpflichtung in Stipulationsform einzu- 
gehen, zurückzuführen sei. 

Wilcken^) findet ausgehend von BGUni936 die Erklä- 
rung auf dem Gebiete der Polizeiverwaltung. Nach seiner 
V^rmuthung tritt in den obigen Urkunden ein schon im zweiten 
Jahrhundert organisirtes Spionirsystem zu Tage, welches die 
gegenseitige Controlle der Bürger bezweckt; dieses diene 
in byzantinischer Zeit auch der Controlle über diejenigen, 
welche der Zugehörigkeit zum Heidenthum verdächtig er- 
scheinen und um sich einer drückenden Liturgie zu entziehen, 
ihre Zuflucht zu den heidnischen Conventikeln genommen 
haben. In der Besprechung von Wengers Thesen hat 
Wilcken^) seine Erklärung für die Mehrzahl der Urkunden 
aufrechterhalten und auf die Punktion, welche der Gestellungs- 
bürgschaft bei den so sehr zur Flucht geneigten Verwaltern 
der munera zukommt, neuerlich mit Nachdruck hingewiesen; 
nur fiir den Papyrus BGU in 891 Verso, welchen er mit 
Rücksicht auf die vorerwähnten Differenzpunkte zwischen 
ihm und den anderen hier in Betracht gezogenen Gestellungs- 
erklärungen als Repräsentanten eines processualen Rechts- 

^) Dass das Versprechen von fxovij und ijbi<fat/ela der Zusage 
potestatem sui facere gleichkommt, scheint mir unbedingt richtig zu 
sein; es ist also nicht etwa, wie das Tribunal des Richters (vgl. Oxy.260: 

ififpayrj eaec&av r^ ßTJfiarv rov ) als adverbiale Bestimmung 

des Ortes hinzuzudenken. Das möchte ich schon jetzt mit Rücksicht 
auf das pag. 39 Bemerkte hervorheben. — *) Archiv für Papf. I pag. 408. 
— ') Deutsche Litteraturzeitimg Bd. 23 Sp. 1142. 
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Institutes anerkennen möchte, will er die von Wenger be- 
hauptete TJebereinstimmung mit der Verpflichtung des römi- 
schen LadungsVindex nicht in Abrede stellen. 

Es wird jedoch daran festzuhalten sein, darin stimme 
ich Wenger gegen Wilcken bei, dass sämmtliche Ur- 
kunden auf ein und dasselbe Institut sich beziehen. Wenn 
in BGXJ in 891 Verso die Determination /lovfjg xal i/Äcpaveiag 
fehlt, so ist wohl in der Beifügung evxakovfievovg der Ersatz 
hierfür zu erblicken, welcher die Art der Bürgschaft (eyyvri 
für fjLovYj xal EfAcpaveia) unzweifelhaft erscheinen liess und die 
dann noch verbleibende Differenz ist gewiss zu geringfügig, 
um für die obige Urkunde eine abweichende Function anzu- 
nehmen; sämmtliche Urkunden*) sind sohin m. E. im 
Verlaufe eines Rechtsstreites abgegebene Gestel- 
lungserklärungen, also Processurkunden. 

Wilcken ist in seiner sehr werthvollen Kritik auf 
die Streitfragen über den Vindex nicht eingegangen. Dies- 
bezüglich möchten die nachstehenden Bemerkungen ergän- 
zend eingreifen. Es ist dabei einerseits zu den verschiedenen 
Ansichten über Form und Inhalt der römischen Vindex- 
verpflichtung im Formularpro cess Stellung zu nehmen und 
zu prüfen , ob nicht gewichtige Gründe zu , Gunsten einer 
anderen zur Comparation mit den ägyptischen Urkunden 
ungeeigneten Beconstruction derselben sprechen, anderseits 
zu erwägen, ob die justinianische Interpolation fideiussor i. 
s. c. für vindex nicht aus anderen als den von Wenger an- 
geführten Motiven erklärt werden kann. 

Das charakteristische Merkmal der älteren LeneT sehen 
Ansicht besteht wie erwähnt darin, dass die Gestellungserklä- 
rung nicht dem Kläger, sondern der Behörde abgegeben wird. 
Als Anhaltspunkt hierfür hat man ausser dem prätorischen 
Exhibitionsdecret^) vomehmHch eine Aeusserung des Paulus 
in sent. I I3a, 1 = Dig. de in ins voc. 11, 4, 17 heranziehen 
zu können geglaubt. Der Jurist sagt hier: 

Eum pro quo quis apud officium cavit, exhibere 
cogitur, item eum, qui apud acta exhibiturum se esse quem 

^) bis auf die jetzt neu hinzugekommene aus der Sammlung des 
Lord Amherst; aber auch diese bezieht sich auf das gleiche Rechts- 
institut. — *) Dig. 2, 8, 4. 
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promisit, et si officio non caveat, ad exhibendum tarnen 
cogitur. 

Li dieser Stelle, welche bei Paulus in einem Zusammen- 
hang erscheint, der mit dem Ladungsverfahren nichts zu 
schaffen hat, fand Lenel die spätere Entwickelungsstufe 
bezeugt. Die Einreihung des Fragmentes in den Digesten- 
titel de in ins vocando schien wohl diese Beziehung nahezu- 
legen. Wenger^) ist einsichtig genug, zuzugeben, dass die 
Fassung des Paulusfragmentes denn doch nicht so geartet 
ist, um eine Bezugnahme auf das Institut des Yindex auch 
nur mit Wahrscheinlichkeit annehmen zu können; m. E. ist 
eine solche direkt ausgeschlossen. Der Wortlaut spricht 
entschieden dagegen. Cavere bedeutet nirgends in den 
Quellen eine formlose Haftungserklärung, sondern es wird 
darunter immer eine Securitätsleistung durch Stipulation 
(Bürgenstellung, Pfandsatzung oder Pönalversprechen) ver- 
standen.^) Sodann ist auch die Auffassung von cavere in 
dem determinirten Sinne cavere se exhibiturum esse keines- 
wegs begründet; es muss das Wort hier vielmehr in ab- 
stractem Sinn, wonach es jedwede (promissorische) Garantie 
bedeutet, aufgefasst werden. Bei der entgegengesetzten 
Interpretation früherer Erklärer wäre ja auch dann, wenn 
man einen Unterschied zwischen dem apud officium cavere 
se aliquem exhibiturum esse und dem apud acta promittere 
der Exhibition concedirt^), der Zusatz etsi officio non 
caveat im zweiten Satze höchst überflüssig. Hingegen er- 
giebt die natürliche Auffassung des Fragmentes für denselben 
einen, wie ich glaube, vollkommen zutreffenden Sinn. Die 
Stelle besagt m. E. folgendes: Derjenige, welcher für einen 
anderen eine Garantie vor der Behörde übernommen hat, 
ist zur Exhibition desselben verpflichtet; die gleiche Yer- 
pflichtung trifft jenen, welcher zwar nicht die Garantie 
gegenüber dem officium übernommen, aber die Gestellung 
vor der Behörde apud acta versprochen hat. Welche be- 
sondere rechtliche Gestaltung der Garantieübemahme hier 
gemeint ist und wie sich die vorgeschlagene Auslegung mit 



*) a. a. 0. pag. 11. — *) S. Vocab, iurispr. Rom. s. v. — ') Ich 
vermag einen solchen nicht herauszufinden. 
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der aus anderen Quellen fliessenden Kenntniss vereinigen lässt, 
wird erst später dargelegt werden können. 

Gegen die Beziehung der Stelle auf den Vindex spricht 
auch der Zusammenhang, in welchem sie in der justinianischen 
Compilation auftritt. Es verdient beachtet zu werden, dass 
die Compilatoren sie in den Titel, der die Zulässigkeit der 
in ius vocätio erörtert, und nicht in die Materie, welche sich 
mit dem fideiussor iudicio sistendi causa beschäftigt, einge- 
reiht haben; innerhalb dieses Digestentitels das Fragment 
auf den letzteren zu beziehen, scheint mir ganz unzulässig. 
Unmittelbar vor L 1 7 wird die Darlegung der Yoraussetztmgen, 
unter welchen die in ius vocatio durch den Libertus statt- 
haft ist, zum vorläufigen Abschl^ss gebracht (1. 16) und die 
folgenden vier Fragmente (18 — 21) sind Erörterungen über 
den Bechtssatz, dass niemand de domo sua in ius vocirt 
werden dürfe, gewidmet. Die 1. 17 hat also in der Compi- 
lation eine unmittelbare Beziehung zur Ausrichtung der ersten 
Ladimg, nicht auf eine derselben nachfolgende Exhibition 
des Beklagten. Dass die Compilatoren die ursprüngliche 
Bedeutung der Stelle nicht erkannt haben, erscheint mir 
kaum glaublich, denn der wahre Sinn des Paulusfragmentes 
war ja gewiss durch Farallelstellen ohne besondere Schwierig- 
keit festzustellen; eine bewusste Aenderung der Auffassung 
ist aber noch weniger wahrscheinlich, da die hier angenom- 
mene Form vorzüglich zur Officialladung des justinianischen 
B echtes passt. 

Als wesentlich tritt zu dem Bemerkten hinzu, dass eine 
Erklärung an den Magistrat bei der das römische Civil- 
verfahren im Zeitalter des Legisactionen- und des Pormular- 
processes beherrschenden Auffassung der jurisdictionellen 
Befugnisse des Prätors nicht leicht verständlich erscheint.^) 
Das Ladungsverfahren fallt in beiden Perioden ausschliess- 
lich in die Sphäre der Parteithätigkeit und an diesem 
principiellen Standpunkte des römischen Kechts ändert nichts 
die Thatsache, dass das prätorische Edict in späterer Zeit 
Klagen zum Schutz des *in ius vocans' gewährte.^) Be- 



*) S. Pernice, Zeitschr. der Sav.-St. V pag. 28 ff., insbes. pag. 51 ff. 
— «) Gai. IV 46. 
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kanDt ist weiter, dass auch das ganze Verfahren in iure im 
Legisactionenprocess in Parteierklärungen besteht, welchen 
der gewissermassen als SoUennitätsperson anwesende Magist- 
rat durch seine Assistenz „den amtlichen Charakter aufprägt^, 
imd auch im Formularprocess ist die Parteithätigkeit bei der 
Litiscontestation derart überwiegend, dass die römische 
Theorie von einem Processvertrag (iudicium contrahitur) 
spricht. Dazu kommt aber noch, dass das Erscheinen des 
Beklagten im nächsten Verhandlungstermin durch an den 
Kläger gerichtete Erklärung (Vadimoniumsbestellung) ge- 
sichert wird und es ist nicht einzusehen, warum bei Inter- 
vention eines Vindex nicht letzterer, sondern der Magistrat 
die Erklärung entgegennehmen soll. 

Ein m. W. noch nicht hervorgehobenes Bedenken gegen 
die ältere Lenersche Lehre erwächst auch aus der von fast 
allen Gelehrten auf den Vindex bezogenen Stelle aus Paulus 
lib. 1 ad Plaut. (Dig. 2, 11, 10 pr.): 

Si eum iudicio sisti promisero, qui iam tempore libe- 
ratus esse dicebatur [quia iam actione forte non tenebatur], 
actio in me danda est, ut vel exhibeam eum vel defen- 
dam, [ut veritas inquiratur]. 

Hier ist von einer mit der (in Dig. 2, 8, 2, 5 erwähnten) ^) 
prätorischen Klage auf quanti ea res erit concurrirenden 
Klage auf Exhibition und Defension die Rede. Die- 
selbe wird in unserem Falle gegen den Vindex zugebilligt, 
während sonst bei einem Befreiungsgrunde ex persona rei 
die Klage gegen jenen denegirt wird.^) Angesichts des Um- 
standes, dass LeneP) die Beziehung auf ein Vadimonium 
nicht für ausgeschlossen hält, und nur die auf den Vindex 
(in seinem Sinne) vorzieht, sowie weiter mit Rücksicht darauf, 
dass diese Defensionsklage mit einer zweifellos rein prätori- 
schen auf quanti ea res erit concurrirt, glaube ich nicht fehl- 
zugehen, wenn ich in ihr eine actio civilis vermuthe.*) Wie 

^) In fideiussorem, qui aliquem iudicio sisti promiserit, tauti 
quanti ea res erit actionem dat praetor. — *) Dig. 2, 8, 1, 1 (ülp- 
lib. 5 ad ed.): Si quis his personis, quae agere non potuerunt, fide- 
iussorem iudicio sistendi causa dederit, frustra erit datio. — •) Pal. 
n. 1071 N. 3. — *) Dass es sich hier in der That um eine Civilklage 
handelt, wird weiter unten darzulegen versucht werden. 
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verträgt sich nun mit dieser actio civilis eine dem Prätor 
gemachte Zusage ? Eine solche würde eine missio in posses- 
sionem, auch eine prätorische actio in factum, nicht leicht 
eine actio civilis erklären und darum nimmt auch Lenel ^) an, 
dass es in älterer Zeit gegen den civilen Yindex, der seiner 
StellungspiSicht nicht genügte, keine Klage gab, um ihn 
zur Erfüllung zu verhalten. 

Nabers Defensionstheorie nimmt ihren Ausgang von 
Dig. 2, 4, 22, 1 (Gaius Üb. 1 ad legem XH lab.). 

Qui in ins vocatus est, duobus casibus dimittendus est, 
si quis personam eins defendet, vel si, dum in ius venitur, 
de re transactum fuerit. 

lieber die Bedeutung, die dem Worte defendere hier 
zukommt, gehen die Ansichten auseinander. Nah er 2) be- 
greift darunter, indem er die in ülp. Dig. 3, 3, 35, 3 ^) ge- 
gebene Begriffsbestimmung zugrundelegt, die von einem 
procurator zu leistende Art der Vertheidigung. Lenel*) 
dagegen versteht unter dieser Defension *le fait par le vin- 
dex mettre obstacle ä l'in ius vocatio', also lediglich das 
Eintreten des Vindex als die den Beklagten von der Ver- 
bindlichkeit sofortiger Gerichtsfolge befreiende Thatsache. 
Es lässt sich leicht zeigen, dass die erstere Interpretation 
hier unmöglich ist; ich möchte mich dabei nicht mit Wenger ^) 
darauf berufen, dass die Consequenzen derselben (die Noth- 
wendigkeit sofortigei: Litiscontestation und Leistung der cautio 
iudicatum solvi) in den Quellen sich nirgends angedeutet 
finden, sondern vielmehr darauf verweisen, dass eine der- 
artige Auffassung, wie sie Naber entwickelt, sich ja über- 
haupt nicht mit der Thatsache der Befreiimg des Beklagten 
von der Gerichtsfolge vereinigen Hesse; das facere quod 
dominus in litem faceret und das cavere idonee kann ja 
nur in iure erfolgen imd die dimissio wäre sohin eine Ent- 
lassung nach erfolgter ductio des Beklagten.^) 



^) Ztschr. d. Sav. • St. a. a. 0. pag. 53. — *) a. a. O. pag. 373. — 
•) Defendere autem est id facere, quod dominus in litem faceret et 
cavere idonee. — *) L'jßdit. pag. 74 N. 9. — *) a. a. 0. pag. 11. 
— ®) Für das justinianische Recht scheint mir die Naber'sche Auf- 
fassung des Wortes defendere allerdings zutreffend und unter dem in 
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Gegen Naber spricht sodann auch der Wortlaut der 
oben abgedruckten Paulusstelle Dig. 2, 11, 10 pr. Nach 
seiner Ansicht ^) wird hier (lediglich) der Unterschied zwischen 
Yades und Vindex hervorgehoben und eben betont, dass, 
während ersterer nur zur Exhibition verpflichtet sei, letzterer 
überdies die Defension auf sich nehme; hingegen weist 
Wenger^) mit Becht darauf hin, dass die Stelle von einer 
actio auf exhibere vel defendere spricht, also deutlich genug 
die Exhibition als primären Gegenstand der Yerpflichtung 
bezeichnet. 

Nabers Defensionstheorie hat, abgesehen davon, dass 
nach ihr mehrere auf den Vindex bezügliche ganz allgemein 
lautende Bestimmungen restrictiv auf den Fall, wo das sub- 
sidiäre Exhibitionsdecret platzgreift, zu beziehen wären, noch 
ein priacipielles Bedenken gegen sich: Der Vindex wäre 
darnach ein Stellvertreter, der die Erfüllung des Anspruchs 
auf sich nimmt; da im Legisactionenprocesse nun die pro- 
cessuale Stellvertretung ausgeschlossen ist, müsste man ent- 
weder das Aufkommen des Vindex in spätere Zeit versetzen*) 
oder doch eine totale Aenderung seines Wesens im Zeitalter 
des Formularprocesses glaubhaft machen können. Indess hat 
schon Lenel *) darauf hingewiesen, dass der Vindex vermöge 
des altcivilen Namens, sowie aus praktischen Erwägungen dem 
älteren Bechte nicht fremd sein könne und auch für die 
zweite Alternative ist ein Anhaltspunkt nicht gegeben. 

Gegen die Bichtigkeit der neueren LeneT sehen Theorie 
erheben sich gleichfalls Bedenken. Wenger hat gegen die- 
selbe und zwar von dem von Lenel eingenommenen Stand- 
pimkte wohl mit Grund folgendes eingewendet: Da bei regel- 
mässigem Vorgange der Tag des Erscheinens durch die Vadi- 
moniumsstipulation bestimmt und die aus ihr entspriaigende 
Klage die auf die Pönalsumme gerichtete actio ex stipulatu 



ius vocatus der vor dem Magistrat erschienene Beklagte gemeint zu 
sein; dem entspricht auch die Basilikenparaphrase, welche die Worte 
dum in ius yenitur als überflüssig weglässt und auch die Defension in 
ius verlegt. Die Gaiusstelle wird hier VII, 8, 22 so wiedergegeben: 
strs diexdixijd'^ eirs diaXv^g d xXtjd-slg ccnoXvstcci, 

^) a. a. 0. p. 374f. — *) a. a. 0. pag. 17. — •) So Demelius, 
Ztschr. der Sav.-St. II 9 ff. — *) Ztschr. der Sav.-St. II 48. 
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ist, so müssten die für den Yindex erhaltenen Bestimmungen 
über das Exhibitionsdecret und die prätorische actio in factum 
ähnlich der Nab er 'sehen Theorie auf die in praxi nicht 
leicht begegnenden Fälle, dass eine Einigung über das 
Vadimonium nicht erzielt wird, beschränkt werden. Es 
muss aber zugegeben werden, dass eine derartige restrictive 
Auslegung durch keine Analogie gestützt wird. Gegen die 
bei Lenel dem Exhibitionsdecret zugewiesene Function lässt 
sich auch aus Dig. 11, 8, 4 (Paul. lib. 4 ad ed.) ein Argu- 
ment entnehmen. Die Stelle lautet: 

Si decesserit, qui fideiussorem dedit iudicio 
sistendi causa non debebit praetor iubere ex- 
hibere eum; quod si ignorans iusserit exhiberi vel post 
decretum eins ante diem exhibitionis decesserit, dene- 
ganda erit actio: si autem post diem exhibitionis deces- 
serit aut amiserit civitatem utiliter agi potest. 

Der erste Satz des Fragmentes setzt nothwendiger Weise 
voraus, dass der Frätor unter Umständen in der Lage ist, 
aus den Vorträgen der vor ihm erschienenen Personen oder 
auf eine andere Art den eingetretenen Tod des Beklagten 
zu entnehmen; man muss aber dann weiter, wie dies auch 
bei der älteren Lenel'schen Ansicht der Fall ist, ein ge- 
wisses spatium zwischen dem ersten Termin, in welchem 
Kläger imd Vindex sofort nach der in ius vocatio vor dem 
Magistrat erschienen sind imd der Erlassung des Exhibitions- 
decretes voraussetzen, innerhalb dessen der reus verstorben 
ist. Es ist nun nicht recht glaublich, dass, wenn das Vadi- 
monium nicht zu Stande kommt, die vom Kläger gewünschte 
reguläre Sollennisirung also nicht erfolgt, der Kläger wird 
imverrichteter Dinge abziehen wollen; viel eher ist anzu- 
nehmen, dass der Prätor, um den Trotz des Vindex zu 
brechen, diesem sofort die Gestellung des Beklagten auf- 
tragen wird. Man könnte vielleicht auf eine obschwebende 
Approbation des Vindex durch den Magistrat oder arbiter 
als retardirendes Moment hinweisen; die Bestimmung wäre 
dann für den doch etwas seltsamen Fall berechnet, dass der 
zunächst vom £3äger refüsirte Vindex zur Revanche die 
soUenne Uebemahme der Verbindlichkeit verweigert. 
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Das weitere Bedenken, dass nach der neueren Lenel- 
fichen Ansicht der Vindex sich von einem Vadimoniums- 
bürgen in der Regel nicht unterscheiden würde, fallt nicht 
ins Gewicht, da die von Wenger selbst hervorgehobene 
Differenz, dass Ersterer sich primär. Letzterer aber nur 
accessorisch verpflichte, wohl erhebUch genug ist, um eine 
verschiedene Bezeichnung zu rechtfertigen. 

Trotz der erwähnten Einwendungen gegen Lenels 
neuere Construction lässt sich vielleicht doch unter dem 
Gesichtspunkte des Yadimoniums bei Vornahme einiger 
Correcturen eine halbwegs befriedigende Vereinigung der 
gegebenen Elemente erzielen. Auszugehen ist bei einem 
neueren Eeconstructionsversuche von der oben citirten Paulus- 
stelle Dig. 2, 11, lOpr., welche von einer actio auf Exhibition 
oder Defension spricht.^) In dieser Bezeichnung des Inhaltes 
der Klage liegt der Hinweis auf den hier vorauszusetzenden 
Inhalt des Yadimoniums, es ist nicht ein mit einer 
Pönalstipulation verbundenes, sondern ein solches, 
bei welchem lediglich das Versprechen abgegeben 
wird, dass jemand sich an einem bestimmten 
Tage gestellen werde, ohne dass die Folgen der 
IN^ichteinhaltung der Zusage in der Stipulation 
bestimmt werden. 

Eine gewöhnliche promissio, aliquem certo die sisti 
konnte, da sie die Zusage eines factum alterius enthält und 
nemo factum alterius promittere potest, wenn man an den 
Wortlaut sich hält, als imgiltig angesehen werden und dar- 
xun wird in der Regel der auf Erscheinen gerichteten pro- 
missio eine Pönalstipulation hinzugefügt. Die Jurisprudenz 
sicherte aber ihren aufrechten Bestand und ihre Klagbarkeit, 
indem sie das Versprechen dahin interpretirte , dass damit 
eine eigene Handlung des Promittenten zugesagt werde. So 
lehrt Ulpian in lib. 77 ad ed. (Dig. 45, 1, 81 pr.): 

Quotiens quis alium sisti promittit, nee adi- 
cit poenam, puta vel servum suum vel hominem Kberum, 



*) Auf ein gewöhnliches Vadimonium, wie es die §§ Iff. behan- 
deln, könnte sie sich wohl nicht beziehen, wohl aber auf das quali- 
ficirte Vadimonium des Vindex (s. oben Text). 
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quaeritur an committatur stipulatio. et Celsus ait, etsi non 
est huic stipulationi additum, ^nisi steterit, poenam dari*, 
in id quanti interest sisti, contineri. et verum est, quod 
Celsus ait: nam, qui alium sisti promittit, hoc pro- 
mittit, id se aeturum, ut stet. 

Man erblickte also in der Stipulation alium sisti die 
Zusage, den, dessen Erscheinen versprochen wird, gesteilen 
zu wollen; die Klage, die hier erwähnt wird, geht, wenn 
die Ueberlieferung richtig ist^), direct auf das Interesse an 
der Gestellung. Es galt nun auch bei der Vadimoniums- 
stipulation des Yindex, den ihr zu Grunde liegenden Sinn 
festzustellen und dieser wurde dahin bestimmt, dass der 
Vindex, indem er das Erscheinen des Beklagten verspreche, 
dessen Exhibition und Defension zusage. Deswegen wurde 
auch bei Nichterscheinen des Beklagten die Klage auf Ex- 
hibition oder Defension gegen den Vindex gegeben; in letzter 
Linie geht dieselbe auf Ersatz des Interesses, freilich, da 
neben der Gestellung auch die Defension als mitversprochen 
gilt, nicht des Interesses des Klägers an der Sistirung certo 
die, sondern wohl auf quanti ea res erit. Wir haben aber 
für den Vindex eine direct auf quanti ea res erit gerichtete 
prätoris che Klage bezeugt. Wie ist es zu erklären, dass 
eine solche Klage wegen Vadimoniumbruches neben der 
Civilklage besteht? 

Die Frage lässt sich m. E. unter Zugrundelegung der 
obigen Ansicht über den Inhalt der Vindexstipulation ohne 
Schwierigkeit beantworten und es ist hiebei auch möglich, 
dem Exhibitionsdecret eine passende Bolle zuzuweisen. Dass 
das Bedürfniss nach staatlichem Bechtsschutz sich schon viel 
früher geltend machen musste, als bis die Juristen sich ent- 
schlossen hatten, hier eine actio ex stipulatu für zulässig 



') Eine ähnliche Ausdrucksweise wie in unserem Fragment (nach 
der üblichen Emendation) in Paul. Dig. 46, 8, 19: In stipulatione, qua 
procurator cavet, ratam rem dominum habiturum id continetur, quod 
iutersit stipulatoris. Das ist aber eine Beschreibung der factischen 
Gestaltung dieser Stipulation (s. Lenel Ed. pag. 428). Sollte unser 
Fragment vielleicht von der Formel gesprochen haben und zu er- 
ganzen sein: .... [formulam dandam esse, (ut eum exhibeat), qua 
condemnationem] in id quanti interest sisti contineri? 
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zu erklären, ist klar und das Organ, das hier eingreifen 
konnte, war der Prätor. Bei Nichterscheinen des Beklagten 
an dem in der Yadimoniumsstipulation fixirten Tage giebt 
er dem Yindex den Auftrag, den Beklagten in einem neuer- 
lichen Termine zu gesteilen ; leistet der zur Exhibition Ver- 
pflichtete den! Decret keine Folge, so wird gegen ihn die 
in Dig. 2, 8, 2, 5 erwähnte actio in factum ertheilt. Auf 
diese Art war die Yindexstipulation wohl schon zur Zeit 
der Einführung des Formularprocesses geschützt; for die 
spätere Zeit möchte ich einen Dualismus der Verfahrens- 
arten annehmen, wie er auch sonst für die Zeit der classi- 
schen Juristen nicht ohne Beispiel ist.^) Durch eine derartige 



*) Vgl. z. B. Wlassaks Bemerkungen über den Libertätsprocess 
in Grünhuts Zeitschrift Bd. XIX pag. 710 f. Auf einen bisher nicht 
beachteten Fall sei hier hinzuweisen gestattet. Nach der herrschen- 
den Meinung, die ich nirgends widersprochen finde, ist seit Marc 
Aurel bezüglich der Geltendmachung von Excusationsgründen bei tutela 
dativa und auch t. testamentaria ein erstinstanzliches Verfahren an 
die Stelle der Appellation getreten, während es fQr die übrigen munera 
bei dem Rechtsmittel der Appellation verblieb. Die Stelle, auf wel- 
cher die Kenntniss dieser Reform beruht (Ulp. lib. 1 de appell. = 
Dig. 49, 4, 1, 1 hat folgenden Wortlaut: Si quis tutor datus fuerit vel 
testamento vel a quo alio, qui ius dandi habet, non oportet eum pro- 
vocare (hoc enim divus Marcus efiecit) sed intra tempora praestituta 
excusationem allegandam habet, et si fuerit repulsa, tunc demum ap- 
pellare debebit: ceterum ante frustra appellatur. Zunächst ist hier 
eine Interpolation bei Anfahrung der Bestellungsarten des Tutors zu 
constatiren : vel testamento (Urkunde) vel a quo alio (Person), qui ius 
dandi habet, kann Ulpian nicht geschrieben haben. Die Analogie von 
Vat. fragm. 156 (aus Ulp. lib. de excusat.) und Dig. 27, 1, 13, 1 (aus 
Modestins lib. 3 excusat.) führt zur Lesung vel testamento vel a prae- 
tore. Der Schlusssatz: ceterum ante frustra appellatur erscheint mit 
Rücksicht auf das unmittelbar vorhergesagte : non oportet eum pro- 
vocare etc. ganz überflüssig und macht es nicht deutlicher. Ob nun 
dieser Zusatz echt ist oder nicht, immerhin ist eine doppelte Inter- 
pretation der Worte Ulpians möglich ; es ist zweifelhaft, ob die Appel- 
lation hier als processual unzulässig, das erstinstanzliche Excusations- 
verfahren als obligatorisch erklärt ist (die Worte frustra appellatur also 
so aufzufassen sind, dass die Appellation verfrüht sei) oder ob dem 
Excusanten die Wahl gelassen ist zwischen dem älteren und neueren 
Verfahren; bei letzterer Auflassung würde frustra andeuten, dass an- 
gesichts einer bestehenden kürzeren Procedur die Einlegung der Be- 
rufung nicht nöthig sei. Für letztere Auffassung würde auch die Aus- 
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Yereinigung der auf den Yindex zu beziehenden !E^ragmente 
erscheinen die Bedenken, welche gegen die referirten Re* 
constructionsyersuche hervorgehoben werden mussten, durch- 
gehende yermieden und es ergiebt sich insbesondere, dass 
die Differenz zwischen Yindex und Yadimoniumsbürgen denn 
doch eine bedeutendere ist, als man von vornherein anzu- 
nehmen geneigt ist. 

Man könnte gegen das hier Gelehrte vorbringen, es sei 
nicht recht einzusehen, warum die Römer einer derartigen 
unvollkommenen Stipulation bei Eingehung der Yindex- 

drucksweise Modestins 1. c. : Eidtyea /^i; , öri, ovre oi x^f^oToytjS-eyteg 
kjiixQonoi, ovte ol xttxu ^itt&rjxtjy ^od-evreg ixxaXeiad-ui dvuyxrjv s^ovaiy, 
((og dfjXoi ^uixa^ig raiy d^eioruxiov ^eßtJQov xal ^JvxmvLvov) sprechen. 
Nicht, dass die Appellation unzulässig ist, wird gelehrt, sondern bloss, 
dass kein Zwang zu ihrer Interposition bestehe. Dass das Excusations- 
verfahren im Sinne der oratio von Marc Aurel in der That nur facul- 
tativ gilt, ergiebt sich mit aller Evidenz aus Cod. Just. 5, 62, 18, 
einem Erlass aus dem Jahre 294 p. Chr. : Tutores nominatos appella- 
tionem interponere necesse non habere, certissimi iuris est, (1) Qua- 
propter licet non appellasti, si quam te excusationem habere confidis, 
intra tempns, quod divi Marci constitutione praescriptum est, hac 
apud praesidem provinciae uti non prohiberis. Hier haben wir einen 
Fall, wo Jemand, zum Tutor nominirt, Appellation rechtzeitig zu über- 
reichen unterlassen hat; er sucht nun im Wege eines an den Kaiser 
gerichteten Gesuches um Reparation nach. Der Kaiser macht ihn 
darauf aufmerksam, dass er noch das Recht habe, sich innerhalb der 
Excusationsfrist des in der oratio divi Marci geregelten Verfahrens 
zu bedienen. Die Appellation wird hier als ein durchaus zulässiges 
Rechtsmittel behandelt. Unter Zugrundelegimg dieser Stelle erklären 
sich auch die sonstigen nicht spärlichen Zeugnisse der Quellen, welche 
von Appellation gegen die Bestellung als Tutor sprechen (Dig. 1. 23, 2, 60 
§ 8ff.; 26, 5, 28ff.; 26, 7, 20; 39 § 6ff.; 27, 1, 16ff.; 49, 1, 17 in fine) zur 
Genüge. Es ist durchaus nicht nöthig, zu dem üblichen, vom dog- 
matischen Standpunkt aus vielleicht berechtigten Auskunftsmittel zu 
greifen und hier die Appellation als gegen den erstinstanzlichen Be- 
scheid gerichtet zu betrachten. Die bei einer derartigen Annahme 
sehr befremdliche Thatsache, dass in einer Reihe mit einander überein- 
stimmender Quellenstellen ein noth wendiges Glied in der Gedankenkette 
fehlt, wird durch den Erlass Diocletians wohl am besten aufgeklärt. 
Das durch die oratio Marc Aureis eingeführte £xcusationsver£Eihren 
bezog sich nur auf die Nomination zum tutor; für die anderen munera 
ist später zeitweise (323) die Appellation durch das Rechtsmittel der 
querimonia ersetzt worden (C. Th. XI, 30, 12; XII, 1, 8); s. aber XI, 30, 
19 ex 329. 

Brassloff, YoDuiecht. 4 
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Verpflichtung sich bedienten und nicht einer solchen nüt 
Pönalversprechen. Gegen einen derartigen Einwand lässt 
sich ein sehr concreter Grund ins TrefiFen führen, der m. E. 
den Ausfall des Strafrersprechens bei der Yindexstipulation 
vollauf rechtfertigt; es fehlte in unserem Falle eben eine 
nothwendige Voraussetzung für die Aufnahme des letzteren. 
Wie uns Gai. IV 186 unterrichtet, darf die summa vadimonii 
bei dem dort betrachteten Yadimonium nicht mehr als die 
Hälfte des Werthes der Streitsache und überdies nicht mehr 
als 100000 Sesterzen betragen ((nee tamen pluris quam partis 
dhnidiae) nee pluribus quam sestertium C M fit vadimoni- 
um). Daraus wird man schliessen können, dass bei dem der 
stipulatio alium iudicio sisti hinzugefügten Pönalversprechen 
der Werth der Processsache für die Höhe des in die Stipu- 
lation einzusetzenden Strafbetrages bestimmend gewesen sein 
muss. Im Legisactionenprocess war aber nun mit der In 
ius vocatio keine Editio actionis verbunden und darum fehlte 
vor dem Erseheinen des Beklagten in iure jeder Anhalts- 
punkt über Gegenstand imd Werth der Streitsache. Im 
Zeitalter des Formularprocesses ist es in letzterer Beziehung 
anders geworden; das prätorische Edict gebietet die Editio 
actionis bei Ausrichtung der Ladung imd dass eine solche 
stattfand^), dafür spricht ganz besonders das wiederholt 
citirte Paulusfragment; denn anders kann ich mir die Worte 
'qui tempore liberatus esse dicebatur* nicht erklären; eine 
derartige Einwendung setzt nothwendiger Weise Mittheilung 
des Elagsinhalts voraus. Dass es auch nach Einführung der 
editio actionis bei der alten Form der Yindexstipulation blieb, 
kann nicht verwundem. Der Kläger erlangte ja durch eine 
solche eine weit höhere Summe, als wenn er ein Yadimonium 
mit Pönalstipulation einging, und es lässt sich nicht in Ab- 
rede stellen, dass eine besondere Behandlung der Yindex- 
stipulation durchaus am Platze war. 

Es erübrigt nur noch das Yerhältniss zwischen dem 
Yindex imd dem fideiussor iudicio sistendi causa des justini- 
anischen Rechtes darzulegen. Wenger^) ist der Ansicht, 



^) S. Lenel, Ztschr. d. Sav.-St. XVI pag. 386 ff.; zustimmend auch 
Wenger, Actio iudicati pag. 120. — *) a. a. 0. pag. 40. 
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dass beide sich iBhaltlich im Wesentlichen gleichstehen, der 
zwischen ihnen bestehende Unterschied nur ein formaler sei. 
Der Yindex, welcher die Gestellungsbürgschaft in Stipulations- 
form übernimmt, werde damit oberflächlich besehen zu einem 
fideiussor; allerdings weise der fideiussor iudicio sistendi 
causa Merkmale auf, die einem wahren fideiussor nicht eignen. 
Den Grund der Interpolation des letzteren an Stelle des 
Yindex findet Wenger aber doch darin, „dass der alt- 
römische Yindex zwar dem Wesen nach bestehen blieb, sich 
aber die Einkleidung des Versprechens in Stipulationsform 
gefallen lassen musste^. Mit der Aenderung der Form habe 
sieh auch der Name geändert, das in späterer Zeit unver- 
ständlich gewordene Wort Vindex sei an Stelle der zwar 
keineswegs präcisen, aber allgemein verständlichen Bezeich- 
nung fideiussor iudicio sistendi causa getreten. Wiewohl nach 
imserer Construction der formale Differenzpunkt wegfallt, 
muss ich mich doch gegen die Identificirung des Yindex 
und seines Surrogates im Pandektenrecht erklären. 

Es ist nun allerdings zuzugeben, dass der Ausdruck 
„Vindex" in der späteren Zeit unverständlich geworden ist. 
Für die Ersetzung durch eine passendere Bezeichnung mochte 
aber m. E. insbesondere der von Wenger nicht hervor- 
gehobene Umstand sprechen, dass das Wort in der byzan- 
tinischen Periode seine specifisch civilprocessuale Bedeutung 
eingebüsst hatte. In den Bechtsquellen und der ander- 
weitigen Ueberlieferung der Spätzeit findet sich mehrfach 
die Erwähnung von Vindices als amtlichen Personen.^) Die 
älteste gehört dem Jahre 380 p. Chr. an; der hier in Betracht 
kommende Erlass Cod. Th. in, 11, 1 ist ein Glied in der 
Reihe der Constitutionen, welche durch Androhung schwerer 
Strafen die Provinzialen vor Vergewaltigung durch die Be- 
amten zu schützen suchen 2) und bezweckt speciell die Siche- 
rung der Freiheit der Provinzialinnen bei der Eheschliessung. 
Schon bei einem Versuche des Magistrates, einen unerlaubten 
Einfluss in dieser Beziehung auszuüben, steht der Bedrohten 

^) Vgl. Du Gange, Glossarium s. v. Vindices, Sophocles, Greek 
Lexicon s. t. ßiyde^, Pauly, Realenc. d. class. Alterthw. Bd. VI« 
pag. 2619. — ') Vgl. Gothofredus, Comm. zu dieser Stelle Bd. I 
pag. 298. 

4* 
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selbst, resp. deren Eltern das Recht zu, durch einen Protest 
sich, sowie ihre ganze Familie von der Jurisdiction des Be- 
amten zu befreien und als die zur Aufnahme desselben be- 
fugten Personen werden in erster Linie die Yindices genannt 
(. . . curaturis hoc unius cuiusque civitatis vindicibus 
et eiusdem civitatis apparitoribus). Diese sind nun in Cod. 
Just. V, 7, 1, wo der Erlass mit einigen Aenderungen (Zu- 
sätzen und Streichungen) wiedergegeben ist, durch „defen- 
sores^ ersetzt ; allgemein nimmt man an, dass die defensores 
civitatis in der That im vierten Jahrhundert wohl entsprechend 
ihrer auf die Abwehr und Ahndung jedweden Unrechts ge- 
richteten Function^) als Vindices bezeichnet wurden*) und 
für diese Annahme würde ja ganz besonders die ihnen im 
Erlasse zugewiesene Protokollaufnahme passen; denn das 
ins actorum conficiendorum bildet ja den Kern der Amts- 
thätigkeit der defensores civitatis.*) 

Der vorerwähnten Constitution stehen zeitlich am nächsten 
zwei Briefe des Kirchenvaters Nilus aus dem Ende des vierten 
resp. dem Anfange des fünften Jahrhunderts*) (Nilus bei 
Migne, Patrolog. graec. Bd. 341 A und 360 C), in welchen 
zum !N^amen des Adressaten der Beisatz ßlvdixt als Amts- 
titel hinzugefügt ist. 

Für die Eegierungszeit des Anastasius wissen wir aus 
einer Reihe in der Hauptsache übereinstimmender Berichte 
von Euagrius*), Nikephoros Eallistos®), Lydus*^) und Mala- 

^) S. die von GotHofredus im Paratitlon zu C. Th. 1, 11 (pag. 62) 
diesbezüglich citirten Stellen. — *) Cuiacius, Op. III p. 61, Gotho- 
fredus ad h. 1., Seeck, Art. Defensor civitatis in Pauly - Wissowas 
R.-E. IV 4 Sp. 2369. -- •) Vgl. Seeck a. a. 0. — *) Sie stammen aus 
der Zeit, da sich Nilus nach Niederlegung des Amtes eines enaQ^os 
von Oonstantinopel (oder praef. praet.) in das Sinaikloster zurück- 
gezogen hatte; vgl. hierüber die Biographie des hl. Nilus bei Migne 
a. a. 0. pag. If. (Anm.). — •) hist. eccl. III 42: ... nsQtslXey de xal rrjy 
riSy (poQtov eXan^a^tv ix riSy ßovXsvtfjQlwy, tovg xaXovfxiyovg ßlydixag 
itp ixäatu noXet TtQoßaXXofisyog stcfjytjaet tpacl Maqlyov tov Xvqov, tijv 
xoQv<palay dtijioyrog rt5y aQx^y, oy oi naXai ilnccg^^y rrjg avXtjg ixäXovy. 
An diese Erzählung, die von dem Berichte des Malalas (und Joh. Lydus) 
dadurch abweicht, dass Euagrius die Curien nicht als abgeschafft, son- 
dern lediglich in ihrer Funktion als Organe der Steuerverwaltung 
durch die Vindices ersetzt betrachtet, knüpft der Autor die Bemerkung, 
dass in Folge der geschilderten Mafsregel die Einkünfte aus den 
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las *), dass über Betreiben des praef. praet. Orientis Marinus 
die Decurionen durch Yindices ersetzt worden sind, in deren 
Hand namentlich die den ersteren vormals zustehenden G-e- 
Schäfte der Steuerverwaltung zum I^achtheile der Provincialen 
gelegt wurden. 

Yindices als Amtspersonen sind sodann für die Ke- 
gierungszeit Justinians durch mehrere justinianische No- 
vellen bezeugt. 

In der praefatio zur 38. Novelle 'negl ßovXevx&v &g rs 
ivxaovyxiov xaraXißjutöveiv rolg iavrdw ßovXemak naia? (ex 536) 
führt der Kaiser aus, die Begründer des römischen Reiches 
hätten die Curien in den Landstädten eingerichtet, auf dass 
sie als Abbild des hauptstädtischen Senates die gesammte 
städtische Verwaltung führen sollten; solange nun deren 
Intentionen entsprochen wurde, hätten die Städte einen ge- 
waltigen Aufschwung genommen, die munera wären willig 
übernommen imd von niemand als unerträgliche Last em- 
pfunden worden. Anders sei es erst geworden, als die Be- 
völkerung unter den mannigfaltigsten Yorwänden sich der 
Curie zu entziehen begann; jetzt wären die Liturgien auf 
eine geringe Zahl von Personen beschränkt, deren Yermögen 
dadurch aufgezehrt werde und mit den Städten sei es soweit 
gekommen, dass sie unter öli^&Qioi ßxio'&coTal stehen, welche 
man ßivdiHeg nenne, (diä tovto elg ävögag dUyovg neQi- 

Städten gesunken und die Letzteren, deren Blüthe auf den Curien und 
ihrer continuirlichen Ergänzung aus den nobiles der Städte beruht 
habe, eingegangen seien ßd-ev xttra noXv ol xb fpoQoi ^le^^tjcay, xd 
x€ av^ noXetoy iUneaBv, iv xotg Xsvxoifiaßi, yctq xtSy noXeioy, oi evna- 
xgldai ngocd-sy iyeyQnfpoyxo , exäisxrjg noXeotg xovs iy xoig ßovXBvxr^Qloig 
dyxl avyxXfjxov xiyog i^oviffjg xe xal oQ^^ofjtiytjg. Ein ähnliches Bäson- 
nement bei Nov. 38 praef. (s. oben Text). — •) hist. XYI 40 (abge- 
druckt bei Haenel, corp. leg. p. 262 Sp. 2), fast wörtlich mit Euagrius 
übereinstimmend. — '') de mag. III c. 49: ixXaßtoy xoiyvy 2vQog ayiJQ 
xal noyfjQog (äg inievTtvjg xovg fpoqovgy xd fxky ßovXevxiJQia naatSy nagä- 
Xvas x<Sy noXewy ans/nnoXtay xovg vntjxoavg nayxi tag exv^ey, ei fioyoy 
avx^ x6 nXioy vneaxoixo, xal dyxl x(ay dyixa&ey 0xr]Qi(6yxioy xd nqdy- 
fiaxa ßovXevxäy ngoxBiQiCexai xovg Xeyofiiyovg ßlydixag , ol nagaXaßoy^ 
xeg xovg cvyxeXeig ovdiy noXsfAmy ^aaoy xdg noXeig dii^t^xay, 

^) Ohronogr. XYI p. 406 ed. Bonn. : xovg noUxevo/niyovg anayxag 
iniJQS xijg ßovXijg (sc. Ma^Tyog) xal inoit^asy dyx* avxtSy xovg Xeyofi^yovg 
ßiydixag. 
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otdvra rä i^iTovQyrjjbiaTa xäxeivoig rag ovolag xariasioe xdi 
rag nöXeig ovxayg ^ildrcoaev, ßore vnb rovrovg eJvai zovg 
öXe^glovg fxio'&oitäg, ovg d^ ßivdixag xaXovoiv), In 
der Novelle 1 28 (ex 539) werden unter den Organen, welche 
in jeder Provinz die Verantwortung für die ordnungsmässige 
Eintreibung der Steuern tragen, wiederholt neben den ägxovrsg 
Decurionen, canonarii auch Vindices ^) genannt. Der Erlass 
Justinians de dioecesi Aegyptiaca (ex 554) weist den praef. 
praet. Orient, an, den jeweiligen Vindex von Alexandrien zu 
verhalten, die Einnahmen zu den in den Gesetzen bestimmten 
Zwecken zu verwenden und gedenkt auch an einer zweiten 
Stelle der ordnungsmäfsigen Verwendung des Ausfuhrzolles 
durch einen Vindex aus der Zeit des Anastasius, welche 
Thätigkeit durch die Curie von Alexandrien ergänzt wurde. 2) 

^) In c. 5 wird bestimmt, dass die zur collatio aurana Ver- 
pflichteten nicht die Gefahr einer etwa nothwendigen Versendung der 
eingetriebenen Summen tragen sollen, sondern selbe jene treffe, welche 
in jeder Provinz oder Civitas die Verantwortung fiir die ordnungs- 
mäfsige Erhebung haben und unter den letzteren werden nebst den 
Magistraten, Decurionen, canonarii die Vindices besonders hervor- 
gehoben (. . . Totfrorg, ols iy ixaarn tna^xi^ fj noXsi 6 xMvyog tijg 
x^v dfjfÄOßltoy dnaittjceiog imxsirai, etxe oQ^oytes eiey stts noXirevo- 
fiiyoi eire i^dxTogeg etre ßlyJixes stre xapovivaqioi, ^ äXXov ziyes, toi 
idlo) xtydvy<^ vnodixBCd^ai xd ;|f^jy^ar«j. In dem achten Capitel wird 
verordnet, dass in dem Falle, als der Eigenthümer des steuerpflichtigen 
Grundstückes nicht erscheint (oder das letztere kein geeignetes 
Deckungsobject für die Steuer bildet) und auch Niemand vorhanden 
ist, der nach den Gesetzen das Grundstück zu übernehmen hat, ein 
Protokoll über den Zustand und den fandus instructus aufgenommen 
werde. Die Decurionen vindices etc. sollen dasselbe bis zu dem Zeit- 
punkte, da der zur Uebemahme Verpflichtete entdeckt wird, innehaben 
und letzterem unter Ersatz der inzwischen eingetretenen Deteriora- 
tionen restituiren (ovxtog ctvxrjy ol nohxevofjLBvoi ijyovy i^axxoqeg ^ 
ßlydixss f} xa^etaxai nagaXafÄßdytoaiy , üaxs st f^sxd xavxa evQed-etey ol 
oqteiXoyxeg ccvxijy xard xovg yofxovg dä^iKf&at, fjirj aXXtog xovxo yiyecB-ai, 
ei firj x6 did xrjg nQotpdaetag xtjy i^axxoQwy rj ßovXsvTtay tj ßiydlxwy 
rj xü^eantay x^cQoy rj r]xxoy yeyofieyoy xt^ naqaXafjLßdyoyxi dnoxccxa- 
axaS-eit]. — *) § 13 . . , dyayxdaeig de xal xoy xctxd xaigoy ßlydixa 
trjg "^JXs^aydqitay ndyxtt xd na^^ atjxov yiyofisya dcenayfjfji€cxa noi^tsai 
im xe x^g ixnvQtoastog xfay drjfAoal(oy ßaXayeloty inl x€ xotg aXXoig coX- 
Xefiyloig omaav xoTg TioXntvxolg , ötibq ndyxot vnoxstxm ^tittog xwde tjfjitoy 

ria ^elto yofna § 14 . . . JIoxafAcSyog xtjyixavta x&y dtifxoüiüiy xrjg 

'Aksiaydgiwy nqoscxwxog xaxd x6 xov ßiydixog cxfjfJi'a . . . 
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Novelle 134 (ex 556) bezieht sich ebenfalls auf das Finanz- 
recht. Dieser Erlass schreibt vor, dass die Erhebung der 
Steuern ausschliesslich durch die äoxovreg jeder Eparchie 
und deren Officium vorgenommen werden solle und nur in 
dem Falle als in einer Provinz ßlvdixeg oder sonstige suscep- 
tores für öflfentliche Abgaben bestehen, ist deren Verwen- 
dung gestattet, wobei ihnen jedwede nöthige Unterstützung 
von Seite des Magistrates resp. dessen Büreaupersonales zu 
gewähren ist.^) 

Für die justinianische Zeit kommt noch in Betracht die 
Notiz im Chronic. Pasch, s. Alex. (Osterchronik) p. 626 ed. 
Bonn., wo unter den beim Nikaaufstand Getödteten auch ein 
ßlvdiS 'AvTioxicis^) genannt wird. 

Worin besteht nun das Wesen dieser Vindices? Die 
Lexicographen bezeichnen sie als „exactores^, exactioni 
tributorum praepositi qui ex ea provincialibus exigebant, et 
singulis dvitatibus eo nomine praefecti erant^), als kaiser- 
liche Fiscalbeamte*), als 'soUicitor"* ^), und Cuiacius*^) (und 
Gothofredus), dem in neuerer Zeit auch Zachariae gefolgt 
ist'), stimmen hiermit überein. Die Berichte des Euagrius, 
Nikephorus und Lydus und die Aufgaben, welche den ßivdixss 
in den Novellen 128 und 134 und im Ed. Just, zugewiesen 
werden, lassen keinen Zweifel darüber aufkommen, dass die 
Letzteren wirklich als Steuerexecutoren seit Anastasius 
fungiren; es ist nur die Frage, ob auch die anderen 
Quellen, wie Novelle 38, diese specielle Function, auf welche 
in Alexandrien ihre Thätigkeit nicht beschränkt gewesen 

*) c. 2 . . . el de iy taig inaQ^lftig »; ßlvdvxeg ^ ixXijntoQkg elav 
jwy drjuoffltoy xal dsrj&tSat rtvog ßorj&elag, xsXsvofAev rovg ag^oKtag xiav 
maq^mv xul rag rä^eig avxtap nacav üvvaqaip xccl cnov&rjy itvtoig avpsiC' 
liyeiy, üaie ayefinoditntog xiqv zdiy &f]fio<fiiay e'üfnqa^iy ngoieyai. Am 
Schlüsse dieses Capitels wird noch besonders eingeschärft; iy ixeiyaig 
de ratg inaQXitxig xal noXeci ßovXofjied^a rovg aQ^oyrag iyxiydvyevsiy 
vn€Q rrjg rwy Sfjfjiomiay eianQfi^etag , iy aig fit]&e oxQtyiaQiot /irjde ßiy- 
dixeg, fjiri6h exBqol riyeg eley, id'no xiy&vyio rtjy Cinalrtjaiy noiovfjieyoi, — 
*) 1. c. ... iatpclyt} xal UyrinarQog 6 ßly&i^ Uyno/iag, Diese Notiz ist, 
wie sich zeigen wird (s. pag. 57), för die historische Combination der 
erhaltenen Nachrichten über den Novellenvindex sehr werthvoU. — 
•) Du Cauge a. a. 0. — *) Pauly, R.-E. a. a. 0. — ») Sophocles 
a. a. 0. — •) Opera vol. III pag. 61. — ') in seiner Bemerkung zu Ed. 
Just, de dioec. Aegypt. § 13. 
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sein kann, im Auge haben, ob die Yindices wirklich kaiser> 
liehe Fiscalbeamte sind und wie sie insbesondere zu diesem 
Titel kommen. In letzterer Beziehung hat sich schon Lydus 
Gedanken gemacht; seine zu dem Worte ßlvdaceg in Paren- 
these hinzugesetzte Bemerkung ^IxaldiQ '&ebv änoxaketv ^) legte 
in Verbindung mit seiner Erzählung über die Art und Weise, 
wie es zur Einsetzung der Yindices kam und diese ihres 
Amtes walteten, sowie den hiermit übereinstimmenden Be- 
richt des Euagrius den schon von Cuiacius^) ausgesprochenen 
Gedanken nahe, dass die Einsetzung dieser neuen Fiscal- 
organe von der Bevölkerung als Strafe empfunden wurde; 
darnach wird angenommen, dass jener Bezeichnung die Be- 
deutung 'Rächer^ zugrundeliege. Diese Erklärung ist m. E. 
ganz unzutreffend. Gegen sie spricht in erster Linie die 
Erwähnung von ßivdixeg in den Episteln des heiligen Nilus. 
Man wird zur Erklärung anführen, dass der Yindex in den 
Adressen dieser Briefe dem Vindex von Cod. Th. DI, 11, 1 
gleichstehe und im Sinne der Gothofred'schen Deutung als 
defensor civitatis aufzufassen sei. Aber auch damit kann 
man sich nicht zufrieden geben. Es steht zunächst keines- 
wegs fest, dass der Yindex des Codex Theodosianus anders 
aufisufassen ist als der Novellenvindex. Sodann ist nicht 
einzusehen, wie man in den griechischen Beichstheilen dazu 
gekommen wäre, für den defensor civitatis einen derartigen 
Ausdruck herüberzunehmen. Eine Nöthigung hierzu war ja 
gewiss nicht vorhanden, da das Griechische in dem Worte 
exdixog eine vollkommen entsprechende Bezeichnung besitzt.^) 
Die richtige, in allen erhaltenen Quellenstellen anwend- 
bare Bedeutung ergiebt sich aus Novelle 38. Wenn man 
in den hier erwähnten Yindices allgemein kaiserliche Fiscal- 
Organe erblickt hat, so dürfte der Grund darin gelegen sein, 
dass man sich bei dem Ausdrucke dXi&Qioi fuo'&coxal der 
vorerwähnten byzantinischen Autoren erinnerte, welche die 
Eintreibung der Steuern durch Yindices als eine für die 
Bevölkerung verderbenbringende Maßregel anführen. Es ist 

^) Die römische Mythologie kennt einen Jupiter Yindex und 
auch der biblischen Auflassung entspricht ein deus yindex. — *) a. a. 
0. pag. 62. — ') Sophocles a. a. 0. nimmt die gleiche Bedeutung 
fQi* die Nilusstellen und die Citate aus den Novellen an. 
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aber nicht leicht denkbar, dass der Kaiser die Träger eines 
Staatsamtes, das noch dazu vor nicht langer Zeit von einem 
seiner Vorgänger creirt sein soll, als verderbenbringende 
(elende) Miethlinge bezeichnen und sie trotzdem in ihrer 
Stellung belassen werde ; das wäre schon mehr als unpolitisch. 
Die Interpretation, welche die Vindices durch die Staats- 
gewalt eingesetzt betrachtet, ist also abzidehnen und der- 
jenigen der Vorzug zu geben, welche sie als von nicht- 
staatlichen Organen bestellt ansieht. Als das Subject, welches 
dieselben „dingt**, wird man die primär Verpflichteten zu 
denken haben imd das sind eben die nohxsvofievoi^ die De- 
curionen, von welchen unsere Novelle handelt. Es haben 
sich — darüber wird vom Kaiser Klage geführt, — die Ver- 
mögenden von der Curie zurückgezogen und an ihrer Statt 
Substituten bestellt, welche die ganze Verwaltung thatsäch- 
lich in Händen haben. So aufgefasst ist der verächtliche 
Ton, in welchem die Novelle von den Vindices spricht, wohl 
begreiflich, sie werden eben von den Decurionen gemiethet 
und erhalten von diesen eine bestimmte Abfertigung, mit 
welcher sie das munus zu erfüllen haben. ^) 

Nach dem Rechte des Codex Theodosianus ist die Sub- 
stitution beim Decurionat nur in Ausnahmefallen gestattet^), 
dass aber die thatsächlichen Verhältnisse im vierten Jahr- 



^) Auch das erscheint vollkommen begreiflich, dass der Kaiser 
den nun einmal gegebenen Verhältnissen Rechnung tragend, die vor- 
handenen Institutionen, so wenig er von ihrem Bestände erbaut war, 
für Zwecke der Verwaltung weiterhin benutzte und über die ßirJtxBs 
gesetzliche Vorschriften erliess. — ') Die Bestellung von Substituten 
fOr Curialen, welche in den Senatorenstand eintreten, bei fortdauern- 
der Haftung des primär Verpflichteten ist stillschweigend anerkannt 
in C. Th. XII, 1, 91 (ex 382); 111 (ex 886) sowie h. t. 130 (ex 393), und 
in dem Erlasse XII, 1, 155 (ex 397) wird expressis verbis die Substitu- 
tion als zulässig erklärt. Hinsichtlich deijenigen, welche sich dem 
Militärdienst zuwenden oder ein anderweitiges officium trotz ihrer 
Verpflichtung zur Curie erwählen, ist ausdrücklich die Nothwendig- 
keit der vorausgehenden Bestellung eines tauglichen Substituten in 
C. Th. XII, 1, 161 (ex 393); 181 (ex 416) und 187 (ex 436) ausgesprochen. 
Den Juden, welche ein ihnen vorlängst ertheiltes Immunitätsprivileg 
bez. des Decurionats behaupteten, ist schon in dem Erlasse C. Th. XII, 
1, 199 (ex 383) die Licenz ertheilt, durch Substituten das munus de- 
curionis zu versehen. 
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hundert in vielen Gemeinden andere gewesen sein müssen, 
zeigt insbesondere Libanius' Bemerkung über die Curialen 
Or. II, 527, 9 Reiske : 

ovroi fikv iXeirovQyovv xoig ovaiv, hegoi de roiovroi rö 
xeXevöfJLEvov ejiolovv rotg aco/iaoiv. 

Der Autor macht also einen Unterschied zwischen den- 
jenigen, welchen die Besorgung der Liturgien obliegt und 
jenen, welche das Befohlene mit dem Körper ausführen. 
Die letzteren rechnet er an einer Stelle bei Angabe der 
Zahl der Eathsmitglieder von Antiochia in die Curialen 
ein, indem er die bei anderer Gelegenheit mit sechshundert 
fixirte Zahl auf zwölfhundert erhöht^); es hat also jeder 
Decurio einen solchen Substituten gehabt, der den Amtstitel 
ßivde^ "AvTioxiag führte. Hiemit lässt sich die anscheinend 
widersprechende Thatsache, dass in Alexandria nur ein Vin- 
dex fungirt, sehr wohl in Einklang bringen; wie wir aus 
Mitteis' Ausführungen zu CPR n. 19 und 20 ersehen, liegt 
hier schon im Anfange des dritten Jahrhunderts die thatsäch- 
liche Ausübung der der Curie zukommenden Befugnisse 
jeweils in den Händen eines jigoTtiXirevo/iuvog (Prytanen); 
vielleicht wird man nun den letzteren (nQonoXixevofxevog 
= Stellvertreter der nohxevofjievoi) mit dem Haxä xaiqov 
ßivdeS des justinianischen Edicts identificiren können. Jeden- 
falls zeigt dasselbe, dass die in Aegypten übliche Ueber- 
tragung der gesammten der Curie zukommenden Befug- 
nisse auf eine Person sich noch in justinianischer Zeit er- 
halten hat. 

Anastasius zog also nur die Consequenzen aus der that- 
sächlichen Entwicklung, wenn er die Decurionen, die factisch 
nicht mehr thätig waren, von der Curie fernhielt und an ihrer 
Statt die Substituten einberief; solche sind offenbar auch in 
C. Th. 3, 11, 1 gemeint. Der Protest soll von den das Amt 
eines Curialen thatsächlich ausübenden Vertretern der Raths- 
mitglieder aufgenommen werden. Die beurkundende Thätig- 
keit, die darnach der Curie zukommt, erklärt sich aus der 
ihr zustehenden jurisdictionellen Befugnis.^) 

^) Kuhn, Städteverfassung des röm. Reiches I pag. 247..-^ 
*) Ueber den semasiologischen Zusammenhang zwischen 'Vindex' im 
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Yindex ist also in justinianischer Zeit der Amts- 
titel für den Decurionatssubstituten und das Wort 
bezeichnet auch ganz allgemein den Stellvertreter (procura- 
tor)^); dass die Compilatoren an Stelle des altcivilen Ter- 
minus den fideiussor sistendi causa setzen konnten, muss 
aber doch anders, als es bisher geschehen ist, erklärt 
werden. 

Das römisch-classische Recht der fideiussio hat an zwei 
Grundsätzen festgehalten; es setzt einmal eine giltige Frin- 
cipalobligation voraus, zu welcher die Bürgschaft als acces- 
sorische Yerbindlichkeit hinzutritt, sodann müssen beide Obli- 
gationen dem Objecto nach mit einander übereinstimmen.^) 



classischeu Becht (Ladungsvindex) und in den Novellen möchte ich 
Nachstehendes bemerken: die wesentliche Differenz zwischen beiden 
besteht darin, dass nur Ersterer zur Exhibition verpflichtet ist. Der 
Begriff von exhibere wird nun in Pomp. IIb. 10 epist. = D. 50, 16, 246 so 
umschrieben: exhibet, qui praestat eins de quo agitur praesentiam. 
Das praestare eius de quo agitur praesentiam wird hier transitiv auf- 
gefasst; es hat aber auch eine intransitive Bedeutung. Dies zeigt der 
folgende Satz an: nam etiam, qui sistit, praestat eius de quo agitur 
praesentiam, nee tamen eum exhibet; hier kann sistere doch nur be- 
deuten: „sich stellen ''. Pomponius lehrt also: „Auch von den\jenigen, 
welcher sich sistirt, ohne den X. Y. zu exhibiren, kann gesagt werden 
praestat eius de quo agitur praesentiam. ** Der Doppelsinn von prae- 
sentiam praestare (= repraesentare , vgl. auch Cod. Just. 8, 41, 26) 
scheint dazu geführt zu haben, dass der Decurionatssubstitut Vindex 
genannt wurde (cf. C. Th. XII, 1, 60; 115). 

*) So bei Boeth. gebraucht (vgl. die Lexica). -— *) Eine Ver- 
gröberung des Identitätsbegriffes im Bürgschaftsrecht (über die Auf- 
fassung der eadem res bei Elagsconsumption vgl. Mitteis, Indivi- 
duaJisirung der Obligation, insbes. pag. 61ff. und Ei sei es interessante 
Nachweisungen im Arch. f. civ. Prax. Bd. 79 pag. 396 ff.) zeigt Dig. 46, 
1, 42 (Javolen. Hb. 10 epist.): Si ita fideiussorem accepero: 'quod 
ego decem credidi, de ea pecunia mille modios tritici fide tua esse 
iubes?* non obligatur fideiussor, quia in aliam rem, quam quae 
credita est, fideiussor obligari non potest, quia non ut aestimatio 
rerum, quae mercis numero habentur in pecunia numerata fieri potest, 
ita pecunia quoque mercede aestimanda est. Damach wird also dort, 
wo die Hauptschuld auf 1000 modii, die Bürgschaft aber auf eine be- 
stimmte Summe gerichtet ist, Identität angenommen. Man hat diese 
auffallende Thatsache dahin erklärt, dass Javolen hier eine res aesti- 
mata voraussetze (vgl. Girtaner, Bürgschaft pag. 29 N. 1): aber diese 
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Mit vollem Rechte wird nun aus Dig. 46, 1, 6, 2 (Ulp. IIb. 11 
ad Sab.) entnommen, dass der erstere Grundsatz auch im 
justinianischen Recht noch in Geltung ist: 

Ähiberi .... fideiussor tam futurae, quam praecedenti 
Obligation! potest, dummodo sit aliqua vel naturalis futura 
obligatio. 

Die fideiussio muss nach dieser Gesetzesbestimmung im 
Hinblick auf eine giltige Obligation erfolgen; diese kann 
eine civile oder eine natürliche Verbindlichkeit sein, aber 
eine Hauptschuld muss vorliegen. Ein Zweifel an der aus- 
nahmslosen Geltung dieses Rechtssatzes könnte nur aus 
Dig. 46, 1, 25^) (Ulp. lib. 11 ad ed.) entstehen, wo trotz der 
in Dig. 45, 1, 6 (lib. 1 ad Sab.)^) ausgesprochenen Unzu- 
lässigkeit der fideiussio bei promissio eines Wahnsinnigen die 
Rechtsbeständigkeit einer solchen anerkannt zu sein scheint. 
Indess nehmen neuere Interpreten^) an und ihre Auslegung 
wird durch die systematische Stellung des Fragmentes ge- 
stützt, dass das letztere mit der in Dig. 45, 1, 6, 2 zum 
Ausdruck gebrachten Willensmeinung des Gesetzgebers nicht 
in Widerspruch stehe, sondern sich auf die obligationes ex 
re venientes beziehe, welche hier in Gegensatz zu den Yer- 



Interpretation findet in dem Wortlaut der Stelle keinen Anhaltspunkt. 
Die Beachtung des sprachlichen Momentes (unmittelbare Aufeinander- 
folge zweier Sätze mit quia) föhrt zu der Erkenntniss, dass der be- 
gründende Satz quia non ut etc. . . justinianische Interpolation 
ist. Der classische Grundsatz ist also erst im justinianischen Recht 
denaturirt worden. Im Uebrigen ist lediglich daran festgehalten 
worden, dass der Bürge sich nicht in duriorem causam verpflichten 
dürfe (Dig. 46, 1, 8, 7). 

^) Marcellus scribit, si quis pro pupillo sine tutoris auctoritate 
obligato prodigove vel farioso fideiusserit, magis esse, ut ei non sub- 
veniatur, quoniam bis mandati actio non competit. =.Bas. 26, 1, 25: o 
iyyvt^adfjiBvog «vtjßoy x^9^^ av&Bvtias tov initgonov ivBXO(*BVoy rj aaio- 
Tov fj fjiitivofjLBvov ivBx^M fiip , ovx Jsx€i di xa^ ievttSy xrjv rtjg iyyvfjg 
ivoxrjy. Ueber die Basilikenparaphrase s. unten p. 60 Aimi. 1. — *) Is cui 
bonis interdictum est, stipulando sibi adquirit, tradere vero non potest 
vel promittendo obligari: et ideo nee fideiussor pro eo intervenire 
poterit sicut nee pro furioso. Identisch Bas. 48, 1,6. — •) S. Pernio e, 
Sitzungsber. der Egl. Preuss. Akad. (1886) pag. 1191 Anm. und daselbst 
Gitirte. 
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bindlichkeiten auf Orund einer promissio gebracht werden.^) 
Ist sohin naeh justinianischem Bechte eine giltige Haupt- 
obligation nothwendiges Erfordemiss für den Bestand der fide- 
iussio, so muss auch dem Yersprechen des fideiussor iudicio 
sistendi causa eine Obligation zugrundeliegend gedacht werden^ 
zu welcher es accessorisch hinzutritt^) Unter Justinian sind 
nun bekanntlich Yindex und Yadimoniumsbürgschaft (Yadi- 
monium) vereinigt worden und wir können schon darnach 
annehmen, dass im Sinne der Digesten mit der fideiussio 
iudicio sistendi causa auch dort, wo der Bürge an Stelle des 
Yindex tritt, eine promissio des Beklagten in iure er> 
scheinen zu wollen, correspondirt.') Für eine solche An- 
nahme spricht nun insbesondere die Location von Dig. 3, 5, 3 
(Ulp. lib. 47 ad Sab.): 

Cum quis in iudicio sisti promiserit, neque adiecerit 

poenam, si status non esset, incerti cum eo agendum esse 

in id quod interest, yerissimum est, et ita Celsus quoque 

scribit. 

Nach dieser Gesetzesbestimmung steht dem Kläger 

^) Girtaner a. a. 0. pag. 21 ff. bezieht die Stelle auf die Regress- 
frage; hiegegen und für die hier adoptirte Ansicht spricht der Um- 
stand, dass auch die vorhergehende Stelle und die nachfolgende das 
Verhältniss zwischen Gläubiger und Bürgen im Auge hat; im Sinne 
der justinianischen Compilation ist unter der in Dig. ht. 24 (Marcell. 
libro sing, resp.) erwähnten Mandatsklage die actio mandati bei man- 
datum quaJificatum zu verstehen. Die Basiliken, welche das Fragment 
Dig. 46, 1, 25 auf die Klage zwischen Hauptschuldner und Bürgen be- 
ziehen (oben pag. 59 Anm. 1), geben auch der vorhergehenden Stelle eine 
Wendung im Sinne der Begressfrage. Bas. 26, 1,25: ^Eup d ngtorotv- 
Tfog yivfjtta xXfjQorofAog fie^ixtag rw iyyvtixi, xatu to fdegog avtov cßiyvv^ 
tat ij jfjg iyyvtjg ivo^vi* Jt«t ov dvi^tetai 6 enegtaxfjffag xitrd rdSy XomcSy 
rov iyyvt]rov xXrjQoy6fÄ(oy eig dXoxXijQoy xiysTy, ciXkä nQog t« f^sQtj avruiyy 
xal avrol xaxd zoaovtoy xiyovüiv rijy %r}g iyyvrjg dytoyijy xatct rov 
XQetooTov (et ipsi in tantum mandati ex fideiussione adversus debitorem 
agunt). — *) Im classischen Recht besteht lediglich eine publicistische 
Verpflichtung. Unrichtig ist die Auffassung Opets, Geschichte der 
Processeinleitungsformen im deutschen Rechtsgang pag. 8, 5, 8, welcher 
den Unterschied zwischen in ins vocatio und mannitio dahin bestimmt, 
dass nur die letztere eine Verpflichtung des Beklagten, vor Gericht zu 
erscheinen, erzeuge. — •) Vgl. auch die mit dem hier Bemerkten über- 
einstimmende Lehre über den Inhalt des Antibiblos bei Wie ding,. 
1. c. pag. 514 ff., insbes. pag. 520. 
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gegen den Beklagten, der sich selbst vor Gericht zu stellen 
versprochen hat, ohne dass die Bezahlung einer bei Nicht- 
erfüllung der promissio zu leistenden Straüsumme in der 
Stipulation fixirt erscheint, eine Klage auf Leistung des 
Interesses am Erscheinen des reus zu. Die Auslegung, 
welche hier die Zusage der Gestellung des Beklagten durch 
eine dritte Person (den fideiussor i. s. c.) annimmt, ist einmal 
sprachlich nicht leicht möglich^) und auch sachUch bedenk- 
lich, weil unser Fragment dann eben in den unmittelbar 
darauf folgenden Titel in ins vocati ut eant aut satis Tel 
cautum dent, eüigereiht worden wäre. Dass nun der obige 
Specialfall in dem Titel 'si quis in ins vocatus non ierit' 
unmittelbar vor dem der cautio iudicio sisti gewidmeten 
Abschnitte erörtert wird, beruht wohl auf der Voraussetzung, 
dass der Beklagte stets eine promissio iudicio sisti zu leisten 
hat; es wäre auch in der That eine sehr merkwürdige Ge- 
staltung, dass eine solche in den Fällen, wo ein fideiussor 
entbehrlich ist, gefordert, dort aber, wo die Bechtsconsequenz 
eine promissio erheischt, sie gerade ausfallt.^) 

Aus der vorstehenden Kritik ergiebt sich das negative 
Besultat: Die Gestellungsbürgschaft in unseren Ur- 
kunden ist keineswegs eine vindexartige. Aber 
auch von einem anderen Ausgangspunkt gelangt man zur 
Ablehnung der Weng er 'sehen Identificirung. Alle Urkunden 
sind, wie oben vorausgeschickt wurde, Repräsentanten eines 
Typus und entsprechen einem und demselben Rechtsinstitut. 
Bei BGU IH 936 wird man sich jedoch auch dann, wenn 
Lenels ältere Wiederherstellung zutreffen sollte, nicht leicht 
zur Annahme, dass hier eine Yindexerklärung vorliege, ent- 
schliessen können. Nach römischem Rechte begiebt sich regel- 
mäfsig der Kläger mit dem für den Beklagten intervenirenden 
Vindex ins ins, wo die formelle Uebemahme der Verpflichtung 
erfolgt. In unserer Urkunde leistet nun der Garant das Para- 
stasisversprechen für einen Decurio, der nach Angabe des 



^) Es müsste sprachrichtig heissen: cnm quis aliquem in iudicio 
sisti promiseret. cf. Dig. 45, 1, 81 pr. (oben S. 46). — ') Vgl. zu 
dieser Stelle auch die Interpolation in Dig. 2, 8, 2, 5 : nisi pro certa 
quantitate accessit. 
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Bürgen flüchtig ist und es werden auch die receptatores ge- 
nannt. Wer der Ansicht ist, dass hier wirklich eine vindex- 
artige Yerpfiichtung übernommen wurde, muss unbedingt 
eine längere ZeitdüFerenz zwischen der Ausrichtung der 
Ladung und der formellen Uebernahme der Gestellung statu- 
Iren, innerhalb deren der Beklagte sich aus dem Staube ge- 
macht hat und auch schon Kunde von seinem Aufenthaltsort 
eingelangt ist. Man könnte dieselbe ja mit der durch die 
Nothwendigkeit der Approbation des Vindex bedingten Ver- 
handlung vor dem Magistrat oder arbiter ausgefüllt denken; 
dieses Yerfahren müsste aber äusserst langwierig und schlep- 
pend gewesen sein und man würde dann wirklich nicht em- 
seben, wozu die umfangreichen Erhebungen über alle mög- 
lichen Yerhältnisse durch die ägyptischen Behörden statt- 
finden, wenn im Bedarfsfalle die Gewinnung einer zuverlässigen 
Kenntniss über die Tauglichkeit des Bürgen erst erneuter 
langwieriger Untersuchung bedarf. 

Der Annahme, dass in unseren Urkunden die römische 
Vindexverpflichtung zum Ausdruck gelange, widerstreitet 
auch der Inhalt von BGUIII, 891 Verso. Wir finden hier 
für vier Beklagte drei Gestellungsbürgen; jeder Beklagte 
hat aber nach römischem Recht doch nur einen Vindex zu 
stellen. 

Ebenso verhält es sich mit dem neu hinzugekommenen 
Papyrus aus der Sammlung des Lord Amherst (n. 139), 
welcher den gleichen formularen Thatbestand aufweist; er 
gestattet auf keinen Fall die Beziehung auf den Vindex.^) 

Hingegen lassen sich alle Urkunden vollkommen be- 
friedigend erklären, wenn wir die in ihnen enthaltene Para- 
stasiserklärung auf das dem Bürgen bei Abwesenheit des 
Hauptschuldners im Sinne der Novelle 4 zustehende bene- 
ficium beziehen. Schon Gradenwitz hat, wie oben bemerkt 



') Gegen die Annahme einer Reception des Yiudex spricht 
auch der unrömische Charakter des verwandten Instituts der Yadi- 
monien in Oxy. II 260; eine ältere Lehre nahm allerdings an, dass 
es Vadimonien gebe, die von beiden Parteien geleistet werden; die 
neuere Doctrin ist jedoch hie von mit Recht abgegangen (vgl. Wie ding, 
LibeUpr. 34ff.). 
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wurde, angenommen, dass in B6U II 581 die Bürgschaft für 
einen Abwesenden geleistet werde; jetzt sehen wir aus 
BGU m 936 und für die übrigen Urkunden treten noch 
unterstützende Momente hinzu, dass die lyyvtj fiovijg xal 
Ifjupavelaq in der That ein rein zukünftiges Verhalten bezielt. 
Wenn der Bürge für den flüchtigen Gemeinderath garantirt, 
dass dieser dableiben und nicht latitiren werde, so ist 
doch klar, dass damit nicht die Fortsetzung eines ent- 
sprechenden gegenwärtigen Verhaltens gemeint sein kann. 
Es erscheint nun allerdings etwas merkwürdig, dass hier für 
den vTioßXrj'&eig ßovlevri^g nach seiner Flucht eine derart 
gefahrliche Haftung übernommen werde ; wir wissen ja, dass 
die flüchtigen Decurionen in jener Zeit wenig Lust haben, 
zurückzukehren und der Bürge, welcher jetzt für den fagi- 
tivus eintritt, kann mit ziemlicher Gewissheit darauf rechnen^ 
dass er aus eigener Tasche werde zahlen können und im 
Regressfalle nichts oder nicht viel erreichen wird. Es ist 
besser, einen derartigen Heroismus in Geschäften des täg- 
lichen Lebens nicht vorauszusetzen; eher wird es am Platze 
sein, bei Erklärung des Zustandekommens der obigen Er- 
klärung das eigene Interesse des Bürgen als maßgebend anzu- 
sehen. Ich denke mir den Hergang folgendermaßen: Der hier 
auftretende iyyvrjri^g hat schon früher mit der Nomination die 
Bürgschaft für den zum munus decurionis Verpflichteten über- 
nommen. Da dieser mit Erfüllung der ihm obliegenden Ver- 
pflichtungen in mora und abwesend ist, die Klage ihm also 
nicht zugestellt werden kann, wird der Garant in Anspruch ge- 
nommen — Wen g er sagt ganz richtig — in einem dem Ver- 
fahren zur Durchsetzung civilrechtlicher Ansprüche nach- 
gebildeten Administratiyyerfahren; letzterer befreit sich mm 
von der sofortigen Leistungspflicht, indem er vor der Behörde 
sich bereit erklärt, den primär Obligirten an einem vom 
Magistrat zu bestimmenden Tage zu gesteUen (damit gegen 
letzteren vorerst das Verfahren durchgeführt werde), ev. im 
Nichtgestellungsfalle dessen Defension zu übernehmen. Auf 
diese Erklärung hin bestimmt der Richter den Exhibitionstag. 
Für BGU in 891 Verso empfiehlt sich die gleiche Aus- 
legung. Wenger bezieht diese Urkunde auf das CivUver- 
fahren und vermuthet als Klagsgegenstand den Schadensersatz- 
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ansprach aus der Unterschlagimg einer Collecte (hxaXov- 
(fjiivovs) inb XouQi^[iu]ovo[g . Jevos ^tegl ^g fprjolv nenoif^o^ai 
koyiag); ich glaube, wir werden auch hier Verwaltungsver- 
fahren voraussetzen können. Die Subjecte, die in unserem 
Falle erwähnt werden, sind die ol y &nh x(bfirig als Bürgen, die 
6 TiQeaßvteQoi als Beklagte und der Rechtsstreit dreht sich um 
eine koyela. Nun sind die ngeofimegoi^ wie Wilcken*) dar- 
gelegt hat, mit der Einhebung gewisser Steuern betraut und 
sie werden zu diesem Amte über Vorschlag der ol änö xcofirjg 
berufen. Die Xoyela ist also wohl die „Steuereinsammlung^und 
der Ghrund, weshalb die Dorfaltesten als Beklagte erscheinen, 
vermuthlich die bei diesen Organen so beliebte naQaXoyela. 
Wie kommen mm die „drei Männer von der xtofAt}^ dazu, 
die Garantie für die vier nQeoßvxsQoi zu übernehmen? Wieder 
erklärt sich die Sache von unserem Standpunkte ganz einfach. 
Die TiQeoßvxBQoi verwalten ihr Amt xivdvvco xwv änd xeojutjg^); 
letztere sind schon von vornherein, ex lege möchten wir 
sagen, für die ersteren verhaftet. Wie nun gegen die Dorf- 
ältesten die Klage eingebracht wird und der Elagslibell 
ihnen wegen ihrer Abwesenheit nicht zugestellt werden kann, 
werden die subsidiär haftbaren Bürgen in Anspruch genom- 
men; diese machen nun in imserer Urkunde von dem durch 
Justinian gesetzlich geregelten, in Aegypten aber schon viel 
früher gewohnheitsrechtlich anerkannten beneficium Gebrauch, 
indem sie die Gestellung resp. Defension der rei versprechen. 
Wir sind bei Heranziehung der Novelle 4 auch leicht imstande, 
einen ganz bestimmten Inhalt für den in BGU m 891 citir- 
ten Bescheid und die ihm vorausgehende Tagsatzung anzu- 
geben. Der Kläger hat nach der Vorschrift Justinians vor 
Abgabe der Gestellungserklärung zunächst die Haftung des 
fideiussor etc. darzuthun. Die Uebemahme der Bürgschaft 
durch die in unserer Urkunde mit Namen angeführten Per- 
sonen war also in jener Tagsatzung nachgewiesen und wohl 
auch die Fruchtlosigkeit des Versuches der Klagszustellung 
constatirt worden. Der Bescheid geht nun dahin, dass der 
Bürge entweder die Gestellungserklärung zu leisten oder 
den Process zu übernehmen habe.^) 

*) Ostraka I 613ff. — *) Wilcken, 1. c. 508f. — ») Das entspricht 
besser der Formulinmg ovchbq naQacrijco/jiey dxoXov^ios tcüi yero^ 

Brassloff, Vollcsrecht. 5 
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Die zu BGU III 891 und 936 vorgeschlagene Inter- 
pretation ist auch für BOU II 581, sowie Grenf. 11 62 und 
79 anwendbar, Urkunden, in welchen es sich m. E. um reine 
Civilrechtsfölle handelt. Bei Grenf. II 79 col. 11, wo die 
Parastasiserklärung eine Frau AifQi]Xl[av] A[ . . ]eav yevo- 
/jihnjv yvvaixa .... als die zu G^stellende nennt, könnte 
man nicht leicht an eine Liturgie denken, da m. W. Frauens- 
personen als Verwalter der munera für Aegypten nicht be- 
zeugt sind.^) Wie dem aber auch immer sei, auf keinen 
Fall wird man aus dem rein zufalligen Umstand, dass die 
oben erwähnten Urkunden und ein noch zu erwähnendes 
Beispiel einer Parastasiserklärung Liturgien betrifft, den 
Schluss ziehen dürfen, dass auch die übrigen Gestellungs- 
erklärungen die Verpflichtung zu einem munus im Auge 
haben, das durch sie verkörperte Institut also eine Specia- 
lität des Verwaltungsrechtes darstelle. Das Fehlen der auf 
eine Liturgie hinweisenden Attribute der zu Gestellenden in 
BGU II 581, Grenf. II 62 und 79 wird eben darauf zurück- 
zuführen sein, dass es sich in ihnen um rein civilrechtliche 
Ansprüche handelt. 

Auf das dem Bürgen nach der Gestaltung des ägyp- 
tischen beneficium excussionis bei Absenz des Principal- 
schuldners zustehende Privileg ist auch das Gestellungsver- 
sprechen im Amh. Pap. n. 139 zu beziehen. Der formulare 
Inhalt desselben stimmt völlig mit dem der eben besproche- 
nen Processurkunden überein und es ist nur die Frage, ob, 
wenn die Nominanten erklären, bei Säumniss (Abwesenheit) 
des Verbürgten diesen vorerst zu gestellen, im Nichtge- 
stellungsfalle die Befriedigung der erhobenen Ansprüche zu 
bewerkstelligen, dieser Passus über den Rahmen einer Be- 
kräftigung des allgemein geltenden Rechts hinausgeht, oder 



fiivü) vno aov .... vnofivrifjiatvCfÄia als Wengers Annahme. Der 
yvüHfTijg in BGU U 581 iat (vgl. auch Amh. n. 139) wohl nichts anderes 
wie ein Identitäts^euge. Vgl. Xenoph. Cyr. VI, 3, 39 ... ei öi rig (sc. 
rdSy ifjtnoQiov X9Vf^^^^ nQüCÖetad-at pofulCtciy elg xi^v ifinoXrjy, yvtoattj' 
(>«? ^f4oi TtQoaayaycjy xal iyyvrjrdgj rj ijlyjv no^Bvead-ai avv rj cxqkxi^, 
Xttfißayätü) (ov tf/biecg l/o^ei/ 

*) üeber andere Provinzen s. Lieben am, Städteverwaltung im 
römischen Kaiserreich pag. 285 f. 
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nur rein deolaratorisch ist, mit anderen Worten: ob hier 
eine Anticipation jenes beneficiums vorliege, welches, wo die 
Bürgschaft der Behörde geleistet wird, bei Abgabe des Bürg- 
scbaftsversprechens vorbehalten werden kann, oder ob mit der 
Uebemahme der Bürgschaft vor dem Magistrat auch ohne 
Vorbehalt die erweiterte Subsidiarität ipso iure verknüpft ist. 
Die provinzialen Quellen geben kein Mittel zur Entscheidung 
dieser Frage an die Hand; indess möchte ich doch zu Gun- 
sten der zweiten Alternative folgendes vorbringen. 

In Novelle 4 werden wir belehrt, dass Papinian der 
Erfinder des dem subsidiär haftenden Bürgen bei Abwesen- 
heit des beklagten Hauptschuldners zustehenden Oestellungs- 
privilegs sei. In den Digesten ist nun allerdings kein Frag- 
ment aus Papinian enthalten, welches als Bestätigung der 
Behauptung Justinians angeführt werden könnte. Gleich- 
wohl wird an der thatsächlichen Geltung eines solchen Pri- 
vilegs im römischen Rechte des zweiten Jahrhunderts nicht 
zu zweifeln sein, denn das vormals zur Beconstruction des 
Vindex verwendete Paulusfragment Dig. II, 4, 17 scheint 
mir durch die Beziehung auf das papinianische beneficium 
am besten erklärt zu werden. Dasselbe berücksichtigt die 
beiden oben geschiedenen Eventualitäten, in dem einen 
Falle wird, ähnlich wie in Amh. Pap. n. 139, die Bürg- 
schaftsverpfiichtung als solche dem Magistrate gegenüber 
eingegangen (qui apud officium cavit); von einem besonderen 
Vorbehalte des Gestellungsprivilegs ist nicht die Rede, die 
Exhibition erscheint vielmehr als die ipso jure eintretende 
Folge des cavere apud officium. In dem zweiten BGU 11 
581 ; m 936 etc. analogen wird die Subsidiärbürgschaft zwar 
nicht apud officium übernommen (etsi officio non caveat), 
sondern zu der privaten Vereinbarung (gesetzlichen Haftung) 
die ergänzende Gestellungserklärung apud acta hinzugefügt. 

Bei dieser Auffassung erscheint die Einreihung des 
Paulusfragmentes in den Digestentitel über Ausrichtung 
der ersten Ladung begreiflich. In dem Falle des apud 
officium cavere wird die Exhibitionspflicht erst praktisch, 
wenn ein Ladungsversuch wegen Abwesenheit des Haupt- 
schuldners fruchtlos geblieben ist und im zweiten wird sie 
erst nach Gonstatirung des negativen Resultates der ersten 
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Ladung begründet. Der Bürge, welcher die Farastasis zu 
bewirken hat, muss nun gewiss dem Schuldner irgendwie 
sich über seine Befugniss zur ductio legitimiren ; ich glaube, 
dass dies auf keine bessere Art als durch Zustellung der 
Klage geschehen kann und in einem solchen Falle der fide- 
iussor als Zustellungsorgan fongirt; darum seine Erwähnung 
im Titel de in ins yocando. 

Wenn die für das Faulusfragment vorgeschlagene Inter- 
pretation auch für das ägyptische Recht anwendbar sein 
sollte, so wird man die Farastasiserklärung in Amh. n. 139 
als rein declaratorisch auffassen können. Es würde sich als 
Folge davon eine Unterscheidimg der Wirkungen der Bürg- 
schaft, je nachdem sie vor dem Magistrate oder in einer 
Privaturkunde eingegangen wird, ergeben; der Letzteren 
wäre die gesetzliche, nicht durch specielle Erklärung vor 
der Behörde bekräftigte Bürgschaft gleichzuachten. Die 
Nomination ist ja nicht immer mit einer ausdrücklichen 
Bürgschaftserklärung apud officium (apud acta) verbunden ^) 
und der Nominant steht dann dem privaten Yertragsbürgen 
gleich. 2) 

Durch Combination der aus dem Lond. Pap. IE n. 311 
und den Gestellungsurkunden sich ergebenden Lehren sind ^wir 
zu dem Resultate gelangt, dass dem Bürgen das bene- 
ficium excussionis in seiner vollen Ausgestaltung^^) 

*) Vgl. etwa die Eingabe Genf. n. 37 (186/187 p. C.) u. a. m. — 
') Man wäre vermöge Amh. n. 139 zu der Annahme geneigt, dass da& 
Gestellungsprivileg auch in diesen Fällen noch vor Erhebung einer 
Klage durch Erklärung apud acta geltend gemacht werden könne nnd 
die obigen Urkunden, sofern sie den zu Gestellenden nicht ausdrück- 
lich als iyxaXovfjieyog bezeichnen, noch vor der Elagseinbringnng aus- 
gestellt seien. Aber BGü III 936 zeigt mit Evidenz, dass dem nicht 
so ist. Es kann -nicht bezweifelt werden, dass die Uebemahme der 
Bürgschaft ftb: den flüchtigen Decurionen vorlängst erfolgt ist ; wanim 
besinnt sich der Bürge erst nach dem Verschwinden des debitor 
principalis darauf, dass er das Gestellungsprivileg geltend macHen 
könne? Hat man ihn bisher unbehelligt gelassen, so wäre es sehr 
unklug von ihm, die Flucht des Verbürgten zur Eenntniss der Be- 
hörde zu bringen. Es wird sich wohl nichts anderes vermuthen 
lassen, als dass die Klage gegen den fideiussor bereits erhoben wurde 
und er, um den Leistungstermin hinauszuschieben, die Parastasis ver- 
spricht. — ') Die Frage, ob das durch Nov. 4 c. 2 constituirte bene- 
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schon in der ersten Hälfte des zweiten nachchrist- 
lichen Jahrhunderts, also YorPapinian inAegypten 
in Wirksamkeit gewesen ist. Die Bemerkung Justinians 
wird sohin dahin zu interpretiren sein, dass der genannte 
Jurist das Gestellungsprivileg zuerst in den ciyilen (römischen) 
Sechtsverkehr eingeführt hat. Die Quelle bildete das Pere- 
grinenrecht, welches Papinian als Gutachter und in ander- 
weitiger praktischer Thätigkeit in Born kennen zu lernen, 
hinreichend Gelegenheit hatte. 

Wie sehr gerade auf dem Gebiete des Bürgschaftsrechts 
das Yolksrecht anerkannt wurde, zeigt Gai. m 120 : 

sponsoris et fidepromissoris heres non tenetur, 

nisi si de peregrino fidepromissore quaeramus et 
alio iure civitas eins utatur. 



ficium in Aegypten in Geltung ge8tanden ist, lässt sich vorläufig noch 
nicht beantworten ; dass das letztere auf einer gleichartigen älteren Ord- 
nung beruht, wird in der Novelle selbst deutlich zum Ausdrucke gebracht 
(c. 2 in fin. . . . d (j^v ovy naXaiog vofjiog ratrn XQitrrelrfa r€ ctv&is xal 
fiSTCi tavtfjg r^s dix<uoüvyi]g ts xal f^g diaiQsasfag tovg tjfiereQovg vnij- 
xoovg S-aXnitat). Nicht zu verwerthen ist die bekannte Constitution 
8, 13, 10 (ex 290); dieselbe könnte allerdings an einen Adressaten des 
Ostens gerichtet sein; aber gegen die Lehre Demburgs, Rom. P&nd- 
recht II. Bd. pag. 377 f., dass in diesem Erlasse eine Vorstufe des bene- 
ficimn excussionis personalis bei gegen den Drittbesitzer gerichteter 
Pfandklage zu erblicken sei, ist von Mitteis (zu CPR n. 19 pag. 89f.) 
richtig bemerkt worden, dass die granunatische Construction die An- 
nahme der Identität des Pfandbesitzers und Pfandschuldners erfordere 
und der Erlass lediglich besage, es sei den Schuldnern, bevor sie zum 
Abschluss der Litiscontestation gezwungen werden, entsprechend der 
Ordnung des Ladungsverfahrens im Denuntiationsprocess eine Frist zur 
Vorbereitung zu lassen. 



m. C a p i t e L i 



Der äy^a^og y^fiog 

des syrisch -römischen Rechtsbuches. 



Bis auf die jüngste Zeit war man zu Folge einer be- 
kannten Notiz des Damascius in der Lebensgeschichte des 
Nenplatonikers Isidor^), welche in ihrer absoluten Geltung 
durch nichts zu widerlegen, sondern vermöge Uebereinstim- 
mung des Berichteten mit dem, was andere Quellen über 
altorientalisches Eherecht lehrten ^), nur zu bekräftigen war« 
gendthigt, für Aegypten anzunehmen, dass hier die Beob- 
achtung der Bchriftform bei Eingehung der Ehe ein essen- 
tiale negotii bilde, imd daher jede nicht schriftlich abge- 
schlossene Ehe nicht mehr als ein Concubinat sei. Ausser- 
dem wurde durch mehrere altagyptische Urkunden sehr 
wahrscheinlich, dass in Aegypten dem definitiven Abschluss 
der Ehe ein Probejahr vorausging, hauptsächlich zu dem 
Zwecke, um die weibliche Fruchtbarkeit zu erproben'); auf 
diese Institution des einjährigen Provisoriums schien sich 
der Erlass Zenos aus dem Jahre 475 Cod. Just. 5, 5, 8 zu 
beziehen, welcher in Bekämpfung der ägyptischen Anschau- 
ung, dass, wo die copula camalis nicht vollzogen sei^), eine 



1) Photios Bibl. 242 pag. 338 B. 26 ed. Bekker sagt von den Ale- 
xandrinern . . . ovx rjy ytnjaiog 6 ya/ioSy ei fitj 6 leQSvs o Tijg 0-sov iy toTg 
yafjLixoZg €v/MßoXalois t^neatjfAfjvato x^^^ ^0 iavtov, — *) S. die von 
Mitteis, Reichsrecht und Volksrecht pag. 226 £ angefahrten Analo- 
gien des syrisch-römischen nnd jüdischen Rechtes; darüber die folgende 
Untersuchung. — *) Mitteis a. a. 0. pag. 223. — *) . . . certis leg^um 
conditoribus placuit, cum corpore non convenerunt, nuptias non videri 
re esse contractas. 
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giltige Ehe nicht vorliege, das Eheverbot der Schwäger- 
Schaft auch in einem solchen Fall gegeben ansieht und die 
dem Yerbote zuwider geschlossene Ehe als matrimonium 
incestum verdammt. 

In ersterer Beziehung sind unsere Kenntnisse durch 
neuere Fapyruspublicationen ganz wesentlich modificirt wor- 
den. Wir wissen jetzt in unanfechtbarer Weise, dass in 
der römischen Kaiserzeit in Aegypten eine doppelte Art 
giltiger Ehe bestanden hat, der vollwertige lyyQü^og ydßws 
und der anscheinend minderwerthige äyQa<pog yd/ttog und 
sind auch über das Wesen beider Formen in der Haupt- 
sache in Klarem. ^EyyQa<pog ydfwg ist nicht jede in Schrift- 
form geschlossene Ehe und es steht ihm der äyQa<pog ydfwg 
auch nicht als mündlich geschlossene gegenüber; es kommt 
vielmehr auf den Inhalt der schriftlichen Abmachung an, 
welcher für den ^ygatpog ydjiiog ein fest umgrenzter ist; 
damit von einem solchen gesprochen werden kann, muss 
ein Ehecontract mit Verabredungen über (pegvi^ (und dcoged) 
vorliegen.^) Der Gegensatz zwischen beiden Eheformen 
äussert sich, soweit wir bis jetzt unterrichtet sind ^), auf dem 
Gebiete des Familien- und Erbrechts. In dem Wiener 
ProcessprotokoU CPE n. 18 ex 124 p. C. wird durch das 
Ghitachten des vom Verhandlimgsleiter befragten Juristen 
die klägerische Bechtsanschauung bestätigt^), dass nach 
ägyptischem Landrecht Kinder aus einem äyQa<pog ydfxog 
nicht die Befugniss besitzen, bei Lebzeiten des Vaters ein 
Testament zu errichten , und aus der 'petition of Dionysia"* 
Oxy. n 257 ex 186 p. Chr.*) ergiebt sich zumindest für die 
Zeit, da der Bechtsstreit schwebt, dass dem Vater das 
Scheidungsrecht der Ehe der Tochter aus einem ä.yQ(^<pog 

^) Nachgewiesen von Mitteis, Arch. f. Papf. I 345 flP. — *) Es 
ist anzunehmen, dass auch bezüglich der Rechtsstellung der Frau 
andere Normen bei £yyQaq>og yafxog und ay^atpog ya/Aog bestanden 
haben; über eine m. M. auf diesen Gegensatz zurückzuführende ver- 
mögensrechtliche Bestimmung des verwandten syrisch-römischen Rechtes 
s. unten pag. 91, — *) Z. 25 ff. das Gutachten des pofuxosy woraus die 
Rechtsausführung des Klägers in Z. 12 f. zu beurtheilen ist. Vgl. 
Mommsen, Ztschr. der Sav.-St. XII. Bd. pag. 294 ff., insbes. pag. 295 
Anm. 3. — ♦) col. VII 12ff., hievon theilweise abweichend das respon- 
sum VIII 4ff., dazu Mitteis* Auseinandersetzung Arch. 1. c. p. 343f. 
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ydfAog zusteht, sofern dieselbe sich nicht iyyQcupoog yerhei- 
rathet, bei einer Tochter aus Schriftehe aber stets abgeht. 
Durch diesen jetzt klar zu Tage tretenden Dualismus bezüg- 
lich der Eingehung der Ehe ist die Autorität der eingangs er- 
wähnten Schriftstellemotiz sehr erschüttert^), denn man muss 
es, wie Mommsen betont, „in jeder Beziehung wahr- 
scheinlich halten, dass diese Ordnung in vorrömische Zeit 
zurückreicht und nur vermöge der Indulgenz, welche die 
römische Beichsregierung auch anderen Institutionen zu- 
kommen liess, sich erhalten hat^. Auf diesem Standpunkte 
steht auch Mitteis; anknüpfend an die schon früher be- 
kannte Thatsache der ägyptischen Probeheirath erblickt er 
in dem äy^aq^og yd/iog eben jenes ProTisorium, welches der 
Begel nach dem Abschlüsse der Schriftehe vorausgeht und 
in ihr seine Ergänzung findet, jedoch auch als social minder- 
werthige Ehe thatsächlich für die Dauer eingegangen wir<i 
ohne je in das Definitivum des lyyQa(pog ydjaog sich zu 
verwandeln. 

Auf die weitere Grundfrage, über welche der Bechts- 
historiker gern Auskunft haben möchte, ob die von Mitteis 
angenommene Combination der Probe- und der definitiven 
Ehe den ursprünglichen Bechtszustand darstellt oder ob in 
einer früheren Periode die eine oder die andere Form die 
ausschliesslich anerkannte gewesen sei, verweigern die en- 
chorischen Quellen derzeit noch jede Antwort. Gleichwohl 
bin ich der Ansicht, dass sich schon heute über diesen 
dunklen Punkt bei Berücksichtigung der Entwickelung gleich- 
gearteter Eherechte des Orientes eine ziemlich sichere Aus- 
kunft wird gewinnen lassen und man wird dieselbe gewiss 
nicht ails dem Grunde ablehnen, weil sie nicht zu dem 
Besultate führt, auf welches die Damasciusstelle hinzuweisen 
scheint. 

Die Bemerkungen von Mommsen und Mitteis über 
den Ursprung des ägyptischen äyQaq>og ydftog regen zu einer 
neuerlichen Untersuchung über das Eherecht des syrisch- 
römischen Bechtsbuches an. Wir finden hier in der ägyp- 
tischen Terminologie gesprochen den gleichen Dualismus 



*) A.M. allerdings Paul Meyer in Ztschr. d. Sav.-St XVIII 51 f 
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von syyQaipog yd/uiog und äyQatpog ydfwg und die unter- 
scheidenden Merkmale beider Formen sind hier wortdeut- 
lich in der gleichen Weise, wie sie für Aegypten zu Tage 
getreten sind, angeführt. Der einzige bisher erkannte 
Unterschied in den Bechtsfolgen besteht in der erbrecht- 
Uchen Zurücksetzung der Kinder aus einem äyQatpog ydfAog 
bei Goncurrenz derselben mit Kindern aus einem eyyQaq)og 
ydfwg; in einem solchen Falle sind bei Intestaterbfolge die 
ersteren nicht successionsberechtigt und bei testamentari- 
scher Erbeinsetzung gilt hier die Besonderheit, dass der 
Yater sie als fremde instituiren muss^), widrigenfalls wegen 
falsa demonstratio die Yerfügung nichtig ist.^) Aber auch 
nach dem syrisch -römischen Rechtsbueh ist grundsätzlich 
die schriftlose Ehe weit verschieden von einem Concubinat, 
sie ist eine völlig legitime Ehe, die Kinder aus einer 
solchen sind, den ebenerwähnten Concurrenzfall abgesehen, 
eheUche und der Yater kann sie testamentarisch zu Erben 
einsetzen als seine Kinder oder als fremde. Zum Unter- 
schied von Aegypten wird nun von Bruns^) (dem Mitteis*) 
hier gefolgt ist) für Syrien angenommen, dass der in dem 
fünften Jahrhundert n. Chr. fixirte Bechtszustand nicht in 
vorrömische Zeit ziurückreiche, sondern unter dem Einflüsse 
des römischen Bechtes entstanden sei, welches, auf dem 
reinen Consensprincip beruhend, dem enchorischen Becht, 
welches die Schriftlichkeit als unbedingtes Erfordemiss für 
die Giltigkeit des Eheschliessungsactes aufstellt, entgegen- 
tritt, dieses aber nicht überwinden kann. 



*) L. 36 = P. 16 = Ar. 18 = Arm. 12 (72). — «) Wie Mitteis 
a. a. 0. pag. 226 Anm. 2 lehrt, liegt hier eine Einwirkung römischer 
Eaisererlässe vor, welche Ausnahmen von der Regel, 'falsa demon- 
stratio non nocet', statuirt haben. Damit ist aber noch nicht auf- 
geklärt, warum es in diesem Falle üälsa demonstratio ist, wenn der 
Vater sie als eigene einsetzt; in L. 35 (= Ar. 17; P. 15) ist ihm ja 
diese Bezeichnung ausdrücklich anheim gestellt. Der Grund wird viel- 
leicht doch darin gelegen sein, dass hier der gleichzeitige Bestand 
eines ayQatpog ydfAog und eyyqaqiog yagAog vorausgesetzt wird und wo der 
letztere zu ersterem hinzutritt oder ihm vorausgeht, angenonmien wird, 
es habe bei Eingehung des a, y, der Wille, eine Ehe zu schliessen, 
gefehlt. — ') in seinem und Sachaus Comm. zum sjr.-rOm. Bechts- 
buch pag. 267ff. — «) Beichsrecht und Volksrecht pag. 226, 290 f. 
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Zu dieser zu Qunsten des Reiohsrechts entschiedenen 
Frage nach dem Ursprünge des syrischen äyQaq)og yd/Aog 
haben wir im Folgenden Stellung zu nehmen: Es handelt 
sich hier im Wesentlichen um eine Ueberprüfung der Bruns- 
schen Interpretation unseres Bechtsbuches. Hiebei ist es 
nicht werthlos, sich den Wortlaut der einzelnen Varianten 
vor Augen zu halten. 

In Lond. 93 , womit P. 4 1 fast wörtlich übereinstinont, 
geht der die Gleichstellung beider Eheformen aussprechen- 
den Norm eine Geschichtserzählung voraus: 

^Was betrifft die Ehe der Menschen, die ipegvtj und 
die dcDQed^ welche Weib und Mann unter sich schreiben, 
so gab es viele Völker, welche nicht die Sitte haben, 
sich des Schreibens zwischen Mann und Weib, welches 
ipegvif heisst, zu bedienen, sondern es genügt ihnen allem, 
dass sie mit TtaQQtjoia die Weiber freien und 
sie mit der gepriesenen Krone der Jungfrau- 
schaft krönen, damit sie in Frieden und Freude 
die Weiber vom Hause ihrer Eltern in ihre 
Häuser führen, und diese noQQtjaia nehmen die Ge- 
setze an gleich den fpegvalj die zwischen Weib und Mann 
geschrieben werden.^ 
Ar. 52 schickt dem Tenor des Gesetzes eine ähnliclie 
Motivirung voraus wie Lond. 93, in welcher sich für die Inter- 
pretation wichtige, zum Theil unverstandene Ausdrücke finden: 
„Weil viele Menschen sich verheirathen ohne Ehe- 
schenkung und Mitgift, so ist dies Gesetz geworden in 
einigen Ländern; sie haben nicht die Gewohnheit, unter 
sich ein Document zu schreiben, sondern sie b e- 
schränken sich auf die üebereinstimmung der 
Weiber, um die gefreit wird und auf das Zeugnias 
der Verwandten unter einander. Dann wird das 
Weib in öffentlichem Aufzuge und mit der Krone 
und mit Lustbarkeit von dem Hause ihres Vaters 
zu der Wohnung ihres Gatten geleitet. Wir haben 
befohlen, dass der Richter gestatte, wenn eine Verhei- 
rf^ihung dieser Art vorkommt, ohne dass es allgemeine 
Sitte war, wie er auch die Verheirathung mit dem Docu- 
ment erlaubt.^ 
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Wegen eines charakteristischen Ausdruckes ist hier auch 
die kurze armenische Version (Arm. 52) anzuführen: 

„In einer Provinz besteht die Sitte, dass man die 
dos und donatio nicht in einem Schreiben aufschreibt, 
sondern, dass sie frei sich verheirathen und die 
Krone des Segens nehmen.^ 

Diese Sätze bieten der Exegese einige Fragen. Welche 
Bedeutung kommt „der gepriesenen Krone der Jungfrau- 
schaft", mit welcher nach den drei ersten Versionen die 
Frau gekrönt wird, „der Krone des Segens, welche sie 
nehmen" ^), im Eheritus zu? Bruns hat dieser Frage, deren 
Erörterung, wie die folgenden Ausfahrungen zeigen werden, 
zur Aufklärung einer bisher unverständlichen Bestimmung 
vermögensrechtlicher Natur fährt, keinerlei Wichtigkeit bei- 
messen zu sollen geglaubt, sondern sich begnügt, auf eine, 
seiner Ansicht nach ähnliche durch Festus bezeugte Sitte 
hinzuweisen, wonach die römische Braut am Hochzeitstage 
einen aus von ihr selbst gelesenen Blüthen und Kräutern 
verfertigten Kranz (corolla) trug. Auf die Schwierigkeiten, 
welche die Feststellung der Bedeutung des in der Londoner 
und Pariser Handschrift begegnenden Wortes naggt^ala macht, 
hat Bruns ausdrücklich hingewiesen. Dass die gewöhnliche 
XJebersetzimg libertas (loquendi) hier unanwendbar ist, steht 
fest, aber eben so sicher ist, was Bruns entgangen zu sein 
scheint, dass die armenische Version das Wort so auf- 
fasst. Auch die durch das neue Testament hinreichend 
belegte Bedeutung-„Oeffentlichkeit'' ist von Bruns schlecht- 
hin zurückgewiesen worden; so blieb für ihn nichts anderes 
übrig, als auf die Etymologie von naQQtjola zurückzugehen 
und den mit der schriftlichen Eingehung der Ehe bei lyyQa- 
qjog ydfiog anscheinend correspoDdirenden Ausdruck „münd- 
lich" für äyqacpog yd/iog zu wählen, wiewohl eine derartige 
Uebersetzung durch kein positives Zeugniss aus der Litte- 
ratur zu belegen ist. In der in Ar. 52 geforderten „Ueber- 
einstimmung der Weiber" sieht Bruns den Ausdruck des hier 
zur Geltung kommenden römischen Consensprincipes, die 

^) Es ist UDgewiss, ob die armenische Version da wieder nur die 
Weiber, oder beide Nnpturienten meint. 
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Heimfühning ist die römische in domum ductio; für das 
hier gleichfalls verlangte Zeugniss der Verwandten weiss 
Bruns keine passende Function ausfindig zu machen, es ist 
im römischen Recht nicht gefordert und daraus ergiebt sich, 
dass „die Uebereinstimmung der Yerwandten natürlich un- 
wesentlich ist^. 

Die erwähnte Bedeutung von naQQtiala in Yerbindung 
mit der „römischen in domum ductio^ und der in der arabi- 
schen Handschrift deutlich zu Tage tretenden Betonung des 
römischen Consensprincipes ist für Bruns entscheidend für 
die Lösung der geschichtlich wichtigen Frage, welche Yolks- 
stämme die Londoner imd Pariser Handschrift im Auge 
haben, wenn sie von Nationen reden, welche nicht die Sitte 
haben, sich schriftlicher Documente bei Eingehung der Ehe 
zu bedienen. Es ist der Gegensatz von Ost und West, 
zwischen römischem und orientalischem Becht. Für seine 
Interpretation ist Bruns in der Lage, sich darauf berufen zu 
können, dass die Pariser, arabische und armenische Hand- 
schrift bei anderer Gelegenheit thatsächlich einen Unter- 
schied zwischen Yölkern der auf- und untergehenden Sonne 
machen, wobei die letztgenannte Yersion Ghriechenland und 
Constantinopel ausdrücklich den Ländern des Westens bei- 
zählt.^) Auch in unserem Falle nimmt Bruns an, dass 
Griechenland und Constantinopel zu den westlichen Yölkern 
gehören und weist darauf hin, dass das römische Becht da- 
mals schon längst unbestrittene Geltung in diesem Gebiete 
erlangt hat. 

Diese Interpretation und die aus ihr gefol- 
gerte Lehre über den Einfluss des Beichsrechts 
auf das Yolksrecht ist m. E. in allen Punkten ver- 
fehlt. Die Krone der Jungfrauschaft ist nicht die römbche 
corolla, das Wort TtaQQtjola bedeutet hier nicht so viel wie 
„mündlich^, die Uebereinstimmung der Weiber ist nicht ein 
Ausfluss des römischen Consensprincipes, das Zeugniss der 
Yerwandten untereinander höchst wesentlich, die Heim- 
führung ist nicht die römische in domum ductio, die Unter- 
scheidung der Yölker des äyQatpog ydju^g und SyygaqxK ydjutog 



^) Bestimmungen über die Höhe der ötageä Par. 40 Ar. 51 Arm. 45. 
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hat nicht den Gegensatz von Osten und Westen im Auge 
und das römische Eherecht ist auch nicht in Griechenland 
zu unbestrittener Geltung gelangt: Die Consequenz für die 
Hauptfrage ergiebt sich von selbst. 

Der Fehler der Bruns'schen Interpretation beruht darauf, 
dass sie das Material unverwerthet gelassen hat, welches 
schon früher volle Aufklärung in allen uns hier interessiren- 
den Einzelfragen geboten hätte; ich meine den aucb nach 
Bruns in den Erörterungen über den Dualismus von Schrift- 
ehe und schriftloser Ehe übersehenen Kreis der byzan- 
tinischen Rechtsquellen nachjustinianischer Zeit und die 
gesicherten Ergebnisse der Forschungen über das 
Eherecht im benachbarten Palästina vor und zu 
der Zeit der Abfassung des syrisch-römischen 
Rechtsbuches. 

Das justinianische Recht hat ungeachtet der Rechts- 
anschauungen in der östlichen Reichshälfte, für welche es 
doch auch als allgemein giltige Norm zu wirken berufen 
war, daran festgehalten, dass der Consens zur Eingehung 
der Ehe genüge, die Consummation und Schriftlichkeit der 
vermögensrechtlichen Yerabredungen hiegegen nicht erforder- 
lich sei. Der Ansicht, dass copula carnalis die Ehe begrün- 
den könne, ist in zwei Digesteninterpolationen ausdrück- 
lich entgegengetreten worden^), imd auch die Ausnahmen, 
welche bezügUch des Schrifterfordemisses getroffen worden 
sind, haben keine principielle Bedeutung, sondern beruhen 
auf speciellen, nur für die geregelten Fälle zutreffenden Er- 
wägungen. Die eine betrifft die Ehen der höheren Staats- 
würdenträger. Die Novelle 117 c. 4 hat für die letzteren bis 
zur Rangclasse der illustres die Schriftehe als einzig zu- 
lässige Form festgesetzt. Das Motiv zu diesem Erlass ist 
nicht etwa die geringere sociale Bewerthung eines äyou- 
q>og ydfAog^ es soll vielmehr den unerquicklichen Streitig- 
keiten, welche gerade in diesen Kreisen vermöge der Com- 
plicirtheit der Eheverabredungen häufiger waren, durch 
schriftliche Fixirung vorgebeugt werden. Die zweite Aus- 
nahme ist aus Justinians Yorschriften über die Legitimation 

^) Vgl. Kubier, Ztschr. der Sav.-St. XL Bd. pag. 49 zu Dig. 24, 
1, 32, 13 nnd 35, 1, 15. 
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der Concubinenkinder zu entnehmen. In Ood. Just. 5, 27, 
10 und 11 wird erwähnt, dass, wenn jemand ohne affeotio 
maritalis sich mit einer Fi'auensperson verbunden, und mit ihr 
Kinder gezeugt hat, sie nachträglich aber ein Dotalinstru- 
ment aufgesetzt haben, G^attin und Kinder hiedurch legitimirt 
werden. Dieses Princip ist dann in Novelle 17 c. 11 auf 
die Ehe mit einer unfreien Goncubine und die Legitimation 
der im Concubinat erzeugten Kinder angewendet worden. 
Die Voraussetzungen der Legitimirung sind Manumission 
von Frau und Kindern, Consummation der Ehe und docu- 
menta nuptialia. Der Grund, weshalb in allen diesen Fällen 
der Ehe mit einer Goncubine der SyyQa<pog yäfxog obligato- 
risch erklärt wird, ist einfach der, dass die affectio maritalis 
durch in domum ductio in solchen Fällen nicht hervortritt 
und eine andere civilrechtliche Eheschliessungsform im justi- 
nianischen Recht nicht anerkannt ist. 

Wie wenig das justinianische Recht mit seiner unificiren- 
den Tendenz im Eherecht des Ostens zum Durchbruch ge- 
langt ist, zeigt das System der 749 p. Chr. verfassten Ecloge. 
Den zweiten Titel leitet der Satz ein: Hwiorarai juvtjfnela 
(ydfJLog) xQ^ariavoyv, eXre syyQdtpcog, sTre äyQd(p(og juiera$v 
^vdgdg re yvvaixög und über die Form, wie jede dieser beiden 
Arten der Ehe eingegangen wird, unterrichtet Ecl. n 3, 8: 
äyQdq)(og avviararai ydfxog ddolco avvaiveasi 
Tcov ovvavaXlaoovTcov jzqoocoticov xai rcov rovrcov 
yovecov evte iv ixxXrjoia xovro di evXoytag ^ xa\ IteI 
cpikoig yv(OQio&fj äXXä xal oloodrJTiore etooixi^ojuevog 
yvvaixa IXev&igav xal xaraTiioTevcov avxfj rijv 
xov tdlov oixov diolxfjoiv re xal negiovolav xal 
xavrf) oaQxixcbg ovfinkexdfxevog avvaXkdooei ngög 

avrrjv ydfiov iyyQdcpcog ovvlmarai yd/iog dt iyyqd- 

q)ov ngoixcoov av fißoXalov vnd y &^i07ilat(ov juaQTvgcov 

xaxd xä TiaQ fjfJLcbv ägxicog evoeßcbg vofxo&exovfxeva 

An diese letzteren Worte schliesst sich eine emgehende 
Beschreibung des Inhaltes des Dotalinstrumentes an. 

Wir finden hier — und das berechtigt uns zur Heran- 
ziehung so später Quellen für die Erklärung des dem fünften 
Jahrhundert angehörenden syrisch-römischen Rechtsbuches — 
die charakteristischen Merkmale des lyyqatpog ydfiog und 
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äyqaifog ydfiog wieder. Der erstere wird durch Dotal- 
instrument geschlossen, bei der schriftlosen Ehe fehlt die 
Dos; sie ist nach dem Rechte der Ecloge die bei Mangel 
eines Vermögens subsidiär zulässige Form und die älteste 
ßecension sagt deshalb ausdrücklich el xarä crtevcooiv fj diä 
ranslvcoaiv fitj dvvrj'&fj rig evTtQoXiJTtrcog xal iyygdipcog Ttoi'^aai 
ydjiiov äyQacpmg ovvUnarai ydfiog xrX. Als die Formen, aus 
welchen bei schriftloser Ehe auf die hier neben dem 
Consens der Eltern als erforderlich bezeichnete Willens- 
übereinstimmung geschlossen wird, werden angeführt die 
Benediction in der Kirche, die Erklärung inter amicos und 
die in domum ductio mit nachfolgender Uebergabe des 
Hauswesens an die Frau und Vollzug der copula camalis. 
Die Identificirung der hier genannten Eheschliessungsformen 
mit jenen des syrisch-römischen Rechtsbuches wird sich erst 
später vornehmen lassen. Die Abweichung vom römischen 
Recht tritt deutlich zu Tage. Es ist hier nie gefordert 
worden, dass die Consummation zur in domum ductio hin- 
zutrete, von einer römischen Ehe, die inter amicos abge- 
schlossen wird, wissen wir nichts und die Eulogie ist eine 
kirchliche Ceremonie, die im just. R. nirgends als Ehebe- 
gründungsact erwähnt ist. 

Bemerkt zu werden verdient^), dass nach dem Rechte 
der Ecloge auch die secundae nuptiae schriftlich oder ohne 
Schrift geschlossen werden können; welche der vorhin ge- 
nannten Formalitäten hier zulässig ist, wird nicht ausdrück- 
lich gesagt; es wird sich jedoch sofort ergeben, dass iii 
diesem Falle eine Einschränkung zu machen ist und die 
Vorschrift des c. 8 in toto sich nur auf die erste Ehe bezieht. 

Eine sehr werthvoUe Ergänzung gewährt die Epana- 
goge, welche uns zeigt, dass der Dualismus von äygacpog 
ydfAog und eyyqacpog ydfiog noch im Eherecht des neunten 
Jahrhunderts eine gewisse Bedeutung besitzt. In XVI, 1 
wird hier die Ehe ganz im Sinne der Digesten als die 
coniunctio maris et feminae, consortium omnis vitae definirt 
und hinzugefügt, sie werde ausschliesslich eits di evXoyiag 
etre dt* oxecpavcbfiaxog , tj öid ovfißoXalov (sc. tiqomcüov) ge- 



») Ecl. II 10. 
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schlössen. Nur einen Folgesatz dieser Regel enthält die 
Bemerkung in c. 11 f., ein matrimonium legitimum könne 
auch ohne Dosbestellung eingegangen werden und sei auch 
dann vorhanden, wenn die Consummation nicht vollzogen 
wurde. ^) Die Eheschliessung dC evXoylas eignet schon nach 
der Lehre der Ecloga dem äyQaq)og yd/wg; dahin werden 
wir auch die Geremonie der Krönung zu rechnen haben.^) 
Die letztere ist im griechisch-orientalischen Eirchenrecht, wie 
es seit dem frühen Mittelalter bis auf den heutigen Tag 
noch in Geltung steht, für gewöhnlich mit der Benediction 
verbunden und der Eheschliessungsact wird deshalb promis- 
cue bald als evXoyia^ bald als oTe<pdvcoiiia bezeichnet.^) Der 
kirchliche Eheritus ist es nun eben, der in der Epanagoge 
ausschliesslich und der Ecloga in erster Linie als Ehe- 
Schliessungsform anerkannt und festgesetzt wird, wo die 
rein civile Form di^ jtQoix(i>ov ovjußolaiov nicht gewählt wird. 
Wir werden daraus zunächst für die Auslegung von Epanag. 
XVI, l entnehmen, dass hier trotz der disjunctiven Form 
ehe dl* evXoyiag, ehe diä aretpavcojuiarog nicht zwei grund- 
sätzlich verschiedene Acte gemeint sind und wenn die Ecloga 
nur von nuptiae di evXoylag spricht, so wird man daraus 
nicht folgern dürfen, dass die Anerkennung der axefpdvcooig 
ein Novum des späteren Rechtes sei; es ist hier vielmehr 
dasselbe, was die Epanagoge lehrt, mit einem Worte gesagt. 
Damit erhalten wir eine Analogie zum syrisch -römischen 
Rechtsbuch ; denn in allen Versionen desselben erscheint die 
Krönung, an welche sich die in domum ductio secundär 
anschliesst, als zum Ritus des äygaipog yd/uog gehörig. 

Die Analogie geht noch weiter. Es ist von Interesse, 
dass die Bestimmung Justinians über die bei Schliessung 
der Ehe zwischen einem Freien und seiner unfreien Concubine 
zu beobachtende Form in der Ecl. ad Proch. auct. wieder- 

^) § 11 . . o yufjLog xoil /(u^t; nQoixtoiav avfAßoXaitoy awiaxatai, 
6r^%ov6tt q}vXuito/ieyt]g trjg rov vofÄOv naQatrjQtjaeiog, § 12 . . top yäfAoy 
ov ro avyxa^evdijcai aXXtjXoig roy ay&ga xai xrjv yvvaXxa avylcxr^civ 

— *) Vgl. das Schol. zu Epanag. XVI 27 .... si fjLiyxov ra naXat 

TiQoixi^a ttSy nqiti yafiixüiy üXBffdvioy xai evXoyidSy etre xv^ioi" 
xaqa Site aa&eyecrsQa ngog avoxaaiy yyt]oiov yäfiov rovro yofiod-etuc^g 
inix^Lcetog re ofAov xai dvyäfieutg dnogytjyaa-d-ai, - - 3) Vgl. Zhisman, 
Das Eherecht der orientalischen Kirche pag. 156. 
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kehrt. ^) Der Mann muss der von ihm freigelassenen Selayin 
eine Mitgift geben und durch die Verschreibung werden die 
Conoubine und die in der vorehelichen Geschlechtsgemein- 
schaft erzeugten Kinder legitimirt. Warum kann die Sclavin 
nicht dygäfpcog geheirathet werden? Man kann sich nicht dar- 
auf berufen, dass in dieser Norm einfach die Yorschrift Justi- 
nians recipirt sei. Im justinianischen Becht giebt es im Princip 
nur eine nicht schriftliche Eheschliessungsform, die hier, wie. 
oben erwähnt, unanwendbar ist; das Recht der Ecloge hat 
aber die Acte der Benediction und Krönung, welche yermöge 
der Publicität und ihres specifischen Charakters als Ehecere- 

*) Ecl. ad Proch. mut. 28, 8. '0 ix dovXrjg iaxijxcjg naidag, xcd tavrrjy 
vaieQoy üfjLa rotg naialy iX€r&€Qio6ag xai TiQoixa avt^ noiijaag tccv- 
Tfjy fiiy pofAifioy noiBiTfo yaf^ettjy xai rovg naidag yyrjaiotig, Dass hier 
ein TiQoixwoy cvfißoXaioy gemeint ist, zeigt die analoge Bestimmung 
ibid. 28, 7: o' i^ äneXetf&SQccg e/tov Ttaidag ei noitjcet 7tQOix<Soy av/ui- 
ßoXaioy yyfjaiovg avrovg noisT, x«t ngorex^^cay. Diese Normen greifen 
in materieller Beziehung über die Nov. 18 c. 11 hinaus; die Legitima- 
tion ist nicht auf den Fall, dass der Mann keine legitime Nachkommen- 
schaft besitzt, beschränkt. Auf die obige Vorschrift Justinians ist 
m. M. auch Epanagoge XVI, 20 zu beziehen ('0 iXeifd^egoiaag &ovXrjy 
cfryftT«* tivxiqy ctyayea&ttt yyrjclag fitj vnovarjg avttS yovrjg), Zachariae 
(im Index zu seiner Ausgabe) ist allerdings der Ansicht, dass hier Cod. 
last. 5, 4, 15 (Dioclet. et Maximian Tatiano: Uxorem libertam suam 
manumissori, si non sit ex his personis quae specialiter prohibentur, 
ducere non est interdictum, et ex eo matrimonio iustos patri filios 
nasci certissimum est) recipirt sei. Dem Erlass Diocletians ist aber 
die obige Einschränkung yoytjg firj vTiovaijg fremd. In welcher Form 
die Eheschliessung zu erfolgen habe, sagt Epanag. XVI, 20 nicht, kann 
jedoch nicht zweifelhaft sein. Wenn das Schol. ad h. 1. bemerkt: aXXu 
xai yoyvjg vnovarjg iay yiy(ayxtti nQoixtatt xtttd tr^y vBagay, so soll damit 
wohl keineswegs ein Gegensatz bez. der Form zum Ausdruck gebracht 
werden; andernfalls hätte ja die Berufung auf die Nov. lust. keinen 
Sinn; der Scholiast will lediglich sagen, dass auch in dem Fall, als 
legitime Nachkommen vorhanden sind, die Formvorschrift der ysagu 
6iaT(t^ig zu beobachten sei. — Es sei noch die Bemerkung gestattet, 
dass der hier vertretenen Auffassung von Epanag. XVI, 20 Zachariaes 
Lehre über die rechtliche Unmöglichkeit des Concubinates seit der 
Ecloga (Gesch. des griech.-röm. R. pag. 58) nicht entgegensteht; die 
letztere irrt, wenn sie annimmt, nach der Ecloga (II, 8) sei jeder Con- 
cubinat als Ehe betrachtet worden ; wie oben bemerkt wurde, ist auch 
zum äy^atpog ydfjiog die Zustimmimg der Eltern erforderlich und wo 
diese nicht der Herstellung der Geschlechtsgemeinschaft vorausgeht, 
ist nur Concubinat vorhanden. S. auch Ecl. ad Fr. m. 28,10 (TiaAAaxifl). 

Brassloff, Volksrecht. 6 
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monien das Yorhandensein der aiFectio maritalis in gleicher 
Weise wie das Dotalinstruroent garantiren. Warum sind nup- 
tiae dC eiXoylag xal €fxe<pav(i>fAarog in unserem Falle unmöglich? 
Die Erklärung bietet das griechisch -orientalische Kirchen- 
recht. Die tnefpävcooig (evXoyia) ist charakteristischer Weise 
dann unzulässig, wenn die Braut Wittwe ist oder sonst die 
Virginität nicht vorhanden ist.^) Die Defloration der Sclavin 
ist der Grund, weshalb die Kirche bei Umwandlung des 
Concubinates zu rechter Ehe ihre Mitwirkung versagt und die 
reine Civilehe nothwendig macht. Der &yQaq)og ydjuog der 
Epanagoge setzt also stets Yirginität der Braut voraus ; hierin 
wird man nun allerdings eine Abweichung vom System der 
Ecloge annehmen müssen; die neben der Benediction ge- 
nannten Formen gestatten nicht, eine derartige Einschrän- 
kung zu machen und in ihnen wird wohl die öevreQoya/iia 
als äygatpog yd/wg geschlossen. 

Nun spricht auch das syrisch-römische Rechtsbuch von 
der gepriesenen (= benedicirten) KJrone der Jungfrau- 
schaft; da hier die oretpdvcoaig (unter evloyia) die ein- 
zige, allgemeine Eheschliessungsform der schriftlosen Ehe 
ist, müssen wir annehmen, dass in Syrien ganz wie im byzan- 
tinischen Recht ein äyQaq)og ydfxog nur bei Virginität der Braut 
eingegangen werden kann. Wir können auf die Richtig- 
keit dieser Annahme aus dem Rechtsbuche selbst die Probe 
machen. Nach L. 48 wird die Freie, welche „die Frau des 
Sclaven wird'* und im Hause des Herrn, ihres unfreien Gatten 
wohnt, Sclavin und die Kinder aus dieser Quasiehe sind 
natürlich auch unfrei. Wenn sie aber, so fahrt der Spiegier 
fort, „sich nicht in die Sclaverei schreibt", sondern fortgeht, 
so behält sie für ihre Person die Freiheit, die Kinder aber 
folgen der ärgeren Hand. 2) Mitteis hat nun in sehr an- 

^) Zhisman a. a. 0. pag. 412, s. auch pag. 156 f. und die daselbst 
citirten Quellenstellen. — *) L. § 48 (= Par. 45 Ar. 46). Hier sind die 
Bechtsfolgen des Geschlechtsverkehrs zwischen einer Freien und einem 
Sclaven verschieden bestimmt, je nachdem das Weib im Hause des domi- 
nus des Sclaven wohnt oder ihn in ihrem Hause empfängt. Aehnlich 
bestimmt das Recht von Gortyn VII 1 flE. (nach Bücheler-Zitelmanns Con- 
jectur), dass die Kinder aus der Verbindung eines Sclaven und einer 
Freien dann frei sind, wenn der Sclave in das Haus der Frau zieht, um- 
gekehrt aber als unfrei angesehen werden, wenn die Frau in das Haus 
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sprechender Weise auseinandergesetzt, dass die beiden Aus- 
drücke „Frau des Sclaven werden" und ,,sich in die Sclaverei 
schreiben", synonym sind und unter der Schrift der Ehe- 
contract gemeint ist, der hier nach Art der Ehe zwischen 
Freien aufgesetzt wird. Warum wird diese Quasiehe nicht 
äyodqxog geschlossen? Wir müssen uns da gegenwärtig 
halten, dass ihrer Eingehung „der Empfang im Hause des 
Herrn" und wohl auch die Denuntiation vorausgegangen ist; 

des Sclaven eintritt. Diese Bestimmung ist auch zur Interpretation 
der bekannten Stelle des Herodot über das lykische Mutterrecht heran- 
gezogen worden. Letzterer berichtet 1 173, dass bei den Ljkiem theils 
kretische, theils karische Bechtsgrondsätze in Anwendung sind, sie 
aber insofern eine von den anderen Gesetzgebungen abweichende, ihnen 
eigenthümliche Bechtssatzung aufzuweisen haben, als sie nicht nach 
dem Vater, sondern nach der Mutter sich nennen und wohl die Kinder 
'aus der Verbindung einer Bürgerin mit einem Sclaven das Bürger- 
recht besitzen, nicht aber die von einem Bürger mit einer Fremden 
oder Concubine erzeugten Kinder (vofAotai tä ^hv KQr^ixoiav, rd da Koqi- 
xotffi )[Qitayxai. iy di rode tdioy vBvofjtlxaaiy xal ovdctfAOMi dXXoiai avfi- 
fpiqovrai dvd^oinaty. xaXoviti dno f&v fAtjrigwy itavtovg xal ovxi dno 

tiay ncctBQtoy xtxl '^y fjiey ye yvytj datfj dovX^ avyoix^aei yeyytuK 

rd rixya ysyofÄMtai rjy di dytj^ diifjitx td tixya yiysrai), Szanto 
(Festschrift fOr Otto Benndorf pag. 259), welcher in der erwähnten Vor- 
schrift des Rechts von Grortjn ein Budiment des Mutterrechts erblickt 
(gdas Haus der Mutter hat noch die Fähigkeit, frei zu machen*), nimmt 
nun auch für Lykien den gleichen Bechtszustand wie für Gortyn an. Da- 
nach liegt eine TJngenauigkeit im Berichte Herodots insofern vor, als die 
Kinder einer Bürgerin und eines Sclaven nicht stets Bürger sind, son- 
dern nur dann als vollbürtig gelten, wenn der Sclave in das Hans der 
Frau eintritt. Man muss zunächst gegen diese Auffassung bemerken, 
dass der zur Erläuterung der herodoteischen Notiz herangezogene Satz 
des Bechts von Gortyn schon aus dem Grunde eine analoge Anwen- 
dung ausschliesst, weil es sich dort um den status libertatis, hier aber 
um den status civitatis handelt (so schon Mit t eis, Reichsr. u. Volksr. 
pag. 368 Anm. 2). Aber selbst , wenn die Analogie an und für sich 
zulässig wäre, so stünde doch der Aimahme einer Bechtsgleichheit 
entgegen, dass Herodot ja, und gewiss nicht ohne (3bnmd, ausdrücklich 
sagt, dass die Lyker nach kretischem Bechte leben, den lykischen 
Bechtssatz aber ausdrücklich als einen partikulären, dem kretischen 
Bechte fremden bezeichnet. Das Gortyner Becht ist nun allerdings 
etwa zur selben Zeit (nicht früher), als Herodot schrieb, angezeichnet 
worden; aber der ihm eigenthümliche Bechtssatz hat jedenfalls schon 
vor der schrifblicl^en Fixirung, die nicht so sehr fKr das Volk, als fUr 
die mit der Bechtsprechung betrauten Organe erfolgte, Geltung ge- 

6* 
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denn früher dürfte für ein freies Weib kaum der Anlass 
und die Nothwendigkeit bestanden haben, auf die Freiheit 
zu verzichten. Die Defloration der Braut macht auch in 
unserem Falle einen äyQa<pog ydfiog unmöglich. Die Bestim- 
mungen des syrischen Rechtsbuches in Lond. 93 handeln also 
lediglich von der ersten Heirath und nicht auch Yon den 
secundae nuptiae. Wie die Wittwenehe eingegangen wird, 
sagt der Spiegier nicht; L y, war aber gewiss zulässig. 



habt. Die Annahme eines Auslassungsfehlers ist sohin bedenklich; 
sie ist Überhaupt erst dann gestattet, wenn es nicht möglich ist, eine 
überlieferte Thatsache auf andere Weise zu erklären. Die m. E. zu- 
treffende Erklärung giebt die Politik des Aristoteles in Verbindung 
mit einer zweiten Nachricht des Herodot. Aristoteles lehrt a. a. 0. 
III 3, 5, dass manche Verfassungen bei Creirung von NeubÜrgem so- 
weit gehen, bei eintretendem Mangel an Bürgern sogar Fremde zur 
Civität zuzulassen; in manchen Staaten werde es zur Erlangung des' 
Bürgerrechtes der Kinder für ausreichend gehalten, wenn man eine 
Bürgerin zur Gattin habe; ebenso werde es häufig mit den £indera 
aus der Verbindung eines Bürgers mit einer Nichtbürgerin gehalten 
(iy noXkolg de noXirsiai>g 'nQoaetpeXxstai xid ttSy ^Bvtov 6 vofxog. 6 yaQ 
ix noXixidos iv tial dr^fnox^ttTlaig noUtfjg iarly, toV avroy da rgonoy 
6X^1' x«l rd nuQa tovg yod^ovg nöXXotg. bv (jLtjy dXX* inei de* iydetay taiy 
yytiaitay noXitßv noiovytm noXlrag tovg xoiovtovg (dicc ydq oXiyayS-qm" 
niay ovrto jif^wjra* toTg yofioig)); dass dies nun auch bei Verbindungen 
mit Sdaven, nicht nur mit freien Nichtbürgem gilt, wird dadurch dar- 
gethan, dass, wie Aristoteles bemerkt, wenn der Mangel an Bürgern be- 
hoben ist, die Ausnahmsbestimmungen schrittweise aufgehoben werden 
und zwar zunächst diejenigen, wornach Kinder, deren einer Eltemtheil 
dem Sclavenstande angehört, zur Civität zuzulassen sind (, . . svno- 
Qovyreg d* o^Xov xccrct fjiixgoy naQctiQovytai rovg ix dovXov "nQmxoy ^ 
dovXrjg, eita rovg und yvyaix^y, tiXog dh fioyoy rovg i^ tlfjupoiy darwy 
noXlrag noiovövy). Wenden wir das von Aristoteles Gesagte für LyHen 
an. Der fragliche Rechtssatz ist aus einem eingetretenen Mangel an 
Bürgern zu erklären; derselbe war so stark, dass man die Kinder von 
Bürgerinnen und Sclaven zu Bürgern machte, er war noch nicht so- 
weit gediehen, dass man auch die Kinder von Bürgern einerseits und 
Nichtbürgerinnen (Sclavinnen) und Concubinen andererseits zur Com- 
pietirung der Bürgerschaft heranziehen musste. Dass nun in Lykien 
thatsächlicb ein Mangel war, erklärt sich daraus, dass bei der Er- 
oberung des Landes durch die Perser der grösste Theil der männlichen 
Bevölkerung zu Grunde ging (vgl. Herod. VII 33 ff.). Die Anwendung^ 
der aristotelischen Lehre auf unseren Fall erscheint nun dadurch noch 
gerechtfertigt, dass unter den der Verfassung der Politik vorausgehenden 
Staatsschriften auch eine solche über das lyk. Staatswesen genannt wird 
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Die byzantinischen Quellen geben uns auch eine un- 
zweideutige Auskunft über die der jiaQQtjaia (der Londoner 
und Pariser Handschrift) und dem ^Zeugniss der Verwandten" 
(in der arab. Version) zukommende Bedeutung. 

Im Pröch. IV 27 findet sich über die durch Krönung 
ubzuschliessende Ehe folgende Norm: 

Mfjdelg juvoTixcbg oTS(pavovo'&(o , äU.d nagovrayv 
Jileiövcov. 6 ydg xovxo roXjLiijaag igydoao'&ai acocpQovi- 
^eo'&co xijxwQOVfievog drjkov&n rov legecog (hg Iv xolg ojiqe- 
neoxiv iavxöv TtaQSfJißdXkovxeg, rdg d^iag ev'^vvag eloTiQaxxo- 
jaevov xaxd xrjv xcov ixxXrjaiaoxixcbv xavovcov didxa^iv. 

Es soll also niemand heimlich gekrönt werden, sondern 
öffentlich , d. h. in Gegenwart mehrerer Personen und der 
zuwiderhandelnde Priester der Strafe der Eirchengesetze 
unterliegen. Ganz dasselbe besagt das syrisch -römische 
Eechtsbuch, wenn es vorschreibt, die Krönung solle naggr^- 
oiq stattfinden; das Wort bedeutet trotz Bruns' Ablehnung 
„öffentlich", wie im neuen Testament, und dieser Ausdruck 
ist eben in Ar. 52 durch „Zeugniss der Verwandten" ersetzt. 



(Phot. Bibl. 161 pag. 105 A, 1 Bekk.). Vielleicht hat gerade die Ord- 
nung der Statusverhältnisse in Lykien dem Aristoteles bei seinen obigen 
allgemeinen Darlegungen vorgeschwebt. Als Beweis für das Mutter- 
recht im Sinne einer ursprünglichen Ordnung des Status nach der 
Mutter wird man den Bericht des Herodot, insoweit wir ihn hier 
erörtert haben, nicht verwenden können. Das Gleiche gilt von der 
allgemein hierauf zurückgeführten Erscheinung, dass die Männer in 
der Trauerzeit Frauenkleider tragen. Diese mehrfach bezeugte That- 
sache (Plut. consol. ad Apoll. 21, Val. Max. 2, 6, 31) ist daraus zu er- 
klären, dass es ursprünglich eine einheitliche Tracht für beide Ge- 
schlechter gab, die in späterer Zeit Frauenkleidung geworden ist und 
nur noch bei feierlicher Gelegenheit allgemein getragen wird. Um- 
gekehrt trägt ja auch die römische Braut am Hochzeitstage Männer- 
kleidung. Dem von Herodot berichteten Princip der Namengebung 
steht scheinbar entgegen, dass YII 98 als Oommandant der lykischen 
Schiffe ein KvßBQyi<rxos Koüalxa genannt wird; indess weist Treuber, 
Geschichte der Lykier pag. 118 darauf hin, dass bei den vornehmen 
Geschlechtem das Princip des Patriarchates früher als im Volke zum 
Durchbruch gelangt ist. [Der Name Queziga (= KoacLxag) erscheint 
jetzt neuerdings mit Hinzufügung des Yatemamens in lykischen In- 
schriften (vgl. hierüber Heberde y, Jahreshefte des österr. arch. Inst. 
I. Bd. pag. 37ff).] 
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Die Anwesenheit von Zeugen ist also hier wie in 
anderen alten und neuen Rechten ein essentielles Er- 
forderniss des Eheschliessungsactes. 

Ein Unterschied zwischen byzantinischem und syrischem 
Eheritus muss doch als bedeutsam hervorgehoben werden. 
Es unterliegt keinem Zweifel, dass nach dem ersteren beide 
Brautleute gekrönt werden; dafür spricht, um nur auf be- 
kannte Thatsachen hinzuweisen, der eben citirte Wortlaut von 
Proch. IV 27 (jjttjdelg^ nicht jLifjdefita areipavova'&(o) und die 
noch gegenwärtig in Kraft stehende Ceremonialvorschrift 
der griechisch -orientalischen Kirche. Anderseits steht in 
nicht minder unzweifelhafter Weise fest, dass in Syrien nur 
die Braut gekrönt wird; die Ejrone „der Jungfrauschaft^ 
lässt sich nicht in anderer Weise deuten und wir wissen 
überdies, dass noch heute bei der syrischen Bauernhochzeit 
die jungen Ehegatten durch sieben Tage die Rolle von 
König und Königin spielen, charakteristischer Weise nur die 
Braut die Krone trägt. ^) 

Die isolirte Betrachtung des byzantinischen Rechtes^ 
allenfalls noch unter vergleichender Heranziehung der römi- 
schen Quellen, könnte dazu fahren, in dem in den Rechts- 
büchem des achten und neunten Jahrhunderts zu Tage 
tretenden Dualismus das Product einer nachjustinianischen 
Neubildung zu erblicken.*) Wer sein Augenmerk auch auf 
die verwandten Rechte des Ostens richtet, wird vor einem 
derartigen Irrthum bewahrt werden. Es wäre doch in der 
That höchst merkwürdig, wenn gerade in einer Zeit, da das 
justinianische Gesetzbuch mit dem Anspruch auf allgemeine 
Geltung wirksam gewesen ist, sich der erwähnte, früher un- 
bekannte Gegensatz entwickelt hätte. Die Festsetzung, dass 
die Ehe in erster Linie in Schriftform einzugehen sei und 
die Anerkennung der copula carnalis als Ehebegründung^s- 
act sind Thatsachen, die sich nur als Codification seit alters 
geltenden Yolksrechtes auffassen lassen und auch die Ehe- 



*) S. p. 88, N. 1. — *) Vgl. Zachariae-Lingenthal, Qesch. 
d. griech.-röm. R. 8. Aufl. (1892) p. 71 f., der das Moment der Schrift- 
lichkeit beim n^otxmov avfißoXaioy zu wenig beachtet; es ist nicht 
zutreffend, wenn dieser Gelehrte behauptet, dass die Epanagoge zum 
just. R. zurückgekehrt sei. 



1 
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Schliessung di evXoylag (aretpavcojLtarog) ist keineswegs ein 
Novum nachjustinianischer Zeit. 

„In der königlichen Hauptstadt Constantinopel" ist es 
also, wenn wir vom eyyQatpoi; ydfiog ganz absehen, nie Sitte 
gewesen, die Braut allein mit der Ej*one der Jungfrauschaft 
zu krönen, sondern es werden hier beide Brautleute gekrönt, 
und im älteren Volksrecht ist überdies nicht bloss die (neq)d' 
vcoais, sondern auch die in domum ductio mit geschlecht- 
licher Vereinigung sowie die Erklärung des Ehewillens inter 
amicos als ehebegründender Act anerkannt; das, was für 
Constantinopel gilt, wird man ruhig auch für das westliche 
Hinterland annehmen können. So sehen wir schon jetzt: 
Es kann die von der armenischen Handschrift bei 
anderer Gelegenheit gegebene Abgrenzung in 
Lond. 93 und den entsprechenden Varianten der übrigen 
Versionen nicht gemeint sein. 

Zu einer Lösung der Frage nach dem Ursprünge des 
syrischen äygaqjog ydfiog reichen die byzantinischen Quellen 
nicht aus^); sie wird, wie bereits angedeutet wurde, durch die 
gesicherten Ergebnisse über das jüdische Eherecht geboten. 
Freilich dürfen wir dieses nicht in einer für einen bestimmten 
Zeitpunkt gegebenen dogmatischen Darstellung heranziehen; 
es liegt hier eine reiche Entwickelung vor, die nicht unbe- 
rücksichtigt gelassen werden darf. Folgende Thatsachen 
wird der Interpret des syrisch-römischen Rechtsbuches ver- 
merken ^) : 

1. In biblischer Zeit findet nach der Uebergabe von 
Geschenken an die Braut und deren Verwandten die Hoch- 
zeit statt. Die Feierlichkeit, welche sieben Tage dauert, 
besteht in dem täglichen Gastmahl und der allabendlich 
unter Begleitung der Festgenossen stattfindenden ductio ad 
thalamum. Die Brautleute erscheinen mit Kränzen auf dem 



^) Die Analogie zwischen dem byzantinischen und syrischen Recht 
und die Verschiedenheiten lassen sich historisch sehr wohl verstehen. 
S. weiter unten pag. 90. — *) Vgl. zum Folgenden: Eiehm, Hand- 
wörterbuch des biblischen Alterthums pag. 349 ff.; Benzinger, Hebräi- 
sche Archäologie in Grundriss der theolog. Wissenschaften II i p. 138 ff.; 
Hamburger, Bealencyclopädie för Bibel und Talmud I pag. 525, 
II pag. 1260 ff., 1227, 639. 
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Haupte. Uebergabe der Mitgift ist Sitte; von Schrift- 
lichkeit findet sich keine Spur. 

2. Die zweite Periode, umfassend die nachbiblische 
Zeit bis zum dritten Jahrhundert n. Chr. weist eine compli- 
cirtere Gestaltung auf. Schriftliche Fixirung der vermögens- 
rechtlichen Verabredungen kommt vor^) und wird als Ehe- 
begründungsact angesehen. Es entwickelt sich ein Gegen- 
satz zwischen Ehe ersten und zweiten Grades; doch wird 
auch die erstere, welche jetzt häufig die Vorstufe zur letzteren 
bildet^), in Fortwirkung des ursprünglichen Rechtszustandes 
als legitime Verbindung betrachtet. Das zeigt sich darin, 
dass sie nach dem Act, durch welchen sie eingegangen wird, 
ebenso wie die Schriftehe als kiduschin (Heiligung) bezeich- 
net wird. Verletzung der Treue gitt als Ehebruch und 
es ist eine Lösung des Bandes nur durch regelrechte 
Scheidung möglich. Die Ceremonien sind Uebergabe einer 
Werthsache (Ring), einer Urkunde (verschieden von der 
Eetuba) und in domum ductio mit nachfolgender copula 
camalis; zu diesen Acten tritt regelmäfsig Benediction hin- 
zu.*) Erforderlich ist Mündigkeit der Nupturienten, der 
freie Consens derselben, Anwesenheit der Brautleute und 
zehn männlicher Personen bei den erwähnten Ceremonien. 
Die Schriftehe wird durch ngcoixcbov ovjußöXaiov (Ketuba) ge- 
schlossen. Es entwickelt sich am Ausgang dieser Periode 
der Usus, die Benediction und in domum ductio der Auf- 
setzung der (pegvij nachfolgen zu lassen. Die Hochzeita- 
feierlichkeit (anschliessend an die in domum ductio) dauert, 
wie in biblischer Zeit, sieben Tage und wird in gleicher 



^) Das älteste Beispiel bei Tob. 7, 16; 8, 23. Ueber die Ab- 
fassuDgszeit dieses Buches gehen die Ansichten auseinander. Einige 
Forscher nehmen an, dass es erst im ersten, ja sogar zweiten Jahr- 
hundert p. Chr. entstanden sei; jedoch wird man mit Rücksicht auf 
die entgegenstehende Ansicht gelehrter Theologen doch damit rechnen 
müssen, dass das Buch möglicherweise schon dem zweiten Jahrhundert 
V. Chr. angehört (vgl. hierüber Strack-Zöckler, Kurzgefasster Com- 
mentar zu den hl. Schriften alten und neuen Testamentes IX. Bd. 
pag. 165; Reuss, Geschichte der hl. Schriften alten Testamentes 
pag. 585. — *} Es ist ganz irrig, wenn auch entschuldbar j wenn Ham- 
burger a. a. 0. pag. 1260 von ,Verlöbniss** spricht. — •) S. hierüber 
auch Friedberg, Das Recht der Eheschliessung S. 6 Anm. 2. 
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Weise begangen. Bis auf den vespasianischen Krieg ist 
es Sitte, dass beide Brautleute Kronen auf dem Haupte 
tragen; nach jener Zeit wird nur mehr die Braut gekrönt 
und seit der Zerstörung des Tempels durch Titus auch diese 
nicht mehr^); nur in Babylonien *hat sich die Brautkrone 
erhalten. 

3. Seit dem dritten Jahrhundert ist die Eingehung der 
Ehe durch (in domum ductio mit) copula camalis religions- 
gesetzlich als unzulässig erklärt und der „erste Act der Ehe- 
Schliessung** zur Eheberedung, Verlöbniss in unserem Sinne 
geworden. Die für die „Ehe ersten Grades" charakteristisch 
gewesene Heimfühnmg und die Eulogie mit dem Acte der 
Aufsetzung der Schrift verbunden und die Eheceremonie 
wird jetzt in toto als Heimführung (nisuim) bezeichnet. Die 
Eheverschreibung ist auch in der dritten Periode 
nicht überall durchgedrungen. 

Die Analogie des jüdischen und syrischen Eherechtes 
ist eine auffallende und muss wohl nicht näher discutirt 
werden; sie zeigt, wie verkehrt es ist, die Consensehe als 
ein in das syrisch -römische Bechtsbuch verpflanztes römi- 
sches Princip, die Heimfährung der mit der gepriesenen 
Krone der Jungfrauschaft geschmückten Braut als römische 
in domum ductio anzusehen. Viel näher liegt der Gedanke 
an eine vom Spiegier geschilderte Parallelentwickelimg, die 
sich im Oriente selbst vollzogen hat, gerade von der Consens- 
ehe ausgeht und im Laufe der Zeit zu dem Dualismus von 
äyqatpog ydfiog und eyygatpog ydjüiog geführt hat. Dass die 
Rechtsentwickelung in Syrien hier thatsächlich den gleichen 
Gang genommen hat, wie in Judäa, zeigt gerade die Braut- 
krone. Es ist auffallend, dass noch heute in Syrien die Braut- 
leute während der siebentägigen (!) Hochzeitsfeierlichkeit die 
Bolle von König und Königin haben, nur die Braut aber ge- 
krönt ist.') Man wird angesichts des ümstandes, dass auch 
der Bräutigam als König gilt, schwerlich annehmen können, 
dass die Symbolisirung der Krone als „Krone der Jungfrau- 

^) Vgl. hierüber auch Delitzsch, Bibl. Commentar über die 
poetischen Bücher des alten Testamentes IV. Bd. pag. 641 (zu Gant, 
cant. III, 11) und dazu die hochinteressanten Bemerkungen von Wetz- 
stein, bei Delitzsch 1. c. pag. 165f. — f) Wetzstein 1. c. 
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Schaft'' etwas ursprüngHches ist, man wird vielmehr vorauB- 
setzen müssen, dass auch der ^^Eönig'' die Krone getragen und 
erst nach Wegfall der letzteren die Brautkrone die ihr im 
syrisch-römischen Eechtsbuch beigelegte Bedeutung erhalten 
hat. Offenbar ist es das Verbot Yespasians, das die Aende- 
rung herbeigeführt hat. Die Beichsregierung würde in die 
herrschende Sitte gewiss nicht eingegriffen haben, wenn die 
Krone lediglich als Symbol geschlechtlicher Beinheit auf- 
gefasst worden wäre: aber, dass die Brautleute die Rolle 
von König und Königin spielen, liess die Sache politisch nicht 
ganz unbedenklich erscheinen und darum das vespasianische 
Verbot der Krönung des Bräutigams, das auch auf das GFebiet 
des syrisch -römischen Bechtsbuches übergegriffen hat. 

Unter den vielen Völkern, welche nicht die 
Sitte hatten, sich der schriftlichen Documente bei 
der Eheschliessung zu bedienen, sind also aus- 
schliesslich solche des Ostens gemeint. Wiewohl 
der Spiegier, wie schon erwähnt, das Gebiet von Gonstanti- 
nopel sammt dem westlichen Hinterland nicht mit seinen 
Worten bezielen kann, so werden wir doch das Eherecht 
dieser Gebiete dem des orientalischen Bechtskreises bei- 
zählen müssen. Der Volksbrauch der Krönung hat sich hier 
uneingeschränkt erhalten.^) 

Die Haltlosigkeit der Bruns'schen Annahme, es sei in 
L. 93 ein Unterschied zwischen Völkern des Ostens und 
Westens gedacht, lässt sich überdies aus dem syr.-röm. 
Bechtsbuch selbst zur Evidenz nachweisen. Sie stützt sich, 
wie bemerkt, u. A. auch auf die Norm in P. 40 (= Ar. 51, 
Arm. 45), welche besagt, dass die donatio propter nuptias 
in den Ländern des Ostens die Hälfte der dos betrage, im 
Westen aber der Höhe derselben gleichkomme und letztere 
Angabe stimmt mit der Vorschrift der Novelle 97 überein. 
Mittels^) hat nun bemerkt, dass, wenn in L. 93 die Noth- 
wendigkeit von (peQvi^ und dcoged ausdrücklich als dem Westen 
fremd bezeichnet werde, das Bechtsbuch unmöglich eine Be- 
stimmung über ihre Höhe enthalten haben kann und kommt 

*) üeber die Mauerkrone der röm. Brauttracht s. den lesens- 
werthen Aufsatz von D ragen dorff, Rh. Mus. f. Phil. N. F. 5. Bd. 
p. 288. — *) a. a. 0. p. 292f. 
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zu dem Besultate, welches die ganze historische Entwickelung 
des occidentalischen Hechtes nahelegt, dass hier eben eine 
Umarbeitung mit Bücksicht auf die Novelle vorliege. Ich 
stimme mit Mitteis' Ergebniss völlig überein, nicht ganz 
mit der Argumentation, soweit sie auf das syrisch-römische 
Rechtsbuch sich gründet. Denn dass dem Spiegier in 
Lond. 93 der Gegensatz zwischen Völkern des Ostens und 
Westens incl. Griechenlands imd Constantinopels vorschwebt, 
entnimmt man doch nur aus Far. 40, resp. den correspondiren- 
den Bestimmungen in Ar. 51 und Arm. 45, welche, worauf 
der ganze [N'achweis hinausläuft, nachjustinianischer Zeit an- 
gehören und darum far die Interpretation von L. 93 wohl 
nicht herangezogen werden dürfen. Alle anderen Beweise 
für die spätere Entstehungszeit der vorcitirten Bestimmungen 
über die Höhe der donatio propter nuptias bleiben aufrecht 
und bilden die erfreulichste Bestätigung für die hier ver- 
tretene Ansicht über die Abgrenzung der Völker in L. 93. 

Wie bereits bemerkt wurde, bildet in Aegypten (und 
zeitweise auch im jüdischen Eherecht) der äyQatpog ydfiog 
die Vorstufe zum SyyQatpog yd/iog. Das gleiche Verhältniss 
lässt sich auch für das syrisch -römische Bechtsbuch nach- 
weisen. 

In Lond. 43 wird die Frage erörtert, ob der Kauf, den 
ein Mann „für sein junges Weib, das er als Jung- 
frau bekommen hat^, abschliesst, giltig ist oder nicht 
und verneint; wenn aber, so fahrt der Spiegier fort, nach 
der (peQVYi^ die seine Frau ihm eingebracht, er mit ihren 
eigenen Mitteln für sie etwas anschafft, so soll der Kauf 
giltig sein; von der Wittwe aber wird gesagt, dass sie das, 
was der Mann für sie anschaffe, mit dem Besitzübergang 
erwerbe. Das Bechtsbuch behandelt in den beiden ersten 
Abschnitten die Protogamie, unter den zweiten kann über- 
dies der Specialfall der secundae nuptiae gezogen werden, 
wo die Wittwe dem Gatten eine dos mitbringt und n^^ch 
deren Uebergabe Geld zur Anschaffung von Sachen über- 
giebt. Interessant ist der Gegensatz zwischen dem jungen 
Weib, „das jemand als Jungfrau bekommen" und der Gattin, 
von der der Mann eine q)eQvri erhält ; Bruns ^) hat sich diese 

») a.a.O. p. 211f. 
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Unterscheidung nicht recht zu erklären gewusst; nach unseren 
Ausfuhrungen kann ein Zweifel nicht bestehen: er ist nichts 
anderes als der von äyqatpog ydßiog und fyygaqjog ydfiog. Bei 
schriftloser Ehe ist der Kauf, den der Mann für die Frau 
abschliesst, stets ohne Rücksicht auf die Provenienz der Mittel 
ungiltig; bei Schriftehe ist er giltig, wenn die Mittel von 
der Frau herrühren; die Wittwe erwirbt in jedem anderen 
Falle ^) durch Uebergabe des Besitzes an der in ihrem 
Namen angeschafften Sache. Wie ist es nun zu erklären, 
dass die Frau bei äygaipog ydfxog auch dann, wenn sie dem 
Manne Geld übergiebt, doch durch ihren Mann nicht er- 
werben kann; schon die späteren Bearbeitungen-) haben das 
nicht verstanden — sie beschränken die Bestimmimg des 
ersten Abschnittes auf den Fall, dass die Mittel vom Manne 
herrühren — und doch ist die deutlichste Handhabe im 
Texte selbst gegeben. Das Rechtsbuch spricht von dem 
„jungen Weibe'', von dem „Weibe, das der Mann ge- 
heirathet hat in seiner Jugend". Das weist doch deutlich 
darauf hin, dass der Spiegier den äyQa<pog ydfxog nicht als 
etwas Continuirliches , sondern als ein vorübergehendes 
Stadium betrachtet. Auch in Syrien ist also noch zur Zeit 
der Abfassung des Rechtsbuches A^r äyQaq)og yd/xog iva 
Princip das Vorstadium zum eyyQaq>og ydjuog; 
auf diesen provisorischen Charakter der schriftlosen Ehe ist 
es zurückzufuhren, wenn das mandatum praesumptum des 
Ehemannes hier nicht statt hat.^) 



^) d. i. 1. wenn sie eine Mitgift hat, dem Manne aber kein weiteres 
Vermögen übergiebt, 2. wenn sie indolata ist, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie dem Gatten Geld zur Verfugung stellt oder nicht. Das Verbot 
der donatio inter virum et uxorem gilt also bei Heirath mit einer 
Wittwe nicht. — *) Vgl. P. 48f. Ar. 60 Arm. 61. — «) Die Analogie 
des jüdischen Eherechtes legt den Gedanken nahe, dass der syrische 
iyyQ. ydfAog ein jüngeres Gebilde ist (oben p. 89) ; das Gleiche möchte 
ich auch von der ägyptischen Schriftehe vermuthen. 



lälMBiA. 



Berichtigungen und Zusätze. 



S. 13 Z. 6 statt , dieser Verpflichtungen" 1. , dieser Zusagen". 

S. 26 Z. 3 statt „242" 1. „343". 

S. 28 Anm. 1 statt „Nov. 53 praef." 1. „Nov. 53 c. 3 praef.** 

S. 33 Z. 1 statt „erblicken" 1. „erblickt". 

S. 35 Anm. 3 statt „pag. 621ff."* 1. „pag. 621ff. insbes. pag. 628 
Anm. 1". 

S. 46 Anm. 1 ist „wobl" vor nicht zu streichen. 

S. 48 Anm. 1 letzte Zeile statt „letztere Auffassung" 1. „diese Aus- 
legung". 

S. 78 Z. 8 statt „Nov. 17 c. 11" 1. „Nov. 18 c. 11". 

S. 78 Z, 21 statt „749" 1. „740". 
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